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Ba ce | L. Duoıey Stame: ; ae Er 2 
AUFGABEN DES EISENBAHNWELTVERKEHRS 


Die Calais-Kanton-Route 


In letzter Zeit — und besonders seit den erfolgreichen Transatlantikflügen Lind- 
erghs, Chamberlins und Byrds — ist die allgemeine Aufmerksamkeit in hohem 
aße auf die Vervollkommnung der internationalen Flugverbindungen gelenkt worden. 
in wohlorganisierter Flugverkehr besteht bereits in vielen Teilen der Welt. In Eng- 
"land wurde besonders die Einführung des regulären Passagierflugverkehrs von Ägypten 
nach Indien zu einer wichtigen Phase in der Entwicklung dieses wertvollen Weltver- 
kehrsmittels. Bei dem rapiden Aufschwung des Flugverkehrs hat man die Aufgaben 
im Eisenbahnweltverkehr ganz außer Acht gelassen und die Eisenbahn gleichsam als 
 veraltetes Verkehrsmittel behandelt. Das ist in hohem Maße bedauerlich. Zwar ist das 
Flugzeug das Verkehrsmittel der Zukunft, aber bei dem heutigen Stande der Technik 
kommt es z. B. für den Güterverkehr nur in einem sehr geringen Umfang in Frage. 
_ Die Flugzeuge z. B., die in dem obenerwähnten ägyptisch-indischen Dienste Verwen- 
ung finden, wiegen mit voller Ladung über ı5 000 englische Pfund, wobei Passa- 
giere und Gepäck bis zu 20°/, des Gesamtgewichtes ausmachen. Bei einem Ozean- 
‘dampfer kann ein einzelner Passagier ein derartiges Gepäck kostenlos mitnehmen, 
während auf dem Lande ein Eisenbahnzug von 5 Millionen englischen Pfund, wo- 
von bis zu 65°/, Ladung sind, keine Seltenheit ist. Wenn man sich vor Augen hält, 
in wie geringem Maße die Eisenbahn bisher als hauptsächlichstes Verkehrsmittel auf 
dem Lande verdrängt wurde, so ist es interessant festzustellen, wie klein die Zwischen- 
räume noch sind, die sich einer in sich geschlossenen Kette einer Eisenbahnverbindung 
um die Welt entgegenstellen. 
- Noch vor wenigen Jahren war die Verbindung Berlin-Bagdad eine leere Phrase, 
während heute nur eine ganz kleine Lücke von etwa 100 englischen Meilen offen 
bleibt, um Calais mit dieser östlichen Stadt der Romantik zu verbinden. 

- Eine Route Calais-Kanton wäre ein sehr wertvolles Glied in der Entwicklung des 
Weltverkehrs und ihre Durchführung nicht einmal so schwer, denn es würde sich nur 
um eine ernsthafte und eingehende Zusammenarbeit der an der Strecke liegenden Ge- 
biete handeln. Die Route beträgt etwa 8800 englische Meilen, von denen 7000 eng- 
"lische Meilen bereits gebaut sind. Ganz anders wie die Transsibirische Eisenbahn oder 

eine Eisenbahn durch das Herz von Asien an Jahrhunderte alten Wüstenkarawanen- 
 straßen entlang würde diese angeregte Calais-Kantonlinie meistenteils durch wirt- 
'schaftlich wichtige und dicht bevölkerte Gebiete verlaufen. Ganz abgesehen davon, 
daß damit Kanton in ı4 Tagen von Calais erreichbar wäre, würde diese Linie un- 
 geheuere Vorteile für die Länder bringen, die gegenwärtig von dem Hauptverkehr 
des Welthandels abgeschnitten sind. Sie würde von besonderer Bedeutung sein für 
"Indien, Burma, Siam, Französisch-Indo-China und China auf der einen und für 
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Afghanistan, Persien, Mesopotamien, Syrien und die Türkei auf der anderen Seite. 
Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den in Frage kommenden Nationen würden sich 
zweifellos bessern, und zwar um so mehr, als mit einer solchen Bahn die dicht be- 
völkerten Hochebenen Hindustans durch eine Reise von etwa > bis 3 Tagen mit dem 
reichen Red River-Tal in Südchina in Verbindung gebracht würden, wodurch sowohl 
Indien als auch China Vorteile haben werden. H 

Von Calais nach Konstantinopel ist eine verhältnismäßig einfache Angelegenheit. 
Es ist die Sache eines Billetts, eines Passes und einer 76stündigen Reise im Simplon- 
Orient-Expreß. Die nächste Phase ist Konstantinopel-Aleppo. Obwohl die Züge dieser 
durch Anatolien laufenden Strecke noch sehr zu wünschen übrig lassen, dauert die 
ganze Reise selbst unter den heutigen Verhältnissen nur etwa 48 Stunden. Erst zwi- 
schen Aleppo und Bagdad tritt die erste kleine Lücke ein. Wenn diese Spannung 
überbrückt ist, so kann man in der verhältnismäßig kurzen Zeit von 6 Tagen in 
guten Expreßzügen von Calais nach Bagdad gelangen. 

Zwischen Bagdad und dem indischen Eisenbahnsystem liegt der größte und ernst- 
hafteste Zwischenraum auf der ganzen Route von Calais nach China. Es gibt da drei 
verschiedene Linien, die für den Bau von Eisenbahnen gewählt werden können. Die 
eine verläuft durch das Herz Persiens — eines Landes, das heute noch beinahe ohne 
Eisenbahn ist — und zwar vom Eisenbahnknotenpunkt an der westlichen Grenze 
Persiens nach Duzdap an der östlichen Grenze. Diese Strecke beträgt etwa 900 eng- 
lische Meilen im Vogelfluge. Eine andere Route verläuft von Basra durch das anglo- 
persische Ölgebiet bei Maiden-Naphtan und über das Gebirge nach Isfahan und 
Duzdap, insgesamt etwa 800 englische Meilen. Die dritte Route läuft an der persischen 
Küste entlang von Basra nach Karachi. Diese letzte Strecke beträgt etwa 1200 eng- 
lische Meilen. Die Entwicklung der Eisenbahn in Persien muß in nächster Zukunft 
einmal in Angriff genommen werden. Es wäre zu wünschen, daß das große Ver- 
bindungsgebiet von Bagdad nach Duzdap durch das Herz Persiens eines der ersten 
Eisenbahnsysteme wäre, und daß diese Eisenbahn auf der breiten indischen Spur- 
weite gebaut wird, so daß durchgehende Züge von Bagdad nach Kalkutta ermöglicht 
werden können. Obwohl eine Verbindung von Duzdap — an der Grenze Belutschistan- 
Persiens — nach Kalkutta bereits möglich ist, brauchen die gegenwärtigen Züge für 
die Reise von über 2500 englischen Meilen via Quetta und Delhi 100 Stunden. Bei 
einem verbesserten Eisenbahndienst könnte die Reise Bagdad-Kalkutta in 4!/g Tagen 
durchgeführt werden, wodurch dann Delhi in eine Reichweite von 9 Tagen von 
Calais gebracht werden könnte und Kalkutta 101/, Tage abliegen würde. 

Das Eisenbahnsystem in Indochina ist durchaus rückständig. Es gibt z. B. keine 
Möglichkeit, Burma zu erreichen, trotz der Tatsache, daß es eine der Provinzen 
Britisch-Indiens ist. Man kann nur auf dem Seewege — 21/, Tag von Kalkutta nach 
Rangoon — dorthin gelangen. Eine Lücke von etwa 200 englischen Meilen trennt das 
bengalische Eisenbahnsystem in Chittagong von dem burmesischen Eisenbahnsystem 
in Monywa. Zwar würde bei dieser Strecke der Weg über die hohen Arskan Yomas 
führen, aber immerhin besteht die Möglichkeit dreier verschiedener Verbindungen; 
Besprechungen über die Anlage einer Eisenbahnverbindung sind bereits seit langem 
gepflogen worden. Kalkutta und Rangoon können sehr leicht in eine Reichweite von 
etwa 36 Stunden voneinander gebracht werden. Noch auffallender ist der kleine 
Zwischenraum der burmesisch-siamesischen Eisenbahnsysteme, trotzdem hier bereits 
tatsächliche Arbeit geleistet wird, um die 100—150 englischen Meilen zu errichten, 
die notwendig sind, um die beiden Eisenbahnsysteme zu verbinden. Da Bangkok 
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und Singapore bereits verbunden sind und auf dieser Strecke bereits elegante Expreß- 
züge verkehren, würden dann mit dieser Verbindung das burmesisch-siamesische und 
malaiische Eisenbahnsystem verschmolzen werden. 

Von Kalkutta nach Kanton würde also die vorgeschlagene Linie via Chittagong, 
Monywa, Mandalay, Lashio, Yunnan und Hanoi verlaufen mit drei Zwischenräumen 
von insgesamt 1000 englischen Meilen, die noch gebaut werden müßten. Zwar be- 
steht keine direkte Verbindung zwischen Kalkutta und Chittagong, da der sich da- 
zwischen schiebende breite Gangesfluß die Heranziehung des Dampferdienstes not- 
wendig macht. Eine andere Route, die diesen Fluß vermeiden würde, könnte von 
Ober-Assam an wohlbekannten und gangbaren Linien entlang nach Myitkyina in 
Ober-Burma und von dort über Tengyueh nach Yunnan führen, wobei nur etwa 
5—600 englische Meilen gebaut werden müssen, um Indien und China zu verbinden. 
Eine solche Verkehrslinie würde neben den eingangs erwähnten Vorteilen auch 
Australien zugute kommen, besonders wenn erst einmal die Nord-Süd-Linie von 
Darwin nach Adelaide fertiggestellt ist. Heute beträgt die Entfernung von Singapore 
nach Darwin via Java nur etwa 6 Tage Seereise. 


WıLLIıam GRAHAM: 


DIE HEBUNG DES EUROPÄISCHEN LEBENSSTANDARDS 


Die durch alle fachlichen Untersuchungen belegte Feststellung, daß der Lebens- 
standard Europas heute unter demjenigen des Jahres 1913 liegt, braucht uns nicht 
{weiter zu beunruhigen, bedeutet sie doch keinesfalls, daß wir auch in Zukunft mit 
einem dauernd niedrigeren Lebensstandard zu rechnen haben. Es zeugt von der 
furchtbaren desorganisierenden Wirkung des Weltkrieges auf die Weltwirtschaft, wenn 
vir sehen, wie Europa noch immer unter den Auswirkungen dieses Krieges leidet. 
‘Verschärft wird die Lage dadurch, daß die Industrialisierung ehemals vorwiegend 
lagrarisch eingestellter Länder eine völlige Veränderung der weltwirtschaftlichen Struktur 
mit sich brachte. 

Der belgische Minister Theunis hat kürzlich dargelegt, daß die internationale 
arenproduktion, zu der alle den Lebensstandard betreffenden Fragen in Beziehung 
gebracht werden müssen, heute im ganzen genommen größer ist als vor dem Kriege, daß 
\aber die Verteilung dieser Produktion auf die einzelnen Länder noch recht ungleich 
list. Die Produktion ist verhältnismäßig groß in Nord- und Südamerika, ferner in 
JAustralien und in einzelnen Teilen des fernen Ostens, sie liegt aber für Europa noch 
unter dem Vorkriegsniveau. Wäre der Weltkrieg nicht dazwischen gekommen, so 
‘hätte sich die europäische Produktion weiterhin dauernd vergrößert und die alte 
{Welt ihre ‘Stellung in der Weltwirtschaft behaupten können. 

Zur Hebung seines Lebensstandards muß Europa bestimmte Anstrengungen machen. 
(Die Hauptlinien seiner Aufgabe sind ziemlich klar. Zunächst muß mit der veralteten 
!Zollpolitik aufgeräumt und ein Abbau der veralteten Zollschranken in die Wege ge- 


\sucht wurden, laufen 150 knapp ein Jahr, d. h. also, daß man selbst in diesen 
wichtigen Fragen der Handelspolitik nur von heute auf morgen disponiert. Die 
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48 Staaten, welche die amerikanische Union bilden, sind handels- und zollpolitisch. 
ein einziges großes Freihandelsgebiet; Europa dagegen zerfällt augenblicklich ın 27 ver- 
schiedene Zollgebiete, die sich alle rivalisierend gegenüberstehen. | 

Eine weitere wichtige Frage, die gleichfalls nur durch vereinte Anstrengungen! 
zu lösen ist, ist die Frage der Rationalisierung. Sie verlangt größte Aufmerksamkeit, 
denn wir leben in einer Welt immensen technischen Fortschrittes. Europa hat den! 
großen Vorsprung Amerikas einzuholen, wobei sein Mangel an flüssigem Kapital 
natürlich erschwerend ins Gewicht fällt. Die kürzlich in den verschiedensten Industrie- 
ländern vorgenommenen Enqu£ten haben gezeigt, daß eine fortschrittliche Industrie-. 
politik das Gebot der Stunde ist. 3 | 

Was die einzelnen Länder betrifft, so besitzen sie nach ihrer verschiedenen wirt- 
schaftlichen Struktur und je nach der Belastung aus dem Weltkriege die verschieden- 
artigsten Aussichten für eine Besserung ihrer Lebenshaltung. In Deutschland ist) 
zweifellos ein wesentliches Absinken des Lebensstandards der Vorkriegszeit gegenüber 
festzustellen. Deutschland hat auch große Schwierigkeiten zu überwinden, bevor ein 
Besserung des Lebensstandards eintreten kann. Ein besonders dorniges Problem ist 
die Aufbringung der Dawesleistungen und der Transfer dieser Zahlungen. Trotzde 
sind die Aussichten Deutschlands, auf lange Sicht gesehen, nicht ungünstig. Di 
deutsche Wirtschaft hat aus der wachsenden Konzentrationsbewegung seiner Industri 
große Vorteile gezogen. Die Rückblicke auf die Entwicklung des letzten Jahres lasse 
im allgemeinen einen wesentlichen Aufschwung der deutschen Wirtschaft erkennen, 
sie zeigen die Erweiterung des Handelsvolumens, den Rückgang der Arbeitslosigkeit, 
die Fortschritte der Rationalisierung und den Erfolg der Bemühungen, eine nac 
wirtschaftlichen Grundsätzen geschaffene Produktion der Aufnahmefähigkeit des 
Marktes anzupassen. 

Frankreich, dessen Lebensstandard der Vorkriegszeit gegenüber wenig gesunke 
ist, hat in dem Wiederaufbau seiner unter dem Kriege gelittenen Distrikte bedeutende 
Fortschritte gemacht. Seit 5 Jahren kennt es höchste industrielle Aktivität, weni 
oder fast gar keine Beschäftigungslosigkeit; es hatte sich sogar in einzelnen Industrie- 
zweigen mit eingeführter Arbeitskraft zu behelfen. Die Produktionskapazität ver- 
schiedener Industriezweige ist erheblich erweitert worden, die Erzeugung elektrischer 
Energie aus den in der Zwischenzeit neuerschlossenen Wasserkräften hat stark zu- 
genommen, während die Kohlenerzeugung um 25°/, erhöht werden konnte. Vo» 
allen Dingen ist es der Regierung gelungen, die sich aus der Entwertung der Wäh- 
rung ergebenden Probleme recht glücklich zu lösen. Die legale Stabilisierung der 
Währung dürfte nunmehr nicht mehr lange auf sich warten lassen, womit die Kon- 
solidierung der französischen Wirtschaft weitere Fortschritte machen dürfte. Auch 
Frankreich besitzt allerdings eine Reihe wichtiger ungelöster Probleme, vor aller 
Dingen sein Bevölkerungsproblem. 

Italiens Entwicklung hat in den letzten Jahren unter der genialen Führung 
Mussolinis rapide Fortschritte gemacht. Seine sozialpolitischen Erfolge sind hervor- 
ragend. Im Oktober 1926 zeigte Italien zum ersten Male seit mehr als 60 Jahren 
eine aktive Handelsbilanz, und der Fortschritt der italienischen Wirtschaft ist un- 
verkennbar. Auch in Italien ist indessen dafür gesorgt, daß die Bäume nicht in den 
Himmel wachsen. Seine Probleme liegen besonders auf dem Gebiete der Innenpolitik; 
Die italienische Regierung macht jedoch die denkbar größten Anstrengungen, dern 
inneren. Frieden aufrechtzuerhalten, und wenn es ihr gelingt, die Hebung de: 
einheimischen Produktion weiter durchzuführen und die noch immer bestehendd 
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Kr appheit an flüssigem Kapital zu überwinden, so scheint mir aller Anlaß vorhanden 
zu sein, die nächste Zukunft Italiens als durchaus gesichert zu bezeichnen, ein Um- 
stand, der natürlich auch eine Besserung des Lebensstandards bedeuten würde. 

In Elend liegt der Lebensstandard heute bereits etwas über der Vorkriegszeit, 
allerdings nur unter der Berücksichtigung der beschäftigten Personen. Stellt man da- 
gegen die Beschäftigungslosigkeit in Rechnung, so dürfte das Niveau des Lebens- 
standards zweifelhaft sein. England hat die schwierige Aufgabe zu lösen, etwa 
ı Million Beschäftigungsloser in die Industrie einzureihen, ein Problem, das sich in- 
dessen allen Bemühungen zu widersetzen scheint. Für Belgien zeigen die letzten 
Ontersuchungen, daß dieses Land in seiner ‚Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkte 
heute mindestens ebenso günstig dasteht wie im Jahre ıgı4. Für Polen ist ein etwas 
Wörsichtigerer Optimismus angebracht, doch scheinen die Aussichten des Landes in- 
folge der Bilanzierung seines Budgets und der ausländischen Finanzhilfe, die eine 
Beschleunigung der industriellen Entwicklung gestattet, heute weit günstiger zu sein 
als noch vor wenigen Jahren. 

Rußland bleibt allerdings wirtschaftlich wie politisch das große Fragezeichen. 
Großen Einfluß haben ja hier die innerpolitischen Vorgänge. Die Deportation bedeutender 
ehemaliger Führer der Bolschewisten dürfte die Zukunft des Landes weitgehend beein- 
flussen. Bleibt Rußland in nächster Zeit von schweren innerpolitischen Krisen ver- 
schont, wie es allerdings kaum den Anschein hat, so muß es zu seiner Zeit von den 
Fortschritten der westeuropäischen Industrieländer profitieren. 

Alle Faktoren scheinen darauf hinzudeuten, daß, wenn Europa bereit ist, eine 
wirkliche Befreiung von den Handelshemmnissen durchzuführen, die verschiedenen 
Länder die besten Aussichten für eine Erhöhung ihrer Produktion und damit für 
eine Besserung ihres Lebensstandards besitzen. Einen dauernd niedrigen Lebens- 
standard für Europa anzunehmen, hieße sich einem ungesunden Fatalismus hingeben, 
zu dem absolut keine Veranlassung vorliegt. 
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ErıcHh OBsrt: 


BERIGHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Noch immer wollen die Staaten des Abendlandes nicht recht einsehen, daß sie in 
ihrer Gesamtheit den Weltkrieg verloren haben und nun naturgemäß die Faust des 
einzigen Siegers, der Vereinigten Staaten, zu spüren bekommen: direkte oder indirekte: 
amerikanische Finanzkontrolle hier und da, Dawessystem und Schuldenbindung,, 
starkes Eindringen amerikanischen Kapitals in die europäische Industrie bei gleich- 
zeitigem vereinsstaatlichem Protektionismus und Schaffung eines amerikanischen: 
Kollektiv-Einfuhrsystems, gigantisches Wettrüsten u. a. m. Die die Jahrhundertwende: 
kennzeichnende Rivalität England-Deutschland findet in der Gegenwart ihr bedroh- 
liches Gegenstück in der Spannung U. S. A.-Europa. Es ist mindestens symptomatisch: 
interessant, daß ein hoher usamerikanischer Seeoffizier davon sprechen kann, den 
amerikanisch-englische Krieg sei unvermeidlich und stünde vor der Tür. 

Hüten wir uns, den brutalen Machtwillen der jugendlichen amerikanischen Nation: 
zu unterschätzen. Verfallen wir nicht in den Fehler, Briands Niederlage in dem 
französisch-amerikanischen Verhandlungen zur Ächtung des Krieges 
mit Schadenfreude zu verzeichnen. Was England in der Flottenpolitik, Frankreicht 
in der Friedenspolitik erlebte, geht im Grunde alle Europäer gleichermaßen an und 
läßt den festen Willen der amerikanischen Staatslenker erkennen, dem gesamtem 
Abendland das Gebot aufzuzwingen: „Du sollst keine anderen Götter haben nebem 
mir!“ Damit wollen wir keineswegs sagen, daß die Bemühungen der amerikanischen 
Pazifisten (Outlawry-Bewegung, Millionenspende für die Universität Heidelberg) wenigen 
aufrichtig gemeint seien als die brutal egoistische Machtpolitik der anderen (Flotten- 
bauprogramm, Unterwerfung von Nikaragua, Wirtschaftspläne Hoovers). Der Staat 
der Herren Coolidge und Kellogg aber versteht zum mindesten auf beiden Instru- 
menten zu spielen: man will U.$. A. zur ersten Seemacht der Welt entwickeln, um 
dadurch angeblich dem Kampf gegen den Krieg zum Siege zu verhelfen! Wann werdem 
die Staatsmänner diesseits und jenseits des Atlantik die Richtigkeit des alten Wortes 
begreifen: „Niemand kann zwon Herren dienen“? Von Völkerversöhnung und Welt- 
frieden zu reden, hat keinen Sinn, wenn man sich gleichzeitig für gigantische Rüstungs- 
vorlagen einsetzt. 

In England, wo sonst Fragen wirtschaftlicher und machtpolitischer Natur das 
öffentliche Leben zu beherrschen pflegen (Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, Aus; 
gestaltung des Empirehandels, Flottenrüstung u. a. m.), entstand letzthin wegen der 
Neugestaltung des Prayer Book der Church of England eine Aufregung, wie sia 
das Parlament selten erlebt hat. Man stritt mit Erbitterung um die Grundsätze de® 
neuen Kirchenbuches, bis schließlich zum Entsetzen des greisen Erzbischofs vors 
Canterbury die auf eine Annäherung an Rom abzielende Richtung der Anglokatholikernn 
unterlag und die Evangelicals obsiegten. No popery! — Geopolitisch interessant is# 
der Ende Januar entbrannte Streit zwischen Großbritannien und Norwegen 
wegen derantarktischen Bouvetinsel. Norwegen behauptet, am ı. Dezember 1927 
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in aller Form von der bislang herrenlosen Bouvetinsel Besitz ergriffen zu haben, 
"um daraus einen Stützpunkt für die norwegischen Walfangfahrten zu machen. Eng- 
land bestreitet die Richtigkeit dieser Darstellung und macht seinerseits Rechts- 
‚ansprüche auf die Bouvetinsel geltend. Wer hätte zu Beginn dieses Jahrhunderts geahnt, 
‚daß der Walreichtum der Antarktis so schnell politische Bedeutung erlangen würde! 
Paris hat Ende Februar die Nachrichten von Verhandlungen über einen französisch- 
‚russischen Nichtangriffspakt in aller Form dementiert (aus Rücksicht auf Polen?). 
Dagegen beweist die Rede de Monzies in Nizza (8. Januar), daß die französisch- 
russischen Schuldenverhandlungen fortgesetzt werden. De Monzie empfiehlt 
‚ein deutsch-französisches Einvernehmen für Kredite und Lieferungen. Die von Frank- 
reich zu gewährenden Kredite sollen gleichzeitig mit der Schuldentilgung verhandelt 
und in erster Linie durch umfangreiche Petroleumlieferungen abgegolten werden. — 
Wichtiger als die Klärung der Beziehungen zu Rußland erscheint den französischen 
Staatsmännern augenblicklich die Unterdrückung der elsaß-lothringischen 
‚Autonomistenbewegung (Haussuchungen, Verhaftungen) und die Anbahnung 
einer Entspannung mit Italien. Herr de Beaumarchais wird gewiß auf das Ent- 
gegenkommen Frankreichs hinweisen, das in dem Verbot des in Paris erscheinenden 
Antifaschistenorgans „Corriere degli Italiani“ zum Ausdruck kommt. Aber ein solcher 
Schritt genügt Italien nicht, und es wird langwieriger Arbeit bedürfen, um die wichtigsten 
Schwierigkeiten zu beseitigen: italienische Einwanderung nach Frankreich und Tunis, Ri- 
valität auf dem Balkan und im Mittelmeer, italienisches Kolonialbegehren in Afrika u.a.m. 
Man hat in Deutschland vielfach gehofft, Italien werde sich durch die ernsten 
Differenzen mit Frankreich zu einer Änderung seiner schamlosen Unterdrückungs- 
politik in Südtirol bestimmen lassen. Wir haben in dieser Zeitschrift zu wiederholten 
-Malen auf das Trügerische solcher Hoffnungen hingewiesen und müssen heute leider 
einen erneuten Beleg für die Berechtigung unseres Pessimismus anfügen: das könig- 
"liche Schulamt von Trient hat am ı8.Januar den Fürstbischöflichen Ordinariaten 
von Trient und Brixen den Regierungsbeschluß mitgeteilt, wonach von jetzt ab in 
sämtlichen Volksschulen des deutschen Sprachgebietes in Südtirol der 
Religionsunterricht ausschließlich in italienischer Sprache erteilt 
werden muß; selbst der Gebrauch deutscher Katechismen ist verboten! 
Angesichts solcher mittelalterlich anmutender Ungeheuerlichkeiten ballen sich die 
Fäuste wie von selbst. Möge es sich einst an Mussolini rächen, daß er dem nationalen 
Widerstand nun auch noch eine religiöse Weihe gibt. Wann erhebt der Völkerbund 
seine Stimme gegen diese neue infame Vergewaltigung? Und wird sich der Heilige 
Stuhl diese freche Herausforderung stillschweigend gefallen lassen? — Italien, das 
klassische Land des Geburtenüberschusses, der Staat, dessen demographischer Druck 
immer wieder als politisches Machtmittel ins Feld geführt wurde, ist durch die 
amtliche Mitteilung eines rapiden Geburtenrückganges aufgeschreckt worden. 
Der Geburtenüberschuß beträgt zwar noch immer rund !/, Million jährlich, er 
nimmt aber seit Kriegsende regelmäßig um etwa 5°/, im Jahr ab, so daß bei An- 
halten dieses Zustandes in etwa 20 Jahren eine schwere bevölkerungspolitische Krisis 
eintreten müßte; die großangelegte italienische Expansionspolitik wäre damit zum 
Scheitern verurteilt. Mussolini und seine Mitarbeiter werden infolgedessen nicht müde, 
die Kinderreichen als nationale Vorbilder hinzustellen, die Verhütung der Empfäng- 
nis als Verbrechen am italienischen Volkstum zu geißeln usw. Die ganze Presse be- 
teiligt sich mit Begeisterung an diesem Feldzug gegen den Neumalthusianismus, der 
Schrei nach dem Kinde durchazittert die italienischen Lande. 
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In Deutschland ist die zur Erörterung der Neugliederungsfrage einberufene 
Reichskonferenz beinahe ergebnislos verlaufen. Baden und Bayern haben sich sehr 
scharf gegen den Unitarismus ausgesprochen und eher eine Rückbildung in der 
Richtung des Föderalismus befürwortet. Die übrigen Regierungsvertreter waren ım 
Grunde wohl für eine Neuordnung, für einen dezentralisierten Unitarismus ein- 
genommen, sahen jedoch bei der gänzlichen Inaktivität der Reichsregierung selbst keine 
Möglichkeit, einen entscheidenden Schritt vorwärts zu tun. — Im Saargebiet ist 
durch den Rücktritt des belgischen Majors Lambert, des ersten Gehilfen des 
früheren französischen Präsidenten Rault, eine neue Lage geschaffen worden. Seit 
langem haben alle saarländischen Parteien den Rücktritt dieses fanatischen Ententisten 
eindringlich verlangt. Entgegen dem eindeutigen Beschluß des Völkerbundsrates von 
1922 ist der der deutschen Sprache nicht mächtige Belgier von 1920 bis 1928 Mit- 
glied der Regierungskommission gewesen. Ob der Französling Lambert durch einen 
saarländischen Deutschen oder einen Landfremden (Skandinavier?) ersetzt wird, ist 
für die Geschicke der saarländischen Grenzmark von erheblichem Belang. — Die 
Verhandlungen zwischen Deutschland und Griechenland sind als perfekt 
anzusehen. Griechenland verzichtet auf die ihm formell im Versailler Diktat zu- 
gestandene Anwendung des Konfiszierungsrechtes für deutsches Eigentum und erhält 
dafür einen griechischen Wünschen weitgehend Rechnung tragenden Handelsvertrag. 

Um die Jahreswende hat Griechenland einen zweiten Vertrag abgeschlossen, der 
für die Zukunft dieses Landes möglicherweise sehr wichtig werden kann. Es handelt 
sich um die Bildung eines griechisch-englisch-amerikanischen Trustes, 
der sich die Aufgabe gestellt hat, durch Gewährung langfristiger Kredite diegriechische 
Industrie zielbewußt auszubauen. Bleiben Griechenland künftighin innere Un- 
ruhen erspart — in Kreta revoltieren zur Zeit die Bauern wegen der schonungslosen Ein- 
treibung der Steuern —, so ist nunmehr mit einem erheblichen Aufschwung vor allem 
der griechischen Nahrungsmittel- und Bekleidungsindustrie leidlich sicher zu rechnen. 

Kehren wir nach dem östlichen Mitteleuropa zurück, so müssen wir zunächst bei 
Jugoslawien verweilen. DerErmordung des Justizreferenten Prelitsch durch 
Mara Buljew scheinen politische Motive zugrunde zu liegen. Man vermutet jedenfalls, 
daß Mara Buljew im Auftrage des bulgarisch-mazedonischen Komitees gehandelt habe. 
Prelitsch hatte jüngst die revolutionäre Organisation des Komitees in Serbien auf- 
gedeckt und bei der Verurteilung südserbischer Studenten mitgewirkt. — Starke Auf- 
regung hat die unverständliche und unbegründete Auflösung der deutschen Liga 
für Völkerbund und Völkerversöhnung in Slowenien hervorgerufen. Man 
versteht diese Regierungsmaßnahme um so weniger, als eben noch die Loyalität der 
deutschen Minderheit in Südslawien durch den folgenden weitherzigen Schul- 
erlaß anerkannt worden ist: „Die Zirkularverordnung des Unterrichtsministers be- 
treffend die Einschreibungen in die nichtslawischen Klassen der Volksschulen werden 
in der Batschka, dem Banat und der Baranja häufig unrichtig angewendet, und zwar 
in der Weise, daß bei der Einschreibung der Name des Vaters, ja sogar der Mutter, 
wenn dieser slawisch klingt, zum Anlaß genommen wird, um die Kinder nichtslawischer 
Eltern, die nicht ein Wort serbisch können, zum Nachteil des Unterrichts und ent- 
gegen ihren Rechten in serbische Klassen einzuschreiben. Diese Fälle sind zwar nicht 
zahlreich, sie genügen aber, um unnötige Beschwerden und Unzufriedenheit hervor- 
zurufen in bezug auf die ordnungsmäßige Durchführung der Schulgesetze und Ver- 
ordnungen, welche den nationalen Minderheiten nebst dem Unterricht in der Staats- 
sprache freie kulturelle Entwicklung gewährleisten. Im Sinne des Artikels 54 des 
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Gesetzes über den Volksschulunterricht verfüge ich deshalb, daß in den magyarischen, 
eutschen und rumänischen Klassen der Volksschulen bei der Einschreibung der 
Kinder außer ihrer Nationalität und der Sprache, die sie sprechen, auch der Wille 
der Eltern maßgebend sein muß.“ R 
Ungarn hat in den ersten Tagen des neuen Jahres die Aufmerksamkeit durch den 
Zwischenfall von Szent-Gotthard auf sich gelenkt. Italienische Maschinen- 
gewehre und Munition sollten offenbar unter falscher Deklarierung nach Ungarn ge- 
schmuggelt werden. Auf dem österreichisch-ungarischen Grenzbahnhof stellten öster- 
reichische Zollbeamte den wahren Inhalt der verdächtigen fünf Waggons fest, wurden 
dann aber von den Ungarn an der weiteren Durchsuchung gehindert. Die Kleine 
Entente hat auf Grund dieser Vorgänge in Genf den Antrag gestellt, eine Völkerbunds- 
Investigation gegen Ungarn einzuleiten. Ungarn verweist auf den Frachtbriefvermerk 
„Transito für Warschau, Polonia“ und erklärt, mit dem Waffenschmuggel nicht das 
Mindeste zu tun zu haben; es stellt Österreich neuerdings anheim, die fünf Waggons 
an sich zu nehmen. Die nähere Untersuchung wird kaum zu klaren Ergebnissen 
führen, da Italien in jedem Falle ein Interesse daran hat, die Wahrheit zu verschleiern. 
In Polnisch-Oberschlesien sind bei der Aufstellung der Wahllisten die Deut- 
schen derartig terrorisiert worden, daß Tausende deutscher Wähler ihre Eintragung 
nicht erreichen konnten, die Sejmwahlen also geradezu zu einer Farce gemacht wurden. 
Nach den letzten Telegrammen soll Warschau den Protestaktionen nachgegeben und 
angeordnet haben, daß ungeachtet des bereits abgelaufenen allgemeinen Termins alle 
Reklamationen der Deutschen angenommen und geprüft werden sollen. Ob sich die 
Landräte und Wahlkommissare in Polnisch-Oberschlesien loyal an die Verordnung 
von Warschau halten werden? — Pilsudski geht ohne jedes positive Programm in den 
Wahlkampf, der sich mithin in erster Linie um die Persönlichkeit des Marschalls 
drehen wird. Der größte Teil der Deutschen, der Ukrainer, Weißrussen, 
Russen und Juden hat sich am ı8. Januar zu einem Minderheitenblock zu- 
sammengefunden. Leider sind die Lodzer deutschen Sozialisten sowie ihre Partei- 
genossen in Oberschlesien dem Block ferngeblieben und haben es vorgezogen, sich 
den polnischen Sozialisten anzuschließen. 

Der polnisch-litauische Wilnakonflikt ist noch immer nicht aus der Welt 
geschafft worden, doch wollen sich nach den letzten Meldungen beide Parteien dem- 
nächst in Riga zu einer Konferenz treffen und über die Regelung des Grenz- und 
Transitverkehrs (Njemen!), Eröffnung des Post- und Eisenbahnverkehrs zwischen Polen 
und Litauen beraten. 

Nach langwierigen Bemühungen ist die lettische Regierungskrisis endlich ge- 
löst worden. Man hatte in der Verlegenheit sogar den Führer der Deutschen im Land- 
tag, Dr. Paul Schiemann, mit der Bildung einer Regierung beauftragt, doch scheiterten 
dessen Bemühungen an der Mißgunst der bürgerlichen Letten. Jetzt hat der Demokrat 
Juraschejski das Präsidium übernommen; das Ministerium der Justiz ist dem 
Deutschen Magnus anvertraut worden. 

In Rußland herrscht Zar Stalin I. Trotzki und all die anderen, die den Mut hatten, 
ich ungeachtet aller Drohungen zur Opposition zu bekennen, sind in unwegsame 
Grenzlande verbannt. Die altbewährte zaristische Methode der „administrativen 
Verschickung“ ist also tatsächlich von dem skrupellosen Georgier Stalin gegen die 
mutigsten Pioniere des Bolschewismus angewendet worden. Daß man wirklich aus 
Angst vor der Macht des Gedankens zu der einst so leidenschaftlich bekämpften 
Methode der Verbannung Zuflucht genommen hat, rettet zwar für den Augenblick 
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die Parteidisziplin und die Stellung der Stalin-Gruppe, birgt aber die Gefahr in sich, 
daß man mehr und mehr die Diktatur einer Minderheit nach zaristischem Vorbild 
als Selbstzweck betrachtet, statt sie im Sinne Lenins als bloße Übergangsform zu 
werten. — Geopolitisch interessant ist der am ı. Januar ı 928 in Kraft tretende russisch- 
spanische Erdölvertrag. Die spanische Monopolverwaltung bezog die vom Lande 
benötigten Naphthaprodukte bislang in der Hauptsache von den beiden angelsäch- 
sischen Welttrusts; Rußland war nur mit rund ı0°/, des Einfuhrbedarfs beteiligt. Der 
jetzt abgeschlossene Vertrag sichert Rußland die Einfuhr von jährlich 520000 t ver- 
schiedener Naphthaprodukte; damit werden nun annähernd 60°/, des gesamten 
Naphthabedarfs Spaniens durch Rußland gedeckt und die Angelsachsen haben wieder 
einmal das Nachsehen. 

Aus dem Orient liegen verschiedene Nachrichten vor, die an dieser Stelle nicht 
übergangen werden dürfen. Rom meldet, daß der Führer der Senussi sich den 
italienischen Behörden bedingungslos ergeben habe. Die Besetzung der Zyrenaika 
wird nun rasch und endgültig vollendet werden können. — In Ägypten sind starke 
Kräfte am Werk, um im Geiste Zaghlul Paschas der Unabhängigkeitserklärung vom 
»8. Februar 1922 konkreten Inhalt zu geben. Man verhandelt mit England über die 
Zurückziehung der britischen Besatzungstruppen (ausgenommen die für den Kanal- 
schutz unentbehrlichen Flieger), über die Aufhebung der Kapitulationen (hierfür wird 
die Einberufung einer internationalen Konferenz nach Kairo vorgeschlagen), über eine 
Reform der Gemischten Gerichtshöfe u. a. m. Man sieht, die Thronrede vom ı7. No- 
vemter 1927 war mehr als eine glänzende Ansprache. Ägypten ist offenbar ernstlich 
willens, tiefgreifende Reformen durchzuführen, um so der heißersehnten wirklichen 
Unabhängigkeit näherzukommen. Ob man das Ziel wird erreichen können, ohne den 
ägyptischen Sudan vorerst preiszugeben? Hier ist und bleibt einstweilen England der 
Herr, und auch der jetzt dort tobende Aufstand, von dem Albion die Welt so gut wie 
nichts erfahren läßt, wird daran kaum etwas ändern. 

Der Zionistenstaat erlebt gegenwärtig eine schwere Krisis, die Tieferblickenden 
allerdings nicht überraschend kommt. Die Knappheit der zur Verfügung stehenden 
Mittel zwingt dazu, sowohl der Industrie als auch den Handwerkern jedwede Kredite 
zu verweigern. Darüber hinaus muß die weitere Einwanderung vorerst abgestoppt 
werden, um das Vorhandene (160000 Juden mit 90000 ha Bodenbesitz) erst einmal 
leidlich zu konsolidieren. An Stelle des „Judenstaates“ tritt angesichts dieser Tatsachen 
die Idee eines „binationalen Staates“, aber eine solche Umgestaltung würde die „Jüdisch- 
nationale Heimstätte“ natürlich langsam, aber sicher dem Arabertum ausliefern. Wie 
stark die arabische Gegenbewegung schon heute ist, erhellt aus dem arabischen Protest 
gegen das Tote Meer-Projekt. Die Ausbeutung der dortigen Salze (Kali) begegnet 
nach dem Urteil amerikanischer Technologen kaum mehr ernstlichen Schwierigkeiten, 
vor allem dann, wenn die jetzt von Rutenberg in Angriff genommene hydroelektrische 
Kraftanlage im Jordantal vollendet sein wird. Auch die Transportfrage scheint eine 
Lösung gefunden zu haben; man plant die Anlage einer Drahtseilbahn zwischen Totem 
Meer und der Haifa-Abzweigung der Hedschasbahn. In diesem Augenblick aber stehen 
die Araber auf, protestieren gegen diese Pläne der Landfremden und verlangen, daf 
die Schätze des Toten Meeres wie die Bodenschätze Palästinas überhaupt als Besita 
des gesamten Volkes betrachtet werden sollen. 

Im Irak ist es zu Angriffen der Wahabiten gekommen, die nur mit Hilfe britischer 
Luftstreitkräfte abgeschlagen werden konnten. Mit Spannung erwartet man die end- 
gültige Stellungnahme Ibn Sauds; tritt er auf die Seite der kriegslüsternen Wüsten- 
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‚stämme, so sind schwere Komplikationen zu erwarten. — Das Reich des Königs 
Feisal hat auch sonst viele Sorgen. Die englandfreundliche Einstellung der bisherigen 
‚Regierung hat deren Sturz bewirkt. Das neue Kabinett aber hat keine feste Mehrheit 
‚hinter sich, so daß das Parlament am ı6. Januar aufgelöst werden mußte. Neu- 
 wahlen werden im Frühjahr stattfinden. Man wird dann erst erkennen, wie man 
sich im Irakstaat die Lösung der Finanzkrisis und die Einführung der allgemeinen 
"Wehrpflicht vorstellt. 

Reges Leben herrscht im Lande Ibn Sauds. Arabien modernisiert sich von 
"Monat zu Monat mehr und läßt keine Gelegenheit unbenutzt, um die europäische 
Zivilisation in den Dienst einer Wiedererweckung und Stärkung der arabischen 
Kultur zu stellen. Wege, Straßen und Wasserversorgung sind im ganzen Lande 
wesentlich verbessert worden, so daß die ungeheure Beteiligung der gesamten isla- 
mischen Welt an der diesjährigen Pilgerfahrt keine Schwierigkeiten hervorrufen 
dürfte. Ibn Saud hat darüber hinaus für den Bau einiger Krankenhäuser, einer 
Fabrik für Chininpräparate in Mekka, eines bakteriologischen Instituts in Dschidda 
u. a. m. gesorgt. Der Autoverkehr nimmt im Reiche Ibn Sauds stark zu (registrierte 
Privatwagen 1926: 30 Stück, 1927: 238 Stück), und auch der Eintritt in den Welt- 
postverein läßt erkennen, wie sehr sich hier die Verhältnisse in wenigen Jahren ge- 
ändert haben. Als letzte Maßnahme Ibn Sauds wird die Entsendung von ı4 Schülern 
nach dem Ausland gemeldet. Die Jünglinge sollen hier eine gründliche Ausbildung 
erfahren und zurückkehren: 6 als Lehrer, 2 als Techniker, 2 als Ärzte, 2 als Land- 
wirte, > als Scheria-Juristen. 

Vielleicht ist es dieser ersichtliche Aufschwung Arabiens, der die Angora-Türkei 
dazu bestimmte, mit der Welt des Islam wieder innigere Fühlung zu suchen. Der 
"neuernannte Vertreter Angoras in Hedschas und Jemen soll den Auftrag erhalten 
‚haben, den beiden arabischen Staaten einen Freundschafts- und Defen- 
sivvertrag mit der Türkei anzubieten. Angora will ersichtlich in Arabien den 
schlechten Eindruck verwischen, den die religionsfeindliche Einstellung der Kema- 
listen hier hervorgerufen hat. Kommen die geplanten türkisch-arabischen Verträge 
zustande, so erhält der Orient wiederum eine neue politische Note. 

In Jemen wächst die Mißstimmung gegen Italien immer bedrohlicher. Die 
Volksstimmung verlangt kategorisch die Lösung des italienisch-jemenitischen Ver- 
trages. Große Sensation hat hier die Nachricht erregt, der abessinische Prinzregent 
Ras Tafari werde persönlich zum Abschluß eines. abessinisch-jemenitischen Wirt- 
schaftsbündnisses nach Sanaa kommen. Man darf gespannt darauf sein, ob die 
Italiener gegebenenfalls eine solche Reise gestatten werden. 

Wenden wir uns zum Schluß dem afrikanischen Kontinent zu, so verdient hier 
vor allem die Freilassung von 215000 Sklaven im britischen Protektorat 
Sierra Leone Beachtung. Es wurde höchste Zeit, daß dieser Schritt geschah, denn 
die Eingeborenenverhältnisse von Sierra Leone waren geradezu skandalös und ge- 
reichten der britischen Kolonialpolitik gewiß nicht zur Ehre. 

An zwei Stellen hat die Verkehrserschließung des dunklen Erdteils wiederum 
wesentliche Fortschritte zu verzeichnen. Die Eisenbahn Mombassa—Nairobi— 
Eldoret—Turbo ist über Tororo bis nach Mbulamuti im Lande Uganda 
verlängert worden. Mitte Januar ist die Gesamtstrecke feierlich dem Verkehr über- 
geben worden. Damit ist eine direkte Eisenbahnverbindung von der Küste des In- 
dischen Ozeans zum oberen Nilgebiet geschaffen, die politisch, touristisch und wirt- 
schaftsgeographisch bedeutungsvoll ist. Uganda, dessen Baumwollgebiete bislang ganz 
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auf den schwerfälligen Schiffahrtsweg über den Viktoriasee angewiesen waren und 
erst an der Ostküste des Sees (Kisumu) die Bahn erreichten, besitzt nun den direkten 
Schienenstrang zum Indischen Ozean. Eine weitere zielbewußte Ausgestaltung des 
Eisenbahnnetzes ist vorgesehen. 

Das zweite wichtige Verkehrsereignis ist die Fertigstellung der Lobitobahn, 
die von der atlantischen Küste wenig nördlich Benguella in östlicher Richtung nach 
dem Katangarevier führt und nun bis zur portugiesisch-belgischen Grenze vollendet 
ist. Den Rest wird die belgische Regierung bauen. Der Abtransport der ‘von Robert 
Williams, dem zentralafrikanischen Cecil Rhodes, entdeckten Katangaschätze (Kupfer, 
Diamanten, Gold, Steinkohlen) wird nun also wohl endgültig nicht über Beira oder 
Daressalam oder Mombassa oder Deutschsüdwest bzw. Kongostaat (Matadi) erfolgen, 
sondern in der Hauptsache über Lobito. Ein schwerer Schlag vor allem für die Süd- 
afrikanische Union und Belgisch-Kongo! Oder wird eines Tages Angola an einen der 
Nachbarn, sei es die Südafrikanische Union, sei es der Kongostaat, fallen? Fragen 
von höchster Wichtigkeit für die zukünftige politische Gestaltung Zentralafrikas sind 
mit der Vollendung der ı24ı Kilometer langen Lobitobahn aufgetaucht. 

In Südafrika hat der Vertrag zwischen der Regierung und der europäischen 
Diamantschleiferei Rosenstrauch betr. Errichtung einer großen Diamant- 
schleiferei in Südafrika großes Aufsehen erregt. Ob dieser neue Schritt auf dem 
Wege einer Industrialisierung Südafrikas sich bewähren wird, ist zur Zeit sehr schwer 
zu beurteilen; als Symptom ist er in jedem Fall höchst beachtenswert. — Erwähnung 
verdient auch die Gründung einer eigenen südafrikanischen Handels- 
flotte, die den Transport vor allem der Wolle Südafrikas übernehmen soll. Man 
will zehn Schiffe mit je 9000-10 000 Tonnen bauen und diese hauptsächlich zwischen 
Südafrika und England laufen lassen. Eine Staatssubvention wird für die neue 
Empirelinie mit Bestimmtheit erwartet. 


RK. HausnHorer: 
BERICHT ÜBER DEN INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


Im Gegensatz zu seiner insulindischen Inselwelt (die mit dem Verlangen einer indi- 
schen Mehrheit im Volksraad den niederländischen Regierungsgewalten eine harte 
Nuß zu knacken gab, aber voll Zuversicht auf künftige Lösungen im Geiste der Selbst- 
bestimmung) hat Vorderindien an der Jahreswende in der Botschaft des Labour- 
führers Macdonald an die indische Presse eine herbe Enttäuschung erlebt. Da diese 
Enttäuschung auf einer Linie mit der Absage des französischen Sozialismus unter 
Paul Boncour an die Abrüstungshoffnungen und die Friedensträumer von Rhein- 
landräumung liegt, und die regierungsfähigen Flügel der großen sozialistischen Par- 
teien der Westmächte leider genau ebenso in den Reihen der imperialistischen Unter- 
drücker zeigt, wie die Tories des anglo-indischen Beamtenkörpers und die Großbürger 
Raymond Poincares, zerbricht damit eine große Hoffnung des friedensfreundlichen 
Teiles der indo-pazifischen Freiheitsbewegung, und die auf Kampf gestellten 
Führer erhalten Oberwasser: in Indien, in Indochina, in China selbst und In- 
sulinde, wie auf den Philippinen und im Nahen und Mittleren Osten. 

In solchem Licht hat Macdonalds Neujahrsbotschaft an die indische öffentliche 
Meinung tatsächlich Weltbedeutung; und es ist die Frage, ob der damit erbrachte 
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‚Nachweis seiner Regierungsfähigkeit gegenüber der indischen Lage im Hinblick auf 
die kommenden britischen Wahlen (der wohl innerpolitischen Erwägungen entstammte) 
die grausame Enttäuschung der Hoffnungen aller um Selbstbestimmung ringenden 
Kräfte der indo-pazifischen Welt auf die Wahrhaftigkeit sozialer Gedanken und Ideen 
in den großen sozialistischen Parteien der Westmächte, der alten Kolonialgewalten 
wert war. 
„Es ist der nationalen Bewegung im Nahen und Mittleren Osten auch in der Bot- 
schaft Macdonalds viel zuviel von „Selfrespect“ und „Glaube an parlamentarische 
Demokratie“ die Rede. „Als die Boykottbewegung (die einzige, von der China und 
Indien wirklich sahen, daß sie auf ihre Bedränger Eindruck machte) auf ihrer Höhe 
war, fand sie niemals Rückhalt an der Labour Party. Das ist nicht der Weg, wie die 
Dinge gemacht werden können. Indien und wir sind gegenseitig viel zu abhängig, 
in jeder Weise, die für eine friedliche und erleuchtete Zivilisation eintritt, für Männer, 
die einer von beiden Rassen angehören, als daß sie eine verneinende und destruktive 
Haltung einnehmen könnten.“ So sprach der Führer der britischen Linken. Das 
stimmt nicht nur die an einen Sieg der Linken in Europa geknüpften Hoffnungen 
herab. Fenner Brockway wird es als Sendbote der Independent Labour Party in Indien 
sehr schwer haben, die Inder trotzdem zu überzeugen, „daß die britische Arbeiter- 
bewegung antiimperialistisch bis in die Knochen ist, und daß sie ein wahrhaftes 
Gemeinschaftsgefühl mit den indischen Arbeitern hat“. Namentlich, wenn H.N.Brails- 
ford, der führende Publizist der Independent Labour Party, gleichzeitig schreibt: „Die 
Labour Party unter Macdonalds Leitung hat ihren Stand gegen das indische Volk als 
eine richtige imperialistische Partei genommen. In dieser Frage von ungeheurer Wucht 
und Bedeutung ist die Labour Party der willige Partner der Tories in einer imperiali- 
-stischen Politik geworden.. Sie hat die sozialistischen Grundsätze verraten und ihr 
Recht auf das Vertrauen des indischen Volkes verwirkt. Wir haben, angesichts der 
"leidenschaftlichen Proteste aus Indien, die Solidarität mit den kapitalistischen Parteien 
hingenommen.“ Das wird natürlich Moskau, das schon — infolge des chinesischen 
Fehlschlags — seinen Wind aus den Segeln gleiten sah, seınen panasiatischen Freunden 
noch viel deutlicher sagen; und so werden die Mitglieder der Indian Statutory 
Commission, die am 20. Januar von Marseille ausfahren und am 3. Februar in Indien 
zu landen hoffen, allerdings „unter einer Wolke“ aussegeln und eine böse Willkomm- 
presse haben. Die meisten werden dabei Indien als richtige „Cold-Season “-Gäste 
zum erstenmal sehen und von den Parlamentsverhandlungen in Neu-Delhi und 
dem Besuch in zwei Provinzen sicher eher einen verwirrenden als einen abgeklärten 
Eindruck mitnehmen. Inzwischen hat der allındische Kongreß in Madras (wie der 
mohammedanische in Kalkutta) die Kommission einstimmig in Verruf erklärt und 
als Ziel des indischen Volkes die völlige nationale Unabhängigkeit am 27. Dezember 
1927 erneut bezeichnet. Auch die sehr zahmen indischen Liberalen unter Sir Te] 
Bahadur Sapru fanden es nötig, in Bombay „der Regierung offen und unzweideutig 
zu sagen, daß auch sie nicht nur die ganze Simon-Kommission ablehnen müßten, 
sondern den ganzen Geist, in dem die Frage von Indiens weiterer Entwicklung vom 
Parlament und der indischen Regierung aufgefaßt werde. Auch ihr Ziel sei eine 
Art Vereinigte Staaten von Indien, in direkten und wohlgeklärten Beziehungen 
mit andern Staaten des indischen Lebensraums, unter der Ägide der britischen Krone, 
als ein gleichberechtigtes Mitglied der britischen Gemeinschaft von Nationen, und 
nicht als Dependenz unter der Hut eines fernen India Office, das über den Indern 
wie eine Art irdische Vorsehung schwebe*. 
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Nur die konservativen Mohammedaner in Lahore waren für eine verklausulierte 
Zusammenarbeit. x 

Sehr mit Recht mahnt Manch. Guardian (20. Dezember 1927) jetzt schon die 
Kommission, auch an das zu denken, was in den andern Ländern Asiens vor sich 
gehe, so daß sie Verständnis hätte für die Geister, die das Beispiel der Freiheit jen- 
seits der Grenze aufstachle! Die große Baumwollzeitung denkt dabei zunächst an 
Afghanistan, dessen Herrscher zur Zeit Europa besucht. Aber sie könnte auch an 
die Kleinen im Nahen Osten: das für 1932 zum Völkerbund zugelassene Iraq, das 
Reich Ibn Saüds und die geradezu abenteuerliche Staatsbildung Transjordaniens 
— eines reinen Kunstprodukts — denken. Sie könnte die Spannungslage Insulindes 
in der Schwebe zwischen Forderung und Gewährung oder Nichtgewährung der indi- 
schen Mehrheit im Volksraad in Betracht ziehen; eine ähnliche Lage wie die, in der 
Alexander Varenne, der sozialistische Generalgouverneur von Indochina, nach 
einem sehr hoffnungsreichen Budget seine reiche Kolonie mit Hochkonjunktur- 
hoffnungen, aber auch demagogisch aufgepeitscht zurückließ, um wieder einmal nach 
Paris zu fahren und dort freie Bahn gegen die Habgier der tropischen Kompagnien 
zu schaffen, „die die Kosten seiner großzügigen Eingebornenpolitik und ihrer ge- 
steigerten Eingebornenlöhne zu tragen haben“. Das Plantagenkapital grollt im ganzen 
Übergangsgebiet zwischen Indien und China, wenn auch zum Glück für seine Er- 
träge die von Gandhi (am ı. Dezember in „Young India“) wieder einmal prokla- 
mierte Einheit zwischen Hindu und Moslim „durch Wahrheit und Gewaltvermeidung“ 
noch gute Wege hat. 

„Wahrheit und Gewaltvermeidung“ hat auch beim Verhältnis Chinas zu seinen 
Sowjetfreunden zwar zuerst in vielen schönen Worten eine ähnliche Rolle gespielt wie bei 
Gandhi, dann aber in der Praxis einen bösen Zusammenbruch erlitten, von dem sich 
die chinesische Erneuerungsbewegung weder im militaristischen Norden noch in dem 
zwischen Kommunismus, Kuo-Min-Tang und notwendiger Machtentfaltung in wilden 
Hin- und Herschlägen umhertaumelnden Süden bis jetzt hat erholen können. 

Im Süden hat Dr. C. C. Wu, der nationalistische Außenminister, einer bösen 
Sache ein international beruhigendes Mäntelchen umzuhängen versucht; im Norden 
N. Mitarewsky mit seinem kleinen Dokumentenmäppchen „World wide Soviet 
plots; as disclosed by hitherto unpublished documents seized at the U. S. S. R. Em- 
bassy in Peking“, Tientsin Press 1927, Bemerkenswertes enthüllt. 

Tatsache ist ferner, daß der Regierung und Volksvertretung der Niederlande nicht 
nur ein Antrag des Volksraads in Insulinde auf Schaffung einer farbigen, malai- 
ischen Mehrheit in diesem Zukunftsvertretungskörper vorliegt, sondern auch eine 
Budgetergänzung, die Mittel für einen ständigen Vertreter Niederländisch-Indiens 
ım Völkerbund bereitstellt. In der Tat: warum sollen auf die Dauer die ı!/, Millionen 
Neuseelands dort vertreten sein, wo die mehr als 51 Indonesiens im Schatten 
stehen? Es ist ein Anfang — aber er wäre sicher noch nicht gemacht worden, wenn 
nicht die unaufhaltsame Wucht der Selbstbestimmungsbewegung der Monsunländer 
dahinterstünde; und man wird von solchen Erscheinungen nicht überrascht, wenn 
man durch geopolitische Gedankenarbeit über die Dynamik der wichtigsten Erdräume 
auf dem laufenden bleibt. 

Geopolitische Vergleiche von großer Feinheit zieht der Transpacific von 1927 in 
Nr. 18 auf S. 3, den japanischen und chinesischen Revolutionsstil miteinander ver- 
gleichend. „In Südchina Niederbruch, Pessimismus, Chaos, in Japan Ordnung, Leistung, 
Sauberkeit, Schönheit...“ Der Gegensatz könnte noch weiter ausgeführt werden; denn 
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es ist eben der Unterschied des kontinentalen revolutionären, ganz anders zwischen 
Ausschlägen hin und her schwankenden Geschichtsablaufs in China vom ozeanischen, 
ee insularen des japanischen Inselbogenreichs, das im Gegensatz zur 
chinesischen ko-ming (Mandatswechsel-Theorie) unter Erhaltung einer seit mehr als 
600 Jahren bodenwüchsigen Dynastie den Prozeß langsamer, biologischer Umformung 
und schmiegsamer Anpassung vorziehen gelernt hat. Warum ist die Erneuerung 
Japans unter so viel glücklicheren Sternen seinerzeit glatt vollzogen worden? Warum 
bewiesen die an Lebensalter gleichen jungen Choshu- und Satsuma-Leute, die damals 
Japans Erneuerung zum Ziel führten: Ito, Kido, Okubo, Matsukata, Okuma, Inouye, 
Yamagata, so viel mehr bodenfühligen Instinkt als die Sun, Chen, Chiang oder die 
stwas älteren militärischen Satrapen des jungen China? War es nicht am Ende doch 
lie Erziehung der bodenständigen Feudallandschaft, in der die Samurai-Kaste stand, 
neben dem kontinental-ozeanischen Gegensatz, der sich ja auch im ganz anders 
jlatten Arbeiten der panpazifischen Bewegung gegenüber der ruckweisen panasiati- 
schen auswirkt? 

Warum ärgern sich der „North China Herald“ und der „Transpacific“ so sehr, vom 
3. bis zum 26. November 1927, über eine „ganz bedeutungslose panasiatische Kon- 
erenz in einem Garten in Nantao“, wenn die dort zusammengekommenen ı3 Ja- 
yaner, 15 Chinesen, 6 Hindu, darunter wohl Shastri? Pratap? der „eine Araber, Türke, 
Afghane“, „von denen keiner ein öffentliches Amt bekleidet und das Schicksal seines 
Landes beeinflussen kann“, so ganz bedeutungslose Beschlüsse fassen? Diese Pan- 
isiatenbewegung ist nach dem eigenen Urteil des angesehenen angelsächsischen 
Kolonialblattes keine Inspiration Sowjet-Rußlands, wenn dieses auch natürlich „radi- 
tale Äußerungen gegen die Kolonialmächte freudig begrüßt und gern sieht, daß über 
fen russischen Imperialismus in der Mongolei, in Persien und Afghanistan nichts 
zesagt wird, aber viel über den britischen und amerikanischen Imperialismus, und 
uch ein wenig über den französischen in Anam“. Interessanter als der erste ironische 
Bericht ist der Meinungsaustausch, der sich an eine Erwiderung des Chinesen $. RK. 
>hao mit Replik und Duplik knüpft. Hier werden H. G. Wells, John Dewey, Bing- 
ıam, Bertrand Russell und Ransome als Eideshelfer des Ostens angeführt; hier werden 
lurchaus berechtigte Vergleiche zwischen Panasiatenliga und nordischen Verbänden 
ihnlichen Zwecks, zwischen Kuo-Min-Tang, Logenverbänden und nationalen Ver- 
inigungen gezogen, in einer durchaus würdigen Weise wird das Recht der Freiheit und 
Persönlichkeit des Einzelnen wie des Volks nach den Lehren des Christentums verfochten. 

Nicht mit Unrecht sagt Chao: „Wenn die Chinesen auch nur ein Drittel der 
"remdenfeindlichkeit und ein Fünftel des Bolschewismus besäßen, der ihnen in die 
jchuhe geschoben wird, so hätten sie lange, ehe dies geschrieben wurde, jeden Frem- 
len aus China treiben können, und hätten die weite asiatische Rumpffläche in ein 
inziges Schlachtfeld verwandelt. Sie hätten Greuel begangen, mit denen verglichen 
lie deutschen atrocities in Belgien und die britische Schlächterei in Amritsar ein 
ıarmloses Kinderspiel gewesen) wären.“ Bemerkenswert scharf wird der Schlachtruf 
>anasien und Weiß-Australien als Ausbrüche der Selbstsucht gekennzeichnet, 
o vornehm und edel an sich das panasiatische Ideal sei. Es ist kein sehr würdiger 
jegenangriff, den der Vertreter der Welthafenpresse gegen den des J ungchinesentums 
iehtet; keiner, der objektiv vergleicht, wird sagen können, daß die Kolonialpresse 
ei diesem Wortwechsel gut abschneidet. 

Im Gegenteil: man hat bei der ganzen Einstellung der Zeitungen und der Privat- 
erichte aus den Hafenkolonien oft den Eindruck, daß hier die schlimmsten Quellen 
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gegenseitiger Mißverständnisse fließen, weil die über See eingedrungenen Bewohne: 
der fremden Wachstumsspitzen am wenigsten dem fremden Kontinentalzuge gerech 
werden können, eher noch dem ozeanischen. Das beweisen die Ausstrahlungen da 
pazifischen Verständigungseinrichtungen, erst jüngst wieder Prof. IB Gondliffe i 
Äußerungen über den Sinn des „Instituts für die Pazifischen Beziehungen“ im Pan: 
pacific Club in Tokio „als ein Experimentierfeld geopolitischer Diagnose“, odeı 
alles, was Professor Paschkewitsch von der Internationalen Fernost-Hochschule ir 
Wladiwostok, Wladimir Romm von der dortigen Tass-Nachrichten-Agentur ode 
auch Graf Goto in Moskau sagten. Die pazifische Verständigung „sucht die Meinungs 
verschiedenheiten und die andern pazifischen Probleme durch wissenschaftlich 
Methoden zu lösen. Wir gehen den Reibungspunkten nicht aus dem Weg, sonderr 
wir nehmen sie als Basis, von der wir uns vorwärts arbeiten müssen. Je heikler eit 
Problem ist, um so mehr hat es offenherzige Erwägung durch alle Beteiligten nötig“ 
Dann folgte eine Auseinandersetzung, die beinahe wörtlich auch in den „Bausteiner 
zur Geopolitik“ stehen könnte. Der Russe Romm antwortete u. a.: „Der Pazifisch: 
Ozean ist das Mittelmeer der modernen Geschichte. Alle Tätigkeit im Umzug seine! 
weiten Ufer ist sich einer steigenden Bedeutung bewußt, und die Anbahnung voı 
Freundschaften in diesen Landschaften ist eine der am meisten weitausschauender 
Handlungen vorbeugender Friedenssicherung.“ Ähnlich klug sprach der Sowjetbot 
schafter Valerian Dowgalewski, als er sich bei der ı60. Sitzung des Panpacific Clul 
in Tokio (ır. November 1927) von dort nach Paris empfahl. Gewiß wird niemand dis 
Reden scheidender Botschafter, namentlich nicht der Sowjets an einem zweitausend 
sechshundertjährigen Kaiserhof, zu streng auf die Goldwage der Wahrheit legen. Abe 
sicher ist wahr, „daß die U. S. S. R. von Rußland und Japan zusammen, wenn sie sich 
vertragen, zwei wichtige Faktoren in der Aufrechterhaltung des Weltfriedens sind, ein 
schließlich der Anlieger des Pazifischen Ozeans; und daß alle wirklich friedliebender 
Völker ein Interesse an freundlichen Beziehungen zwischen beiden haben“. Das Gegen 
teil also, das Gegeneinanderhetzen beider, verrät sicher weniger friedliebende Absichten 

„Ich verlasse Japan mit der festen Überzeugung, daß den klar vermarkten Nei 
gungen der Völker der Sowjetbünde zu Arbeit und friedlicher Entwicklung von deı 
gleichen Wünschen des japanischen Volkes mit Sympathie begegnet werde!“ Hie 
aber liegt tatsächlich der Hase im Pfeffer. Ein starkes, innerlich nicht schizophrene 
Volk, das weiß, was es will, kann es wagen, mit den Sowjets zusammen auswärtig 
Politik zu machen, weil sie in einem solchen Fall die innere Geschlossenheit eines ander 
gerichteten Willens respektieren — was sie eben in Südchina, wo dieser Wille fehlte 
nicht zu tun für nötig hielten. Deshalb „wird das immer mehr steigende Interesse 
das die beiden Länder auf den verschiedensten Feldern ihrer Tätigkeit füreinande 
fühlen, immer mehr zu gegenseitiger Verständigung führen und mit ihr enden“, so 
lange Japan fest und geschlossen bleibt. 

„Alle Unterschiede in der politischen und wirtschaftlichen Struktur brauchen au 
diesem Weg kein Hindernis zu sein.“ 

Sie sind es auch in der Tat nicht gewesen, wie erst wieder Graf Gotos Moskaue 
Besuch bewies. Auch Chang-Tso-Lins Absicht, sich Chingis Khan zum Vorbild zı 
nehmen, und das Bureau der Riten in Peking (zur Erneuerung des alten chinesische 
Zeremonialstils) wird daran nichts ändern, daß alle Schwierigkeiten des mandschu 
rischen Pufferstaatsunternehmens, bei dem festen gegenseitigen Willen, sich nich 
aneinanderhetzen zu lassen, das kluge Verhältnis zwischen Japan und Rußland ir 
Fernen Osten nicht haben stören können. 
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Auch die beiden, für Juni 1928 wohlvorbereiteten Japanischen Transpazifikflüge 
on Teruo Fujimoto und Nobutake Umieda (mit Uichi Suwa und Fumio Goto 
Is Res. und Trainer) werden daran nichts ändern; das Gelingen wird als Ehren- 
ache für das ganze japanische Volk aufgefaßt. Ein Erfolg wird beiderseits des Pazifik 
nit vielen schönen Reden gefeiert werden, aber an der kontinentalen Rückversicherung 
ichts ändern, die — geradeso wie die pazifische, japanische der Sowjets — beiden 
ur Nutzen gebracht hat. Der Flugweg soll von Kasumigaura über die Kurilen, 
leuten, Alaska nach Seattle führen, also über 8030 km in etwa 50 Stunden. 

_ Die Schärfe der südchinesischen Reaktion gegen die Sowjetberater, der Druck der 
hinesischen Wanderzahlen, die russischen wie japanischen Reibungen mit Chang- 
'so-Lin und der Wunsch der angelsächsischen Wirtschaft, sich — statt an den Ver- 
usten im bis um 30°/, weichenden südchinesischen Geschäft — nun an den immer 
ıoch steigenden Einnahmen der Zufuhrküste von Tientsin bis Chingwangtao und den 
nandschurischen Häfen und den nordchinesischen Eisenbahnentwicklungen mehr zu 
jeteiligen, legen das ostasiatische Inselbogenreich und die nordasiatische, weiträumige, 
om chinesischen Wanderdruck bedrohte Sowjetmacht noch mehr aneinander. 

Interessant ist dabei, daß neueste Schätzungen des gut unterrichteten China Expreß 
ind Telegraph vom Ende 1927 mit solchen des chinesischen Außenamts neuerdings 
u der unseren Lesern öfter gegebenen Schätzungszahl der Außen-Chinesen von 
twas über g!/, Millionen kommen, zu denen natürlich noch der Bevölkerungsschub 
n die nordöstlichen Außenlandschaften bei Betrachtung der chinesischen Völker- 
vanderung mit zwischen ı5 und 25 Millionen hinzutritt. Einige Zahlen bedürfen 
zeopolitischer Kritik. Zunächst enthalten die amtlichen Zahlen nur die Reichs-Chinesen, 
indere halbamtliche Schätzungen die durch Paß-, Dampfer- und Zählungskontrolle 
tfaßbaren Volksmengen, die von der wirklich vorhandenen Zahl (die oft rassenmäßig 
chwer abzuscheiden ist) fast immer übertroffen wird. Daher solche Spannungen 
wie die „Batang“-Angabe von 100 373, die inoffizielle Insulinde-Angabe von ı 835 000 
ınd die wirkliche Chinesenzahl für Niederländisch-Indien von mehr als 2!/, Millionen 
Sinwohnern. 

Offizielle Ziffern des chinesischen Wanderdrucks sind: Australien: 20 826; Phi- 
ippinen: rund 40 000 (nach Gouverneur Leonard Woods eigener Angabe weit mehr!); 
Peru: ca. 9000; Korea ca. 30 800 (!!); New York und San Francisco: 4 1 995. Offiziöse: 
Kanada: 12000; Burma: ı30000(?); Hongkong: 444644 (Singapore mindestens 
abensoviel!); Niederländisch-Indien: ı 835 000 (wenn man sie wenig, 21/, Millionen, 
wenn man sie viel erscheinen lassen will); Sibirien: 25000 (konnte der Schätzer 
wohl Chinesen von Russen nicht unterscheiden?); Europäisches Rußland: 71021; 
Vereinigte Staaten: 150 000; Malaien-Archipel 93 ooo??P; Java: 27 000??; Französisch- 
Indochina: ı 030 000 (aber wenn man Angst hat, 5 Millionen!). J. G. für die Über- 
‚ee-Chinesen 9634000 (wobei wir die mehr als 4 Millionen in Siam schwer 
unterbringen). Im Anschluß an seine Zahlenangaben stellt das führende Blatt des 
Kolonial-Angelsachsentums im Fernen Osten die Frage, warum heute, trotz dem so 
sichtbar angekündigten Haß der Chinesen gegen den Imperialismus Großbritanniens 
und der Vereinigten Staaten, über 700 000 Chinesen unter der britischen Flagge und 
etwa 200 000 unter den Sternen und Streifen lebten. Man könnte sagen: es seien noch 
weit mehr, und die Frage erweitern, warum sogar gerade diese Chinesen am meisten 
getan haben, um die Kuo-Min-Tang-Bewegung gegen die ungleichen Verträge und 
den Landraub zu finanzieren? Man würde vielleicht die Antwort erhalten, daß die 
Chinesen lang vor Briten und Amerikanern an den Orten gewesen seien, wo nun die 
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betreffenden Flaggen wehten; und wir können dem China Telegraph ganz rech 
geben, wenn er sagt: „Der Handel war es, der sie dahin führte. “ „Warum verlasser 
die Chinesen China?“ — Weil man sie, genau wie die Deutschen, in ihrem ursprüng: 
lich ganz genügend großen Lande durch beständigen Raub so eingepfercht hat, daf 
sie in diesem Lande nicht mehr leben können und :entweder sterben oder sich doch 
irgendwo irgendwie Lebenshaltung und Lebensraum erwerben müssen. China haı 
von ı842 ab, fast immer unter Beihilfe Großbritanniens oder der Sowjets, von seinen 
mehr als 17000 km Küstenzutritt über 10000 km verloren, so daß es nur noch etw: 

100 km hat. Wenn es heute noch mit seiner Oberhoheit über ganz Hinterindien. 
Tibet, die Küsten der Mandschurei (die heutigen Küstenprovinzen der Sowjets), übeı 
Formosa hinwegreichte, so würde sich wahrscheinlich so wenig irgendein Nachbaı 
über chinesische Auswanderung beklagen müssen, wie über deutschen Wettbewerb. 
wenn man nicht auch das deutsche Volk von seinem Volksboden im Westen, Osten und 
Süden verdrängt, aus seinen baltischen Koloniallandschaften in seinem Bodenbesitz 
hinausgeworfen und von mehr als 5000 km Seezutritt seines alten Reichs auf die wenig 
über 1000 von heute herabgebracht hätte, von seinem Übersee-Besitz nicht zu reden, 

Wenn der Atemraum zu eng wird, entstehen zunächst innere Kämpfe darum; 
unterdrückte Kasten ringen nach Leben und Luft, wie die japanischen Eta, von denen 
jüngst einer aus der Front einer Kaiserparade sprang mit dem Ruf nach sozialer Ge- 
rechtigkeit; in furchtbaren Bürgerkriegen toben sich die Leidenschaften aus, wie es 
die „Times“ vom 23. Dezember 1927 so erschütternd über die Leiden der chinesischen 
Bauern unter den Roten und Weißen Speeren, dem Geheimbund der himmlischen 
Pforten, dem wertlosen Papiergeld, den Foltern und Plünderung ausmalen. 

Fremde hungrige Ratten kommen den hungrigen einheimischen gegen die satten 
mit allerhand Hintergedanken zu Hilfe; und es entstehen greuelvolle Exzesse, wie bei 
dem Hin und Her zwischen Kommunisten und Militaristen in Kanton, die doch 
zuerst die Militarisierung der Arbeiter- und Bauern-Gewerkschaften ins Leben gerufen 
hatten. Aber ist es so beispiellos, wenn nun die russischen Bolschewisten im chinesi- 
schen Süden dasselbe taten, was vorher die angelsächsischen Freunde Sun-Yat-Sen: 
und der Jungchinesen getan hatten? Den Chinesen gegen Chinesen helfen, die Chins 
für China erhalten wollen! 

Schließlich ist die Befürchtung nach Analogien überall aus der Biologie nicht un- 
begründet, daß die hungrigen Ratten vereinigt zu den satten kommen, wenn sie sich 
auch vorher noch so erbittert herumgebissen haben. Aber nur wenige sehen die Ge- 
fahr! Denn inzwischen machte sich eine sogenannte soziale Partei in Südaustralier 
aus Furcht, die höchsten Löhne der Welt könnten durch den einen oder andern aus- 
springenden Jungen vermindert werden, einer so unsozialen Handlung schuldig, wie 
des Abstoppens der Bewegung zum Ansiedeln und Schulen junger britischer Land. 
wirtschaftschüler in den weiten menschenleeren Räumen! In zwei Jahren vorher waren 
immerhin 1444 nach Australien herausgebracht worden, und nur 231 waren irgend: 
wie abgesprungen, 1213 bei der Landwirtschaft geblieben, als 1924 eine Labour: 
Regierung das Unternehmen abbrach, das nun von einer liberalen wieder aufgenommen 
wird. Homöopathische Mittel gegen Weltuntergangswehen! möchte der un. 
parteiische Zuschauer ausrufen, wenn sie nicht so kennzeichnend wären für alles: 
was Europa und seine Pflanzgründungen tun, um dem „Hauptproblem der physischen 
Anthropogeographie“ zu begegnen, dem es eben doch einmal ins Auge sehen muß 
angesichts der eigenen Verstädterung und des Geburtenrückgangs und des unheim 
lichen Wachstums der Sowjets, der Monsunländer und der dunklen farbigen Rassen! 
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auf den Chaco Boreal. 


Es hat sehr lange gedauert, bis der im Juliheft des vorigen Jahrgangs dieser Zeit- 
'hrift erwähnte, von Briand angebotene Freundschaftsvertrag zwischen Frankreich 
nd Amerika, der den ewigen Frieden zwischen den beiden Nationen gewährleisten 
il, eine Beantwortung gefunden hat. Diese Antwort hat sich bezeichnenderweise 
ieht mit der schmalen Basis eines Zweimächtevertrags zufrieden erklärt, sondern 
merika ist bestrebt, an Stelle des angestrebten französisch-amerikanischen Anti- 
riegspakts eine mehrere Mächte umfassende Antikriegserklärung zu setzen. Amerika 
heint dabei namentlich an die übrigen vier Großmächte — England, Japan, Deutsch- 
ind und Italien — zu denken. Mit diesem Gegenvorschlag, der bezeichnende Vor- 
ehalte besonders hinsichtlich der Wahrung der Monroedoktrin machte, hat Ame- 
ka selbstverständlich eine nur sehr geringe Gegenliebe bei Frankreich auszu- 
sen gewußt. Denn Frankreich wäre wohl ein Freundschaftsvertrag im Sinne eines 
ntikriegspakts mit der Union, mit der es in der weiten Welt keinerlei lebens- 
ichtige Überschneidungen aufzuweisen hat, höchst wünschenswert gewesen, während 
ie Beziehungen Frankreichs zu England, Italien und Deutschland doch zum min- 
esten eine ganz andere Beurteilung verlangen, weil sie nicht frei von recht schwer 
a beantwortenden Problemen sind. Wie zu vermuten war, verlautete umgehend aus 
aris, daß die französische Regierung mit dem amerikanischen Vorschlag keineswegs 
nverstanden sei. Bei diesen ersten Verhandlungen kam wieder einmal sehr deutlich 
ie amerikanische Staatspsyche zum Durchbruch. Besonders den Äußerungen Kelloggs 
folge will es scheinen, als ob die amerikanische Regierung eine allgemeine Er- 
lärung gegen den Krieg, der sich die Großmächte anschließen, sehr begrüße, da- 
egen den Krieg nicht als ungesetzlich erklären könne, zugleich mit der Verpflich- 
ing, niemals zu den Waffen zu greifen, da eine derartige Erklärung gegen die Ver- 
ssung der Vereinigten Staaten verstieße, die das Recht, den Krieg zu erklären, dem 
ongreß zubillige. Der amerikanische Vorschlag mündet damit in eine Erklärung 
er Ächtung des Krieges aus. Die Frankreich unangenehme Verbreiterung der 
ertragsbasis hat die Richtlinien für Frankreichs neue Vorschläge gegeben. Sie gehen 
ahin: Amerika möchte nicht gleichzeitig einen Vertragsabschluß mit Frankreich 
nd mehreren der anderen Großmächte anstreben, sondern zunächst nur den Vertrag 
wischen Frankreich und der Union abschließen, wobei es aber den Vereinigten 
taaten freistehe, gleichlautende Verträge mit anderen Staaten einzugehen. Dieser 
weite französische Vorschlag weicht natürlich ganz fundamental von dem amerika- 
ischen ab, indem er die französische Ächtung des Krieges im Grunde wohl nur 
uf die Beziehungen zwischen Frankreich und Amerika bezieht, daneben aber Frank- 
sich bzw. auch der Union in weitgehendem Maße freie Hand läßt zur Krieg- 
ihrung. Denn zu allem Überfluß hat dann nachträglich Briand seinen Vorschlag 
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ganz erheblich eingeengt, indem er nur den in einer völlig eindeutigen Definitio: 
sehr schwer zu bestimmenden Angriftskrieg in den Vertrag einbegreifen will. Amerik. 
hat sich sofort außerordentlich ablehnend gegenüber diesen beiden Vorschlägen ver 
halten und nachdrücklich betont, daß sich der Vorschlag Kelloggs auf eine voı 
möglichst vielen Mächten unterzeichnete Erklärung über einen Verzicht auf den Krie, 
an sich bezogen habe, daß er aber nicht die Verpflichtung eingeschlossen habe, nie 
mals Krieg zu führen; nach der eingetretenen Verengerung des französischen Vor 
schlages sei es höchst fraglich geworden, ob ein Weg zu einer Lösung, einem Aus 
gleich unter den stark voneinander abweichenden Meinungen zu finden sei. Beid 
Gedanken, der amerikanische und der französische, stehen sich einander zur Zeit al 
unüberbrückbar gegenüber. Im tiefsten Grunde ist es ein Gegensatz, der sich au) 
der politischen Psyche der beiden Nationen ergibt. Der amerikanische Vorschla; 
gehört zu den moralisierenden Weltbeglückungsideen, wie sie nicht das erste Ma 
von der zur beherrschenden Macht gelangten Nation ausgegangen sind, wie sie abe 
auch aus der zu einer praktischen Religiosität veranlagten Volkspsyche der Vereins 
staatler zu begreifen sind. Seinem eigentlichsten Wesen nach handelt es sich be 
dem amerikanischen Vorschlag um eine rein ethische Forderung, um die Achtun 
des Krieges von Staats wegen. Daneben bleibt aber der Krieg als ein von der Ver 
fassung erlaubtes und ihr praktisch zugebilligtes Mittel bestehen. So hellt auch dies 
Äußerung Amerikas wieder den starken Dualismus auf, der amerikanischen Hand 
lungsweisen nicht selten eigen ist. Demgegenüber zeichnet sich der französisch! 
Vorschlag durch eine ungleich größere Klarheit infolge seiner Beschränkung auf di 
rein politische Sphäre aus. Allerdings hat er auch nichts zu tun mit einer Handlung 
die sich an die gesamte Welt richtet, sondern lediglich der französischen Europa 
politik versucht er zu steuern. Frankreich sucht sich eine Rückendeckung für eim 
solche Politik zu sichern. So scheint es, daß Amerika aus tiefer innerer Verschieden 
heit der Betrachtungsweise heraus die beiden französischen Vorschläge ablehne: 
mußte, sich weder mit einer Unterzeichnung eines Vertrags ohne Heranziehung de 
anderen Großmächte einverstanden erklären noch sich darauf beschränken konnte 
unter dem zu ächtenden Krieg lediglich den Angriffskrieg zu verstehen. Die Antwoı 
Kelloggs an Briand läßt über keinen dieser Punkte Zweifel aufkommen. In der vo: 
Kellogg nach längerer Unterredung mit Borah verfaßten Antwort wird scharf hervoı 
gehoben, daß das Staatsdepartement zwei Punkten des Briandschen Gegenvorschlag 
nicht zustimmen könne. Einmal halte es den gleichzeitigen Abschluß eines solche: 
Vertrags mit England, Japan, Italien und Deutschland (hier erscheint bezeichnender 
weise wieder Deutschland!) für eine sehr wesentliche Bedingung; denn das Staat: 
departement verspreche sich nichts von einem Vertrag, der zuerst nur von Ameriki 
und Frankreich unterzeichnet werde und dann erst den anderen Staaten zur Unter 
zeichnung vorgelegt würde, weil er Gefahr laufe, von den anderen Staaten in seinen 
Wortlaut nicht angenommen zu werden. Dadurch würde das Vertragswerk erschwe: 
oder geradezu unterhöhlt. Die Beschränkung Briands auf den Angriffskrieg uni 
nicht auf jeden Krieg als Instrument einer nationalen Politik — das wird an zweite 
Stelle betont — bedeute eine so starke Verengerung des ursprünglichen Vorschlag; 
daß man auf dieser Basis keinen Vertragsbau errichten könne. Amerika schlägt i 
diesem Punkte vor, man solle auf Grund des ursprünglichen Briandschen Vorschlag 
gleichzeitig mit den anderen Staaten in Verhandlungen eintreten. Damit ist die ers' 
Phase der Verhandlungen über die Ächtung des Krieges abgeschlossen, ohne eii 
greifbares Resultat gezeitigt zu haben. 
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. Dank der amerikanischen Einstellung ist die Angelegenheit zu einer internatio- 
alen geworden und hat eine Wandlung genommen, die sicher von vornherein nicht 
eabsichtigt war, und deren Entwicklung nicht abzumessen ist. Ist ja doch zugleich 
uch der Entwurf des am 27. Februar ablaufenden Schiedsgerichtsvertrags, der zwischen 
‚merika und Frankreich zur Verhandlung steht und mit der Erklärung über die 
‚chtung des Krieges an sich nichts zu tun hat, von der amerikanischen Regierung 
wohl der englischen wie der japanischen Regierung zugestellt worden mit dem 
ngebot zum Gegenstand der Verhandlungen über die ebenfalls im Laufe des Jahres 
blaufenden Schiedsgerichtsverträge zu machen, die mit diesen Mächten geschlossen 
ind. Doch weit darüber hinaus haben die amerikanisch-französischen Unterhandlungen 
inen Widerhall in der Presse der verschiedenen Großmächte ausgelöst. Besonders in 
ngland ist die Aufnahme des amerikanischen Vorschlags nicht sonderlich ermutigend. 
lan erhofft nicht viel aus solchen Versuchen, und man meint recht unverblümt, 
aß auch die anderen Staaten der Erde ihre „kleinen Nikaraguas, ihre Monroedoktrinen“, 
ätten, so daß nicht allzu viel auf solche universalen Pläne zu geben sei. Der „Corriere 
ella Sera“ spürt mit vollem Recht aus dem amerikanischen Vorschlag Wilsons aufs 
topische gerichteten Geist heraus. Man erkennt, daß sowohl England wie Italien 
ie eigentliche Entscheidung über die Angelegenheit in den Händen haben. Der 
ölkerbund als solcher vermeidet natürlich eine schroffe Ablehnung des amerika- 
ischen Schrittes und muß aus taktischen Erwägungen zugeben, daß sich die Ver- 
inigten Staaten damit auf seiner Bahn bewegen. Freilich bleibt der amerikanischen 
egierung die Völkerbundskritik nicht erspart, daß ihr Vorschlag infolge der Vor- 
ehalte hinsichtlich innerpolitischer Angelegenheiten und der Monroedoktrin und 
afolge der Hinwendung an nur einige Mitglieder der Staatengesellschaft gegen den 
ölkerbundsgeist verstoße. 

‚Sicherlich ist der amerikanische Vorschlag, ebensowenig wie man das bei der 
riedensidee Wilsons sagen durfte, nicht als ein rein politischer Trick anzusehen, son- 
ern viel tiefer wurzelt er in einer wohl durchdachten, vielleicht viel stärker noch 
efühlten Bewegung. Outlawry of war, den Krieg als ungesetzlich erklären, ist das 
rogramm einer amerikanischen Gruppe geworden, an deren Spitze der Senator 
orah steht. In einem starken Buch Charles Clayton Morrisons, „The Outlawry of 
Var“ (A4o S. Willett, Clark & Colby, Chicago, South Dearborn Strett 440), hat sie 
inen beredten literarischen Niederschlag gefunden. Die Bewegung entstand im 
nschluß an die Gedanken Wilsons. Ihr geistiger Vater, ursprünglich ein Anhänger 
Vilsons, der Rechtsanwalt S. O. Levinson, wandte sich von dem politischen Führer 
b, als er sah, daß Gedanken und Handlungen Wilsons nicht mehr miteinander 
m Einklang standen, und versuchte eigenen Ausbau seiner Ideologie, die von John 
)ewey, dem Philosophen der Columbia-Universität, ihren wissenschaftlichen Unterbau 
rhielt. Politische Bedeutung gewann sie erst, als Borah sich an ihre Spitze stellte. 
uf ihrem Programm steht einmal, den Krieg als Einrichtung und Mittel zur Aus- 
jagung internationaler Streitigkeiten zu ächten. Der Krieg solle vom internationalen 
echt als öffentliches Verbrechen gebrandmarkt werden. Es fordert weiter, daß das 
ıternationale Recht unter solchen Gesichtspunkten und denen völliger Gleichheit 
nd Gerechtigkeit kodifiziert werde. Zur Schlichtung der Streitigkeiten fordert es 
inen internationalen Gerichtshof. So sehr dieses Programm auch Ideologie ist, so 
»hr muß doch für seine Verfechter, die sich selbst als Realisten bezeichnen, der real- 
olitische Erfolg verzeichnet werden, daß sie einen unverkennbaren Einfluß auf die 
ußenpolitik der Vereinigten Staaten gewonnen haben. In allen Verwicklungen der 
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Union mit Mittelamerika war die Outlawry-Bewegung, ihren vollen Einfluß auf 
bietend, mit am Werk. Es darf wohl als sicher angenommen werden, daß sie ihr gute 
Teil dazu beigetragen hat, daß manche Frage friedlich gelöst worden ist, und jetz 
haben in den Vorschlägen Kelloggs die Ideen dieser echt amerikanischen Bewegun; 
unzweifelhaft eine eindeutige außenpolitische Prägung erlangt. Ist ja doch Kellogg 
Antwort an Briand aus einer Besprechung mit Senator Borah hervorgegangen. 

Trotz aller Friedensstrebungen kann gerade in diesen Tagen nicht überseher 
werden, daß die Vereinigten Staaten „ihr Nikaragua“ haben. Denn von einer Be 
friedung kann dort immer noch keine Rede sein. Im Grunde ist sie seit den letzter 
Wirren nicht eingetreten. Zwar war unter amerikanischem Waffendruck im Mai de 
letzıen Jahres eine Aussöhnung zwischen dem konservativen Präsidenten Diaz un« 
seinem liberalen Gegner Sacasa zustande gekommen; Sacasa zog sich von der Politil 
zurück, und der größte Teil der Liberalen wurde entwaffnet. Ein Anhänger Sacasas 
der General Augustino Sandino, verstand sich jedoch nicht zur Anerkennung de 
von den Amerikanern erzielten Abkommens und zog sich mit dem etwa tausen« 
Mann starken Rest der Liberalen in das Bergland von Quilali zurück. Vorübergehen« 
kam es zwischen dieser Schar und den vereinsstaatlichen Truppen schon im Juli zı 
Kämpfen. Gegen Ende des Jahres gingen die amerikanischen Truppen erneut geger 
die „Aufständischen“ vor. Nach einer anfänglichen Schlappe scheinen den amerika: 
nischen Marinesoldaten Erfolge beschieden zu sein. Immerhin werden von vereins: 
staatlicher Seite noch ernste Verwicklungen befürchtet, zumal Sandino an keins 
Nachgeben denkt, sondern im Bezirk von Nueva Segovia an der Grenze von Hon 
doras eine kleine Republik gegründet hat. Es ist unmöglich abzuschätzen, wie groß 
der Widerstand ist. Denn er beschränkt sich nicht nur auf die Gruppe der „Auf 
ständischen“ im Gebirge, sondern es gärt, wie der Attentatsversuch auf den Präsi 
denten Diaz in Managua lehrt, auch sonst im Lande. Unverkennbar ist es ein 
Gegenbewegung gegen die amerikanische Herrschaft im Lande und gegen das Paktiere: 
der Konservativen mit den Amerikanern. Nach den jüngsten Nachrichten haben di, 
amerikanischen Marinetruppen Sandinos Hauptquartier besetzt. 

Diese unerquickliche Aufgabe .der Befriedung Nikaraguas, d. h. der Aufrecht 
erhaltung des amerikanischen Einflusses in Nikaragua, hat ihren Widerhall sowoh 
im Senat wie im Repräsentantenhaus gefunden. Hier wie dort standen in den letzter 
Sitzungen Resolutionen zur Beratung, von denen die von dem demokratische: 
Senator Heflin eingebrachte sofortige Zurückziehung aller Truppen aus Nikaragu: 
verlangte. Die Regierung habe einen Verfassungsbruch begangen, indem sie eine: 
Krieg ohne Kriegserklärung begonnen habe, welch letztere von der Verfassung ge 
fordert werde. Eine weitere Resolution brachte der republikanische Senator Nye ein: 
sie forderte, daß alles künftige Eingreifen von Armee, Kriegsflotte und Marine: 
truppen bei privaten Besitzstreitigkeiten in Zentralamerika verboten werden sollten: 
die Investitionen vereinsstaatlicher Gelder in Zentralamerika hätten sich den Ge 
setzen der einzelnen Staaten zu beugen. Ein Beschluß wurde nicht gefaßt. Die in 
Repräsentantenhaus eingebrachten Resolutionen wurden einem Ausschuß übermittel! 
Aus all dem geht klar hervor, daß man sich in der Union recht wohl bewußt is: 
warum man einmal für die Ächtung des Krieges eintritt, und warum man gleich 
zeitig schwerwiegende Vorbehalte gegen eine Verallgemeinerung des humanen Ga 
dankens macht. Sehr scharf wird die schwierige Lage auch von der argentinische: 
Völkerbundliga erfaßt, die die vereinsstaatliche Regierung auffordert, die militärische: 
Operationen in Nikaragua einzustellen und ein aus Mitgliedern der panamerikanische: 
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Union bestehendes Schiedsgericht einzusetzen, das die Rechte der Vereinigten Staaten 
und Nikaraguas in Einklang zu bringen habe, ohne daß die Unabhängigkeit des 
letzteren angetastet werde. 
Auch Mexiko scheint noch unter den Nachwehen des letzten Aufstandes zu leiden. 
Es wird von Aufdeckung, von Verschwörungen und Verhaftungen berichtet. Demgegen- 
über muß aber die erfreuliche Entspannung zwischen Mexiko und der Union 
konstatiert werden. Sie beruht auf der Annahme des abgeänderten Ölgesetzes durch 
den mexikanischen Senat. Besonders die für die ausländischen Petroleumgesellschaften 
ungüngstigen Artikel 14 und ı5 haben eine einschneidende Revision erfahren. Die Öl- 
gerechtsame der fremden Unternehmer, die vor dem ı. Mai 1917 erworben worden 
sind, sollen unangetastet bleiben. Diese Abänderung ist in erster Lesung vom mexi- 
kanischen Senat angenommen, und es besteht kein Zweifel, daß das Gesetz durch- 
gehen wird. Der Schritt Mexikos hat in den Vereinigten Staaten große Befriedigung 
ausgelöst; und Coolidge hat ihr durch die Erlaubnis zur Ausfuhr von fünfzehn 
zurückgehaltenen Flugzeugen und künftiger Waffen- und Munitionsbestellungen den 
entsprechenden Ausdruck verliehen. Dagegen hat der Beschluß des mexikanischen 
Senats, zugunsten der Gründung eines lateinamerikanischen Staatenbundes eine Ver- 
fassungsänderung vornehmen zu wollen, so daß auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit 
allen in Mexiko lebenden und einwandernden Lateinamerikanern das mexikanische 
Bürgerrecht zu erteilen wäre, etwas befremdet. Sollte auch diese Regelung stattfinden, 
so wird sie kaum einschneidende praktische Bedeutung haben, da die Wanderung 
zwischen den einzelnen lateinamerikanischen Staaten sehr gering ist. Immerhin ver- 
dient aber der Vorschlag als Symptom hohe Beachtung, weil er auf die Einheit 
„Lateinamerika“ hinzielt. 
* In der weiteren vereinsstaatlichen Außen- und Innenpolitik gibt es eine 
ganze Reihe schwebender, z. T. sehr ernster Fragen. So meint man, daß durch die 
Rede des amerikanischen Marinestaatssekretärs Wilbur im Repräsentantenhaus, in der 
er in sehr offener Sprache die ganze Verantwortung für das künftige Wettrüsten 
zur See England zuschob, eine Verschärfung des amerikanisch-englischen 
Flottenkonflikts eingetreten sei. Sein Programm für die nächsten 5 Jahre for- 
dert, das Coolidges hinter sich lassend, den Bau von 25 Kreuzern von 10000 Tonnen 
Wasserverdrängung, 9 großen Zerstörern, 32 Unterseebooten und 5 Flugzeugmutter- 
schiffen. Außerdem sollen in weiteren ı5 Jahren die 34 in Dienst stehenden Kreuzer 
erneuert werden. Auf der Basis dieses Programms würde Amerika nach der Zahl der 
schweren Kreuzer um das Doppelte überlegen sein. Es gehört schon spezifischste 
amerikanische Phrase dazu, wenn Wilbur ausführt, daß dieses Flottenaufbauprogramm 
nichts mit Wettrüsten zu zu tun habe. Der Bau der Flotte sei notwendig, um bei den 
weitausgreifenden Handelsbeziehungen die wichtigsten Interessen der Vereinigten Staaten 
zu schützen. Selbst aber diese Kreuzertonnage genüge nicht, um den Schutz auf allen 
Handelswegen übernehmen zu können. Im Gegensatz zu den Anschauungen Coolidges, 
der den Übergang der amerikanischen Handelsflotte in Privathände befürwortet, hat auch 
der Handelsausschuß des Senats eine Gesetzesvorlage angenommen, die den Ausbau 
der amerikanischen Handelsflotte als Regierungsflotte zum Gegenstand hat. 
Auf die Frage der Freigabe deutschen Eigentums ist noch keinerlei ent- 
scheidende Antwort erfolgt. Es wird nur betont, daß die Freigabe nichts mit den 
Verpflichtungen zu tun habe, die Deutschland aus dem Dawesplan erwachsen, 
d.h. daß sich Amerika niemals schadlos an dem deutschen Eigentum halten werde, 
wenn Deutschland seinen Verpflichtungen nicht nachkomme. 
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Entgegen den Hinweisen des Reparationsagenten Parker Gilbert, ‚daß keine end 
gültige Lösung des Reparationsproblems möglich sei, so lange nicht der Höchst- | 
betrag der deutschen Schulden festgesetzt werde und Deutschland seine Finanz- 
kontrolle selbst ausübe, hat Kellogg erklärt, die gegenwärtige Politik der Vereinigten 
Staaten sei gegen jede Änderung der Gesamtbeträge. der Kriegsschulden. Immerhin 
wird man trotz dieser Erklärung, die Meinung verschiedener Stellen stark unter- 
streichen müssen, daß die Anregung Parker Gilberts der erste Schritt zur Revision 
des Dawesplans sei, zumal auch Mellon der Meinung ist, daß eine Festsetzung der 
Gesamtreparationsverpflichtung bald erfolgen müsse. Doch hat es wenig Sinn, die 
zahlenmäßigen Äußerungen hier niederzulegen. Immer schließt diese Revision ja natür- 
lich den Gedanken an eine Herabsetzung der Kriegsschulden ein. Höchstwahr- 
scheinlich darf aber vor den bevorstehenden Wahlen an eine derartige Revision 
nicht gedacht werden. Man wird darum gegenüber der Entwicklung des Reparations- 
problems zunächst eine vorsichtig abwartende Haltung einnehmen müssen. | 

Die Vorbereitungen für die Wahlen haben noch keinerlei Klärung gebracht. 
Im Getriebe der Parteien und in der öffentlichen Meinung kehren die bekannten 
Namen der Präsidentschaftskandidaten samt ihren Wertungen wieder, ohne daß sich 
schon eine bestimmtere Richtung erkennen läßt. Nur im Kongreß läßt sich eine 
eigentümliche Taktik der Demokraten verfolgen. Sie haben sich trotz ihrer 47 Stimmen 
der Besetzung der verschiedenen Komitees ferngehalten, um eventuell in der Zeit der 
Wahlkampagne in völlige Opposition treten zu können. Diese Übung ist um so ver- 
blüffender, da ihnen nur 46 Stimmen der Republikaner einschließlich der Progressiven 
gegenüberstehen. Dabei ist zu bedenken, daß in mancher Hinsicht die Progressiven 
den Demokraten näherstehen als den Republikanern, so daß sie nicht als absolute 
republikanische Gefolgschaft zu betrachten sind. 

Auch in die innere Politik Oklahomas hat einen kurzen Augenblick der Militarismus 
hineingespielt und zu einem Streitzwischen dem Gouverneur, Henry S$. Johnson, 
und dem Parlament von Oklahoma geführt; der Gouverneur hat eine Tagung 
des Parlaments verboten, indem er das Kapitol besetzte. Der Grund war der: der Gou- 
verneur wollte die Verfolgung von Anklagen verhindern, die gegen ihn gerichtet wor- 
den. Der Streit ist zugunsten der Regierung, d. h. des Gouverneurs, geschlichtet worden. 

Der Jahreswechsel hat zu summarischen Beurteilungen der Wirtschafts- 
lage der Union Anlaß gegeben. Der Handelssekretär Hoover stellt die allmähliche 
Erholung der Außenwelt von den Nachwirkungen des Krieges an einem dauernden 
Anwachsen des amerikanischen Außenhandels fest. Auch Coolidge hat sich sehr 
optimistisch geäußert, anscheinend jedoch um den öfters laut gewordenen Befürch- 
tungen entgegenzutreten, daß Amerika am Vorabend einer Wirtschaftskrise stehe. Er 
prophezeit demgegenüber eine neue industrielle Ära. Der Arbeitsmarkt werde eine 
sehr bedeutende Vergrößerung erfahren. Doch fehlt es auch nicht an sehr pessi- 
mistischen Stimmen. So hat gleichzeitig mit der Ansprache Coolidges das Direktorium 
der Federal-Reservebanken einen Wirtschaftsbericht veröffentlicht, der erklärt, daß 
sowohl die Industrie wie der Handel in den letzten Wochen einen Rückgang zu ver- 
zeichnen hatten. Fabrikanten und Großhändler hatten dieses Mal einen geringeren 
Umsatz zu buchen als in den letzten drei Jahren. Allerdings sei der Umsatz im gan- 
zen Jahr noch nahezu so groß wie der des Rekordjahrs 1926. Doch sei die Produk- 
tion sowohl im Bergbau wie in der Fabrikation geringer geworden. Auch die Bau- 
tätigkeit habe im Vergleich zum Vorjahre nachgelassen. Die Zahl der Arbeitslosen in 
der Industrie sei entsprechend gestiegen. 
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_ Nickolas Murray Butler, der Präsident der Carnegiestiftung und der Columbia- 
Universität, hat dem deutschen Volk eine würdige Neujahrsbotschaft ge- 
chickt, in der er die Entwicklung voll anerkennt, die das Volk und seine Regie- 
ung in den Nachkriegsjahren genommen habe, und in der er besonders der heil- 
vollen Politik Stresemanns neben der Briands und Masaryks gedenkt, um ihre Völker 
ıuf den Pfad des Friedens zu führen. Sie klingt aus in dem Wunsch, daß auf die Zeit 
ler Kriege eine Zeit dauernder friedlicher internationaler Zusammenarbeit folgen 
möge. Es ist ein Akt, der als Ausdruck des Verständigungswillens anzusehen ist. 

"Daneben darf die geplante enge zeiträumliche Verknüpfung durch eine regel- 
mäßige Luftfahrt Europa— Amerika nicht vergessen werden. Der Luftschiff- 
lienst, in den das Luftschiff R 100 eingestellt werden soll, wird von einer englischen 
Privatgesellschaft eingerichtet. Der Preis für die Passagiere soll 80-120 £ betragen. 
Die geschätzte Fahrzeit beträgt 48 Stunden von England nach Amerika, 38 Stunden 
yon Amerika nach England. Die Westroute soll, den Westwinden ausweichend, 
über Azoren und Bermudasinseln laufen. 

Beachtenswert sind einige Daten künftiger Wirtschaftsentwicklung in Südamerika. 
Es verlautet, daß eine deutsche Wirtschaftsgruppe in Surinam landwirt- 
schaftliche Konzessionen beantragt habe für ein Gebiet von 2250 ha und auf 
lie Dauer von 75 Jahren. Das Gebiet umfasse die Plantage Waterland und den 
rößeren Teil des Bezirks von La Rencontre und Concordia. 

Uruguay, einer der Staaten größter Bahndichte in Lateinamerika, plant die 
Schaffung eines Staatsbahnsystems, auch von Straßen und Hafenbauten, um sich 
lamit von dem Einfluß der herrschenden Bahngesellschaften unabhängiger zu machen. 
£s denkt an eine Ostwestbahn von Puerto Paloma am Atlantischen Ozean über 
Duraguo und Trinidad zum Uruguay. Es will einige Teilstrecken dabei von den eng- 
ischen Gesellschaften übernehmen. Als wichtige Forderung gilt aber vornehmlich die 
Herstellung der schnelleren und kürzeren Verbindung zwischen Montevideo und 
3uenos Aires. Hier soll eine Kraftwagenstraße nach dem Hafen von Colonia gebaut 
werden, von wo schnelle Dampfer über den La Plata den Verkehr mit Buenos Aires 
besorgen sollen. Es ist ein sehr typischer Akt beginnender nationaler Verkehrspolitik. 

Südamerika ist der Erdteil der strittigen politischen Gebiete. Bezeichnend ist dafür 
ıeben Tacna-Arica und Teilen des westlichen Amazoniens, wo sich die Interessen 
mehrfach überschneiden, besonders der große Raumanspruch Boliviens auf den 
Shaco Boreal, der eigentlich nur überboten wird durch die noch größeren Raum- 
nteressen Paraguays, das nicht daran denkt, das von Bolivien beanspruchte Gebiet 
wufzugeben, sondern seinerseits den bolivianischen Interessenstoß beantwortet und bis 
weit in den Chaco hinein bolivianische Territorien fordert. Solche Raumgegensätze 
jleiben oft lange Zeit latent und werden darum von der Außenwelt kaum beachtet. 
Bolivien hat dagegen erst kürzlich für seinen Anspruch in einem Rundschreiben, das 
‚om Generalkonsulat von Bolivien in Deutschland ausgegangen ist, Aufklärungs- 
propaganda getrieben. Es richtet sich speziell „an die Verleger geographischer Karten“. 
ihnen wird zum Vorwurf gemacht, daß sie Boliviens Territorium nicht richtig dar- 
tellen: „Sehr oft findet sich auf geographischen Karten insofern ein Irrtum, als die 
weite Zone zwischen dem Westufer des Paraguayflusses von der Nordgrenze des brasi- 
ianischen Gebiets von Bahia Negra bis zum linken Ufer des Pilcomayo, der bei 
Asunceon mündet, zur Republik Paraguay gerechnet wird. Dieses ganze Landgebiet 
bildet, wie sich aus dem dieses Rundschreiben begleitenden Kärtchen (hier nach dem 
Original wiedergegeben!) ergibt, einen großen spitzen Winkel, dessen Spitze an der 
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i i ü i i dem Namen Chaco 
Vereinigung der beiden genannten Flüsse liegt, und ist unter 2 
Boreal ar Wenn dieses Gebiet als zur Republik Paraguay gehörig auf neueren 
geographischen Karten bezeichnet wird, so ist das einem tatsächlichen Irrtum ZUZU- 
schreiben, der schon deswegen zu berichtigen ist, weil die Republik Bolivia infolge 
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leicht darzulegender Tatsachen ihre Rechte auf den Chaco Boreal als unverletzlich: 
aufrechterhält.“ Demgegenüber muß zunächst festgestellt werden, daß das strittiget 
Gebiet — das Rundschreiben sagt Ja ganz deutlich, daß Bolivien die „Rechte auf denı 
Chaco Boreal aufrechterhält“ — weder in der amerikanischen noch in der deutschen: 
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Bogerhie unbekannt ist (vgl. darüber die Skizze in meiner „Politischen Geographie“, 
Berlin, Bornträger, 1925, $. 137). Freilich findet das Gebiet in den meisten Atlanten 
nicht die seiner Eigenart entsprechende Darstellung. Das von Bolivien beanspruchte 
'Gebiet wird im allgemeinen zu Paraguay gerechnet, wie umgekehrt das von Paraguay 
‚von Bolivien geforderte auch keine weitere Berücksichtigung findet. Das ist eine recht 
offenkundige Kartenlücke, die dazu führt, die Dinge anders aufzufassen, als sie wirk- 
lich liegen. Aus den Darstellungen des Generalkonsulats geht hervor, daß es zahl- 
reiche Urkunden und Karten für die Zeit von 1559, wo sich die Gründung der 
Audienz Charcas vollzog, bis 1783 gibt, die nachzuweisen vermögen, daß von Spanien 
ausgegangene Verordnungen die Amtsgewalt der Audienz Charcas über die Provinz 
Chiquitos und das Gebiet zwischen den Flüssen Paraguay und Pilcomayo ausdrück- 
lich ausgedehnt haben. Auf diese Verordnungen gründet nach dem südamerikanischen 
Grundsatz das „uti-possidetis“ von 1810 Bolivien sein Recht auf das Gebiet. Ander- 
weitig zeigen aber die Vertragsversuche seit 1879, daß die Gebietsverteilung nur de jure 
‚und nicht de facto bestand. Zwar wurde über die Streitfrage in den Verträgen von 
Quijarro-Decond 1879, Tamayo-Aceval 1887, Ichazo-Benites 1894 beraten, und Ab- 
machungen wurden in weiteren Protokollen niedergelegt. Allein die Verträge wurden 
nicht legislatorisch ratifiziert. Neuerdings wurde wieder am 22. April 1927 ein Proto- 
koll unterzeichnet, das eine Formel für die Lösung des alten Grenzgebietsstreits finden 
soll. Doch auch seine Ratifikation ist noch nicht vollzogen. Solange ist es jedoch 
nicht angebracht, das Gebiet als bolivianisch darzustellen, wie es die wiedergegebene 
Kartenskizze tut. Doch sollte sich die Kartographie um die Darstellung der strittigen 
Gebiete bemühen. Es sind typische geopolitische Zeugen des staatlichen Grenzkampfs. 
Zudem ist die Forderung von Rechts wegen eine nur billige. Auch Amerika hat seine 
"„Elsaß-Lothringen“! 
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Jahresrückblick. — Der Stand der Reparationsfrage. — Die Lirastabilisierung. — Das deutsch- 
französische Farbenabkommen. 


Dem rückschauenden Betrachter bietet sich das Wirtschaftsjahr ı 927 als eine typische 
Übergangsperiode dar, deren weltwirtschaftliches Geschehen zwar keinerlei markante 
Ereignisse aufweist, vielmehr einen Zeitraum der Klärung und Konsolidierung um- 
faßt. Gerade dieser Umstand, nach all den Wirrnissen der letzten ı5 Jahre einiger- 
maßen normale Wirtschaftsverhältnisse aufzuweisen, die wieder einen Vergleich mit 
der Vorkriegszeit ermöglichen, erscheint für das verflossene Jahr charakteristisch. Die 
verschiedenen Inflationswellen, die in den vorangegangenen Jahren über Europa zu- 
sammengeschlagen waren, haben es nun verschont, so daß heute die überwiegende 
Mehrzahl der europäischen Geldsysteme gefestigt ist. 

Von dieser sicheren Grundlage ausgehend, hatte man sich bemüht, die nachteiligen 
Folgen des geopolitischen Unsinns der europäischen Vielstaaterei, jenen unübersicht- 
lichen Wirrwarr mannigfach sich überkreuzender Wirtschafts- und Handelspolitik, zu 
beseitigen: Die Weltwirtschaftskonferenz in Genf, die tatsächlich eine Angelegenheit 
der europäischen Wirtschaft war, und die Internationale Handelskammer in Stock- 
holm tagten und sahen in der nachdrücklichen Forderung des Freihandels den ein- 
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zigen Ausweg aus der Notlage der europäischen Wirtschaft. Da den Urhebern dieses | 
Appells aber alle sachlichen und politischen Machtmittel zu seiner Durchsetzung fehlten, 
so nahm er zunächst keine praktische Gestalt an. Im Gegenteil, der Protektionismus 
in den U.S$.A., in Großbritannien (Buy Empire Goods!), Frankreich und Italien nahm 
und nimmt immer schärfere Formen an. 2 

Diese scharfe Diskrepanz von theoretischer Forderung und praktischer Gestaltung 
wirkt sich gerade für Deutschland am nachteiligsten aus. Über das Exportinteresse, 
das jeder Industriestaat hat, weit hinaus, sieht sich Deutschland vor die Unmöglich- | 
keit gestellt, den zur ordnungsgemäßen Tansferierung von 2,5 Milliarden notwendigen | 
Exportüberschuß auch nur annähernd zu erreichen. : S| 

Im Grunde ist die planmäßige Abwicklung der deutschen Reparationsverpflichtungen 
nur durch einen Leerlauf großen Stils gelungen. Da es nicht möglich war, die deut- 
schen Reparationen aus einem realen Exportüberschuß zu bezahlen, hat Deutschland 
den größten Teil seines sich aus den zahlreichen Auslandsanleihen ergebenden Devisen- 
anfalls zur Transferierung verwandt. Auf dem Umwege über die alliierten Mächte 
sind dann diese Gelder zur Begleichung der interalliierten Schulden wieder zu ihrem 
ursprünglichen Besitzer, den U.S.A., zurückgekehrt. Dies bedeutet freilich nur eine 
Hinausverlegung des Zeitpunktes der tatsächlichen Zahlung. Mit zunehmender Aus- 
landsverschuldung durch die Aufnahme von Anleihen von seiten vieler Privatunter- 
nehmen und öffentlicher Körperschaften drängte sich allmählich die Frage in den 
Vordergrund, ob die Reparationsverpflichtungen gegenüber diesen Anleiheschulden 
eine Priorität hätten. Da in jedem Falle der für Transferierungen verfügbare Devisen- 
fond begrenzt ist, mußte dieses Problem für die New Yorker Emissionsinstitute bzw. 
amerikanische Privatkapitalistenkreise sowie für die Reparationsgläubiger von steigen- 
der Bedeutung werden. Der Reparationsagent hat in seinem letzten Bericht hierzu 
klar Stellung genommen: Er bezeichnete die Dawes-Anleihe von 1924 als einmaligen 
Sonderfall und betonte unter nachdrücklicher Berufung auf den Artikel 248 des 
Versailler Vertrags die Priorität der Reparationszahlungen. Freilich ist hierbei nicht 
abzusehen, in welchen Formen diese Bevorzugung durchgeführt werden soll, ohne 
die Stabilität der deutschen Währung zu gefährden. Der Bericht selbst bleibt hierauf 
eine Antwort schuldig. 

Sonst hat der Reparationsagent gerade in Deutschland selbst manche Zustimmung 
gefunden, als er in seinem berühmten Brief von Ende Oktober die Kostspieligkeit der 
deutschen Verwaltungsorganisation zur Diskussion stellte; Forderungen, die freilich 
schon vorher von deutscher Seite gestellt worden waren. Gewiß mag es durch spar- 
samere öffentliche Finanzgebarung möglich sein, durch Steuersenkungen die Konkur- 
renzfähigkeit der deutschen Industrie dem Ausland gegenüber zu erhöhen. Die ent- 
scheidende Problematik des Reparationsproblems für Deutschland und die Weltwirt- 
schaft liegt aber wo anders: 

ı. Ist nach Abzug der hohen Steuerbelastung die deutsche Kapitalbildung hoch 
genug, um aus eigenen Kräften die Erzielung eines entsprechenden Exportüber- 
schusses zu ermöglichen? Denn als Dauereinrichtung sind Auslandsanleihen natürlich 
nicht tragbar. 

2. Ist das Ausland überhaupt willens und in der Lage, einen deutschen Export in 
Höhe von >,5 Milliarden aufzunehmen? Selbst wenn alle Forderungen, die Gilbert 
in seinem Briefwechsel bzw. dem Jahresbericht von Mitte Dezember stellt, erfüllt 
wären, so muß doch mindestens Frage 2 glatt verneint werden. Es ist eben auf die 
Dauer unmöglich, daß jeder dem andern etwas verkaufen will, ohne ein Äquivalent 
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von ‚der Gegenseite zu kaufen. Auch die Festsetzung einer Gesamtsumme, wie sie 
Gilbert in Aussicht gestellt hat — ein Entgegenkommen, das mit dem Verlust des 
Transferschutzes sehr hoch bezahlt ist —, bedeutet keine grundsätzliche Klärung, so- 
lange noch der deutsche Exportwille vor fremden Hochschutzzollmauern Halt machen 
muß. Die endgültige Lösung der Reparationsfrage und dem davon nicht auf die Dauer 
zu trennenden Problem der interalliierten Schulden ist die wichtigste Aufgabe der 
nächsten Jahre. 

Die Währungsbereinigung hat in Europa weitere Fortschritte gemacht. Nach der 
faktischen Stabilisierung in Frankreich und der juristischen in Belgien und Polen hat 
kurz vor Jahresschluß auch Italien den Anschluß an die Goldwährungsländer gefun- 
den, so daß heute in Europa nur noch Rumänien, Portugal und Spanien schwankende 
Währungssysteme besitzen. Die Stabilisierung der Lira, durch Dekret vom 22. Dezem- 
ber 1927 auch für italienische Finanzkreise überraschend erfolgt, hat nach 33 jähriger 
Pause wieder die Goldeinlösungspflicht proklamiert. So erhält die italienische Reform 
vor ähnlichen Maßnahmen anderer Länder, wo die Stabilisierung nur eine mehr oder 
weniger tief greifende Störung der Kriegs- oder Nachkriegsjahre beseitigte, eine be- 
sondere Bedeutung. Erst wenn man das obengenannte Dekret als integrierenden 
Bestandteil der auf den Aufbau der italienischen Wirtschaft gerichteten Bestrebungen 
Mussolinis betrachtet, erkennt man die volle Wichtigkeit der obigen Maßnahme. Alle 
diese Leistungen und Ziele, wie z. B. der Aufbau einer eigenen Handelsflotte, die 
forcierte Industrialisierung des Landes, die hochprotektionistische Handelspolitik, wie 
sie sich im Gesetz zum Schutze der nationalen Industrie, das jeden nicht dringend 
notwendigen Warenbezug aus dem Ausland als Wirtschaftsverrat brandmarkt, aus- 
drückt, ja auch die kolonialpolitischen Ambitionen des Diktators, all dies kann nur 
erreicht werden auf der festen Goldgrundlage der eigenen Währung. Alle diese Pläne 
erfordern nämlich einen erheblichen Kapitalaufwand. Italien aber ist ein armes Land, 
‘das auf die Kapitalunterstützung des Auslandes angewiesen ist. Solche Hilfe, das 
haben die Erfahrungen der letzten Jahre deutlich gezeigt, kann nur einem Lande mit 
gesunder Währung geleistet werden. Die Wiedereinführung der Goldlira erscheint also 
als die Grundvoraussetzung des italienischen Wirtschaftsaufbaus. 

Die ersten gedanklichen Anregungen zu dieser Aktion gehen bis auf die bekannte 
Rede Mussolinis in Pesaro im August 1926 zurück, worin er, als die Lira mit 158 
für ein englisches £ ihren Tiefstand erreicht hatte, eine scharfe Erklärung gegen die 
Devisenspekulation losließ und die Verteidigung der Lira bis zum letzten Blutstropfen 
verkündete. In scharfem, oft zu raschem Anstieg erholte sich die Lira bis zu einem 
Kurse von 90, zu dem sie dann dreiviertel Jahr lang stabil gehalten wurde. Die 
natürliche Folge davon war, daß eine schwere Deflationskrise über das Land herein- 
brach, die nur durch einen scharfen Druck der Regierung auf die Preis- and Lohn- 
gestaltung erträglich wurde. Nachdem man lange über die Höhe des Stabilisierungs- 
kurses debattiert hatte, erfolgte ganz plötzlich die Festsetzung der neuen Goldparität, 
wonach ıgLLire gleich ı $ und 92,46 Lire gleich ı £ sind. Die technische Äußer- 
lichkeit, daß man zwischen Lire und $ und nicht zwischen Lira und £ eine glatte 
Relation gewählt hat, illustriert recht schlagend die Weltherrschaft des Dollar. Durch 
diesen Schlag gelang es Mussolini mehrere Fliegen mit einem Schlag zu treffen: Die 
Festsetzung des Umtauschkurses 92,5, anstatt der monatelang künstlich gehaltenen 
go-Notierung bedeutet eine Besserung der Absatzmöglichkeiten der Exportindustrie, 
die hierdurch eine kleine Kompensation für die ihr besonders nachteilige Deflations- 
krise erhielt. Auf die Dauer ist die Lira gegen alle Angriffe der Spekulation gesichert 
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durch eine Anleihe von 75 Mill. $, die die Banca d’Italia nach Verhandlungen mit, 
Benjamin Strong, dem Gouverneur der Federal Reserve Bank, der eigens zu diesem 
Zweck nach London gekommen war, und Sir Montague Norman von der Bank von 
England durch ein Konsortium von ı4 Notenbanken erhalten hat. Hierin ist zweifel- 
los ein erstes praktisches Ergebnis der New Yorker Notenbankkonferenz zu erblicken, 
wonach Währungsfragen vor das Forum der amtlichen Weltfinanz zu bringen sind, 
wenn sie mehr als nur nationale Bedeutung haben. Darüber hinaus sind der Banca 
d’Italia noch 50 Mill. $ von privater Bankseite zur Verfügung gestellt ‚worden. Da 
das Deckungsverhältnis der Staatsbank ohnehin mit fast 60 °/, sehr günstig ist, könn- 
ten diese Beträge, werın sie überhaupt. in Anspruch genommen werden sollten, der 
Privatwirtschaft zur Verfügung gestellt werden, um ihr die Überwindung der De- 
flationskrise, die mit der formalen Stabilisierung ja noch keineswegs beendet ist, zu 
erleichtern. Ein besonderes finanzmathematisches Kunststück haben Mussolini bzw. 
sein Finanzminister Volpi dadurch fertiggebracht, daß sie die aus der Differenz der 
alten und neuen Goldparität sich ergebende Marge dazu benutzten, um die Schuld 
des Staates bei der Banca d’Italia zu löschen. Zieht man dazu noch die geglückte 
Balanzierung des Etats, die Zusammenlegung von drei Emissionsbanken in eine, ihre 
autonome Stellung gegenüber dem Staat, die Konsolidierung der inneren und der 
Kriegsschuld in Betracht, so sind wohl alle nur denkbaren Garantien für die Siche- 
rung der Goldlira gegeben. 

Das Mitte Dezember zwischen der deutschen und der französischen Industrie ab- 
geschlossene Farbenabkommen gibt willkommenen Anlaß, auf die tief greifenden 
Umschichtungen einzugehen, die sich in der chemischen, speziell der Farbenindustrie 
der ganzen Welt nach dem Kriege vollzogen haben. Unter allen wichtigen Industrie- 
zweigen ist die Farbenindustrie von raumbedingten Faktoren am unabhängigsten, 
da sie sich auf wenige wert- und mengenmäßig leicht zugängliche Rohstoffe stützt. 
Wenn trotzdem Deutschland ı913 mit fast 88°/, der Weltproduktion (137 000 t) ein 
tatsächliches Monopol hatte, so lag der Grund hierfür in dem technisch sehr kom- 
plizierten, große Kapitalien erfordernden Verfahren, das dem Ausland unzugänglich 
war. Die deutsche Farbenindustrie war der Lieferant der ganzen Welt. Als der Krieg 
die deutschen Sendungen ausbleiben ließ, waren alle Kriegführenden gezwungen, 
auch im eigenen Lande, ohne Rücksicht auf den privatwirtschaftlichen Erfolg, che- 
mische Fabriken zu errichten. Nach dem Kriege wollte man gegenüber der neu auf- 
tauchenden Konkurrenz die investierten Kapitalien nicht verloren geben. Man er- 
klärte daher die chemische bzw. Farbenindustrie zur Schlüsselindustrie und schützte 
sie durch hohe Zollmauern. Die Folge hiervon war ein völlig verändertes Bild der 
Weltfarbenwirtschaft in den Nachkriegsjahren. Nur noch 46 0/, der Weltproduktion 
entfielen 1924 auf Deutschland (72 000 t), dagegen 200, (2°/,) auf die U.$.A,, 
120), (30/,) auf Großbritannien und 9°), (1 %/,) auf Frankreich. Quantitativ ist mit 
157 000t die Weltproduktion 1913 und 1924 dieselbe geblieben, ihr Wert hat sich 
mit 700 Mill. RM. 1924 verdoppelt. 

Die deutsche Ausfahrmenge nahm um 69 0/, gegenüber ı913 ab, der Ausfuhrwert 
dagegen unter Berücksichtigung der allgemeinen Geldentwertung nur um ı3/,. In 
der Diskrepanz dieser beiden Prozentzahlen spiegelt sich die veränderte Lage der deut- 
schen Farbenwerke deutlich wider: Um trotz der scharfen Konkurrenz noch Absatz 
zu finden, ging Deutschland noch viel betonter als vor dem Kriege zur Produktion 


sehr hochwertiger Farben über, in denen es auch jetzt noch die herrschende Stellung 
einnimmt. 
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Der verschärfte Konkurrenzkampf und die damit verbundene Gefahr von Preis- 
eduktionen führte zu einer strafferen Zusammenfassung der chemischen Industrie, 
unächst innerhalb der einzelnen Länder. So kam es im Jahre 1925 zu der bekannten 
sründung der I. G. Farbenindustrie A.-G. aus den sechs größten deutschen Farben- 
nternehmungen. Um diesem Mammuttrust ein Gegengewicht bieten zu können, 
chlossen sich ein Jahr später in Großbritannien — ganz gegen sonstige englische 
sewohnheit — vier Konzerne zu den Imperial Chemical Industries Ltd. zusammen, 
ie mit 65 Mill. £ das größte englische Unternehmen sind. 1927 endlich kam es auch 
n Frankreich, wenn auch in loserer Form, zu ähnlichen Zusammenschlüssen und 
n allerneuster Zeit ist auch von Konzentrationsbestrebungen in der U.$. A. wieder- 
iolt die Rede gewesen. Immer ist bei solchen Vertrustungen die Erwägung ausschlag- 
ebend gewesen, das in der chemischen Industrie ganz besonders ins Gewicht fallende 
tehende Kapital vor, den Unberechenbarkeiten des Weltmarktes und den daraus resul- 
ierenden Preisschwankungen sicherzustellen und durch Erweiterung der Unterneh- 
aungsbasis einen gewissen Risikoausgleich zu schaffen. 

Im selben Maße, wie sich nun die einzelnen nationalen Chemiegruppen als solche 
ierauskristallisierten und gegeneinander absetzten, wuchs auch die Neigung zu inter- 
ationalen Anknüpfungen. Bereits im Jahre 1922 kam es zu aussichtsreichen Ver- 
andlungen zwischen Deutschland und England, die jedoch an dem Widerspruch der 
nglischen Regierung scheiterten. Auch ı924 zwischen Deutschland und Frankreich 
emachte Anknüpfungsversuche führten zu keinem definitiven Erfolg. Nun scheinen 
ie Internationale Rohstahlgemeinschaft, das deutsch-französische Kaliabkommen und 
er Handelsvertrag den Boden zu dem oben genannten Farbenabkommen geebnet zu 
aben. Es liegt in der Natur des kartellierten Produktes, daß eine genaue Quotierung, 
ie z. B. bei der Rohstahlgemeinschaft, unmöglich ist. Das reichlich farblose Com- 
aunique der I. G. Farben läßt erkennen, daß sich beide Partner den heimischen 
farkt vorbehalten haben und Deutschland nur die Farben an Frankreich liefert, die 
ort noch nicht hergestellt werden. Daneben soll ein Austausch der Produktions- 
rfahrungen stattfinden. Angesichts der Enttäuschungen, die die Rohstahlgemein- 
chaft zum mindesten für Deutschland gebracht hat, ist freilich die praktische Aus- 
irkung des Abkommens noch abzuwarten. Sollte sie günstig sein, so ist wohl mit 
em Anschluß Österreichs und der Schweiz, deren Farbenproduktion bereits vor dem 
iriege wichtig war, zu rechnen. Die sich bereits monatelang hinziehenden Verhand- 
ungen mit der englischen Gruppe haben vorläufig zu keinem positiven Ergebnis ge- 
ührt, da die Imperial Chemical Industries bezüglich der Behandlung des Empire als 
innenmarkt zu weitgehende Forderungen stellt. Aber selbst wenn doch noch eines 
'ages der Anschluß Englands an einen kontinentalen Farbenpakt erfolgen sollte, 
0 dürften wohl die amerikanischen Befürchtungen, hierin eine Spitze gegen die im 
stzten Jahrzehnt stark vergrößerte Farbenindustrie der U.S. A. zu sehen, nicht be- 
ründet sein. 
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Joser ScHnEIDER: 


DIE LEBENSFÄHIGKEIT DER MITTELEUROPÄISCHEN 
GROSSSTADT AUS DER VORKRIEGSZEIT ] 


Wer viel in der Welt herumkam und Städte in großer Zahl mit Liebe und 
Verstand betrachtet hat, dem erscheint gar bald jede Stadt, ob groß, ob klein. 
im Erinnerungsbild wie ein lebendiges Gewächs, das in Blüte steht, sich aus- 
breitet, abzusterben scheint, um dann doch wieder neue Triebe anzusetzen — all 
das liest ein kundig gewordenes Auge aus der Geheimschrift der scheinbar toter 
Steine einer Stadt. 

Die erste Anlage großer Städte ist nach Oberhummer durch die Schutzlage 
bedingt, im Falle Wiens den Halbkreis der Hügelkette im Westen, der sich im 
Osten an die Donau anlehnt, so daß nur der Südosten offen bleibt. Penck ha: 
auf die westliche Grenzlage Wiens im Römerreich, die östliche im alten deutscher 
Reich und die Mittelpunktstellung im Habsburgergroßstaat hingewiesen, welch 
letztere erst die Entstehung der Großstadt ermöglichte. Sie ist es, die uns hie: 
beschäftigt. 

In nationalem Belang ist Wien Grenzstadt auch als Großstadt geblieben. Me: 
rians Topographie von 1649 nennt sie die „gemeine Herberg“ der Deutschen 
Welschen, Ungarn, Böhmen, Polen und Slowaken, und zweihundert Jahre späte 
prägt Ferdinand Kürnberger, der deutsche Zeitungsschreiber Wiens, wie wi 
seither keinen ın diesem Stil besaßen, aus liebevollem Zorn das Wort von de: 
europäisch-asiatischen Grenzstadt. 

Bewegt und unruhig wie der einer Grenzstadt war ihr Lebenslauf. Die Vor: 
städte, auf denen die Fortpflanzungskraft der Großstadt beruht, hier in de: 
Mehrzahl alte Weinhauerdörfer, die schon zu Anfang des ı2. Jahrhunderts ur 
kundlich nachgewiesen sind, konnten sich bloß in der friedlichen Zeit von 127: 
bis 1485 entfalten, nachher litten sie immer wieder unter kriegerischen Ereig; 
nissen, 1529 und 1683 bezeichnen die Katastrophen der Türkenbelagerungen, ir 
denen die Dorfbewohner erschlagen oder in die Sklaverei geschleppt, die Häuse 
niedergebrannt und die Weingärten zerstört wurden und erst nach 1706 tra 
Ruhe ein, aber nicht Beruhigung, der Ausbau der Stadt als Festung, nach 150: 
begonnen, wurde bis 1730 fortgesetzt. Die Befreiung von dem einengenden Pan: 
zer, die schon 1770 Maria Theresia ernstlich erwogen hatte, kam erst hunden 
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juropa geworden war. 

_ Die beste Zeit der Kaiserstadt war die Blüte habsburgischer Herrschaft unter 
Larl VI. und Maria Theresia, deren steinerne Zeugen, nicht zuletzt die Wohn- 
äuser, eine deutliche Sprache sprechen, andere Höhepunkte fallen in den Vor- 
aärz und in die unmittelbare Vorkriegszeit, in welcher dem schärferen Auge 
reilich ungesunde Erscheinungen nicht entgehen konnten. Dazwischen liegen 
ie napoleonischen Kriege — Schweikhardt, der Landbeschreiber, findet die Er- 
anerung an die Untaten der Franzosen noch 1831 hier lebendig. Die Behand- 
ang durch Napoleon hatte im Verein mit innerstaatlichen Finanzvorgängen Ver- 
rmung der Wiener zur Folge. 

' Eine Tragik wird man in dem Schicksal der Stadt nicht verkennen dürfen: 
oft sich die glänzende Aussicht des Aufstiegs eröffnete, traten weltpolitische Er- 
ignisse ein, die hemmend, wenn nicht vernichtend wirkten. Als die Bildung der 
absburgischen Großmacht nach 1500 ihrem Mittelpunkt Wien eben die schönste 
‚ukunft eröffnete, mußte die Stadt ihre alte Rolle als Bollwerk gegen feindliche 
inbrüche aus dem Osten wieder aufnehmen und war dadurch in ihrer Entwick- 
ang zurückgeworfen — schon 880 ist hier ein Zusammenstoß zwischen den 
ayern und Magyaren bezeugt — und als endlich nach 1858 die Grundlage und 
löglichkeit für die Schaffung einer modernen Großstadt gegeben gewesen wäre, 
farde der Wirkungskreis Wiens alsobald durch 1866 und durch den Ausgleich 
it Ungarn 1867 wesentlich eingeengt, die nationalen Kämpfe in Österreich taten 
as ihre, andere Mittelpunkte zum Wettstreit mit Wien zu bilden, und der 
Veltkrieg hinterließ es als völlig randgelegene Hauptstadt von unverhältnis- 
äßiger Größe in einem armen Land mit erzwungener „Selbständigkeit“, dem 
s die schwerste Verlegenheit in sozialen und Versorgungsfragen bedeutet: Wien 
t heute Deutschösterreichs Gefahrenpunkt. 

Nun kommt diese besondere Krise für Wien noch zugleich mit der allgemeinen 
rise der europäischen Großstadt. Die Ohnmacht einer solchen Menschenzusam- 
ıenballung, die in ihrer Versorgung völlig auf die Gnade des umliegenden klei- 
en eigenen Landes und des feindlichen Auslandes angewiesen ist, läßt sich hier 
urch alle weltwirtschaftliche Verflechtung, die man auf längere Sicht ja nicht 
usschalten kann, in keiner Weise verbergen. Die Grenzziehung von St. Germain, 
ie militärisch und wirtschaftlich die völlige Knebelung der Deutschen in Öster- 
sich im Auge faßte, hat ihren Zweck auf kurze Frist erfüllt. Die Lage war ın 
em kohlenarmen Lande eine Zeitlang so, daß mindestens die Hauptstadt von 
em guten Willen der Gewerkschaftsführer der tschechoslowakischen und pol- 
ischen Eisenbahner und Bergarbeiter völlig abhängig war, ein Streik, den eine 
ieser Berufsschichten begonnen hätte, mußte für Wien neue Not nach so viel 
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An solch wechselvollem Stadtschicksal lassen sich besser als an 'ruhigeren 
Lebensläufen politischer Gebilde Ausblicke allgemeiner Natur gewinnen: Jede 
große geschichtliche Stellung (z. B. Englands Weltmacht) erscheint nur dem 
blöden Auge des schablonenhaften Denkens als unerschütterlich und unangreif- 
bar, eine irgend nähere Betrachtung erkennt sofort, daß solch hoher Beruf täg- 
lich neu verdient, die Ehre täglich neu erobert werden muß, soll sie nicht eines 
Tages plötzlich verlorengehen oder langsam entgleiten. Die Geschichte der Groß- 
stadt Wien spiegelt die Geschicke der habsburgischen Großmacht wieder, deren 
Herz sie war, und läßt erkennen, wie wenig fest dieses machtpolitische Gebilde 
zu irgendeiner Zeit stand, so daß sein Untergang immer mehr als der natür- 
lichste Ablauf der Dinge erscheint. Welche Dauer darf man, daran gemessen, 
dem jetzigen Zustand versprechen, der von keinem Gesichtspunkt — Geopolitik, 
Wirtschaft, nationale Zusammenhänge usf. — sinnvoll zu nennen ist?? 

Das ganze Großstadtproblem ist aber nur ein Teil der offenen Frage der mo- 
dernen abendländischen Zivilisation und hängt innig mit Hochkapitalismus, In- 
dustrie und Technik zusammen. Die Beschränkung unserer Erörterung auf Mittel- 
europa, auf Wien trägt zur Verdeutlichung bei, denn im Herzen des Kontinents 
ist durch die Weiterführung des Krieges in der Form von Friedensverträgen die 
Krise sofort in voller Schärfe zum Ausbruch gekommen, doch sie ergreift auch 
die scheinbaren Sieger mit naturnotwendiger Gewalt. Die Länder des Einfamilien- 
hauses, vor allem England, spüren den Anprall des Wirtschaftsorkans vorerst ab- 
geschwacht, sofern ihn nicht andere Umstände verstärken, die Herrschaft des 
Massenmietshauses in den Städten Kontinentaleuropas verschlimmert die Lage 
der betreffenden Länder. Wo die Industrie noch von früher mit ländlicher oder 
halbländlicher Ernährungsgrundlage des Arbeiters auf eigener Scholle rechnen 
darf, ist sie in Krisenzeiten ganz anders gestellt als dort, wo der Unterhalt ihrer 
geschulten Kräfte gänzlich auf dem Verdienst im Betrieb aufgebaut ist und eine 
Einstellung dieses Betriebes den Zwang für das wertvolle, oft unersetzliche Men- 
schenmaterial zur Abwanderung, ja vielleicht zum Übertritt in die ausländische, 
überseeische Konkurrenz bedeutet. 

Viele Industrien haben anfangs nur die Rolle als Neben- und Winterverdienst 
für kleinste Grundbesitzer oder Bauernverwandtschaft gespielt und zogen ihre 
Mitarbeiter erst in der Zeit des Aufschwungs ganz in ihren Bannkreis, die Rück- 
bildung dieser Entwicklung läßt sich jetzt nicht umgehen. Was andernorts im 
Häuslerbesitz und dergleichen als Lebenssicherheitskoeffizient noch vorhanden 
ist, muß die Großstadt sich durch das Siedlungswesen erst wieder schaffen. Auch 
dem Einfamilienhauslande England lagen solche Gedanken wie die eben erwähnte 
Sicherung der Industrie fern, der Nutzgarten fehlte dem „home“ bisher. Der 
englische Arbeiter ist landentwöhnter als irgendein anderer in Europa, dazu paßt, 
daß der Volkswirtschaftler Professor J. W. Scott von der South Wales University 
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Cardiff auf die Siedlungsbestrebungen der Wiener Industriearbeiter als vor- 
Idlich für England hingewiesen hat und die Förderung solchen Tuns nach 
Wiener System“ neben der eigentlichen Innenkolonisation von Gesetzes. wegen 
rlangt. 

Die führenden Köpfe Englands aus jener Schichte, die seit Jahrhunderten auf 
litischen Instinkt gezüchtet zu sein scheint, z. B. Baldwin, erkennen freilich 
e Zeichen der Zeit sehr wohl, vergleiche seine Rede im Juli 1925: England 
herrscht den Weltmarkt nicht mehr und muß zur Erzeugung von Qualitäts- 
are übergehen (das heißt seine industrielle Bevölkerung vermindern). Der Kolo- 
alminister Lord Amery bezeichnete im Dezember 1925 die Bevölkerungsvertei- 
ng als das wichtigste Problem für Mutterland und Dominions. Man baut wohl 
aterdessen zu Hunderttausenden Einfamilienhäuser, aber die Binnenkolonisation 
gt noch im Weiten. 

Selbst in dem Stammlande des kindlichen Optimismus, der seine eigenen Bäume 
' den Himmel wachsen sieht, in U.S. A., wo wir den Gipfel und die Über- 
eibung europäischer Stadtentwicklung zu suchen haben, scheint ein leises 
rauen aufzusteigen, wohin man sich mit der Wolkenkratzerei verirrt hat, und 
n glückliches Schicksal läßt die Amerikaner vielleicht noch rechtzeitig die Ab- 
ırdität technischer Wunderwerke erkennen, über denen der Mensch und die 
:»hranken der Menschennatur wie räumlicher Möglichkeiten (Autoverkehr!) so 
jilig außer Acht gelassen worden. Bei der ungebrochenen Tatkraft dieser Nation 
ird die entschiedene Umkehr nicht auf sich warten lassen, sobald einmal die 
rkenntnis durchgedrungen ist. Daß Henry Ford in seinem Buch „Mein Leben“ 
ırzerhand erklärt, die Großstadt sei verschwenderisch gewesen, sie sei heute 
ınkrott und werde morgen zu bestehen aufgehört haben, zeigt den Wendepunkt 
zutlich an. 

Bei uns in Mitteleuropa scheint der volle Ernst solcher Erkenntnis viel mehr 
der aufstrebenden Schicht der Industriearbeiter und der verwandten Berufs- 
reise als in der Masse der Intelligenz aller Richtungen zu finden, die nun ein- 
al führen muß, ob sie und die anderen es wollen oder nicht. Daß die Gelehr- 
n, die Wegbereiter des deutschen Volkes längst Bescheid wissen, sah man 
sutlich bei der Versammlung des Vereins für Sozialpolitik in Wien im Sep- 
nber 1926, da Vertreter der verschiedensten Weltanschauungen wie Harms, 
ulenburg, Aereboe, Oppenheimer dem Satz zustimmten, daß die Siedlung, die 
inenkolonisation heute die Kernfrage aller Sozialpolitik sei. Unter anderen 
:ophezeit Walter Vogel in seinem „Neuen Europa“ unserem Erdteil eine bäuer- 
ch-agrarische Zukunft. 

Im Reich steht es besser um den Fortschritt der Einsicht in die Notwendig- 
sit gründlichen Umlernens in Großstadt- und Industriefragen als in Österreich, 
1s beweisen die Taten auf dem Gebiete des Siedlungswesens, mit denen Deutsch- 
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land dem kleinen und ärmeren Bruderlande weit vorausschreitet. In der Selbs 
hilfe aber ist der österreichische Siedler, wie Dr. Hans Kampffmeyer feststell 
im Vorsprung, der alte deutsche Drang zur Scholle wirkt im Süden ebenso as 
und was in England aus dem politischen Verstand der Führer entspringt, brich 
sich hier aus dem Urgefühl der breiten Schichten Bahn. Aber für Wien als Stad 
wesen und rückwirkend für Deutschösterreich ist nicht mehr viel Zeit zu veı 
lieren, wenn nicht durch verkehrte Maßnahmen die Reste des Volksvermöger 
bedenkenlos aufgezehrt werden sollen und man eines Tages unversehens vor eiit 
Katastrophe stehen will. Die bekannte Forderung, daß die Großstadt wie ei 
Unternehmen im Rahmen der ganzen Volkswirtschaft rentabel arbeiten und ehı 
lich bilanzieren muß (Produktionsertrag auf.den Kopf der Bevölkerung usf.), i 
hier vom Standpunkt der Wahrung gesamtdeutscher Belange, in denen Wie 
schon dank seiner örtlichen Lage in Deutschland immer eine große Rolle z 
spielen haben wird, dringlicher als irgendwo. 

Die frühere Kaiserstadt ist jetzt einer jener verlassenen Posten der Wel 
geschichte, wie es deren so viele gibt: keineswegs tot (wie Petersburg?) denn esi 
keine gegründete, sondern eine gewachsene Stadt, aber Politik wird und kan 
von hier aus in absehbaren Zeiträumen nicht wieder gemacht werden wie unte 
den Habsburgern, und mit diesem Verlust der bedeutenden Zentralstellung, dı 
großen Hofhaltes und Beamtenkörpers ist unweigerlich auch eine schwere mat« 
rielle Einbuße verbunden. Von den Lebensadern der modernen Stadt, den Eiser 
bahnen, sind alle bis auf die westliche durch Staatsgrenzen kurz abgeschnü. 
worden, und die Bahnhöfe erscheinen gegen die Vorkriegszeit wie Verkehrsfrieu 
höfe. Weltstadtcharakter hat Wien nie besessen, liegt es doch etwas kulturexzen 
trisch, aber auch der Straßenverkehr zeigt heute deutlich das Spiegelbild d« 
Wirtschaftsausweise, der Lage der Industrie und des Handels. 

Der Sturz Wiens geriet dadurch noch tiefer, daß selbst innerhalb Deutsch 
österreichs die Geltung der Hauptstadt großen Widerständen begegnete. Ein Blic 
auf die Landkarte sagt, daß Tirol und Salzburg viel mehr nach München grav 
tieren müssen als nach dem fernen Wien. Dazu kam die Erinnerung an die un 
leugbare Vernachlässigung der Alpenländer durch die habsburgische Zentra 
macht, die man unter dem Namen Wien zu sehen gewohnt war, und dies 
berechtigte Gefühl hatte nun die wehrlose Stadt zu spüren. Der Gegensatz zw 
schen der radikalsozialistischen Stadtverwaltung, die zwar erst im Mai 1919 ei 
setzte, und den andersgesinnten Ländern wirkt auch nicht wenig mit. Die de 
zugrundeliegenden kulturellen Unterschiede können nicht übersehen werde 
wenngleich Wien auch heute noch fast ein Drittel aller Deutschösterreicher ur 
darunter manche der besten Kräfte aus den Ländern festhält (noch vielmel 
Sudetendeutsche). Erst vor sechzig Jahren hat es, wie Dr. Ferdinand Scherb 
an der Veränderung der Wiener Volksmusik sehr fein nachwies, den Charaktı 
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7 alpenländischen Gebirgsstadt verloren und ist die äußerlich überfremdete 
roßstadt geworden. 

Ein starkes Krisenmoment war und ist teilweise noch der Überfluß an verfüg- 
ırer hochwertiger geistiger Arbeit. Das nichtdeutsche Umland schloß sich 1918 
fort gegen Wiens Kulturausstrahlungen, deren es nicht mehr zu bedürfen 
aubte, luftdicht ab, indem es ihre Träger verjagte und aussperrte, und nur 
ngsam öffnen sich mit dem unaufhaltsamen Verlangen nach jener deutschen 
rbeit, die die fremden Nationen nicht selbst zu schaffen vermögen, fast heimlich 
e Pforten des Balkans, der seit 1918 an die Grenzen der deutschen Lande, 
eutsches Reich und Deutschösterreich, herangerückt ist. Dazu kam noch im 
genen Lande nach dem Zusammenbruch jene Einstellung, die nur die Muskel- 
‚beit werten wollte, so daß auch der qualifizierte Arbeiter erst im Laufe einiger 
ihre wieder im Lohn über den ungelernten aufzusteigen vermochte. 

Auch dieses Großstadtproblem ist nicht auf Wien beschränkt, es trat hier nur 
härfer hervor. Die gleiche Erscheinung wie der Bolschewismus mit der Ver- 
:htung rein geistiger Arbeit bietet interessanterweise sein kapitalistischer Gegen- 
ol U. S. A.: was ist denn der Spott, die Abneigung im Grunde anderes, mit der 
er Denker, der high brow, verfolgt wird, weil er nicht Dollars zu machen ver- 
eht? Und doch braucht man diese Menschengattung, die in stiller Gedanken- 
beit die Wege der Zukunft weisen muß, wenn man auch niemals rechtzeitig 
if sie zu hören geneigt ist. Die Großstadt oder die Berührung mit ihr (nicht 
as Leben in ihr) schaffen das Handwerkszeug, mit dem solche Gedanken- 
ebäude aufgeführt werden können, und wenn die Stadt diese ihre Zukunfts- 
aumeister nicht mehr zu nähren gewillt ist und sie wie einen Luxus aus ihrem 
'oranschlag streicht, legt sie selbst die Axt an die Wurzeln ihrer geistigen Kraft. 

Die trostlosen Geburtenziffern der Großstädte, die so deutlich vom mangelnden 
ebenswillen zeugen, hätten die darin wohnende Menschheit längst gegen diese 
erbrennungsöfen der Volkskraft mißtrauisch machen müssen, denen mehr un- 
ebornes Leben zum Opfer fällt, als der Krieg gebornes vernichten kann. In 
Vien will man an dem Verschwinden der Familiennamen ein besonders starkes 
ussterben festgestellt haben. An Mahnerstimmen der geistigen Führung hat es 
eizeiten nie gefehlt: wie richtig sah Wilhelm Heinrich Riehl von siebzig Jahren 
ı die städtisch-volkliche Zukunft. 

Vergebens, in Zeiten des Reichwerdens ist man gegen alle Warnung taub, 
inzelmenschen wie Völker sind gleich unbelehrbar. Angesichts der Verarmung 
lite es anders sein, doch verhält sich die jetzige sozialistische Gemeindeverwal- 
ing Wiens ganz ebenso und baut unbekümmert um alle Einwände Riesenwohn- 
asernen mit kleinen Behausungen ohne Gärten für Menschen, die in der Stadt 
eine Arbeit finden können, während auf dem flachen Lande Arbeit wäre, aber 
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Und doch gibt es einen einzigen Ausweg aus der wirtschaftlichen und aus de 
sozialen Krise der Gegenwart im natürlichen Gang der Dinge: der deutsche Ar 
beiter muß sein Stück Land haben, dann wird das unselige Wort von deı 
„vaterlandslosen Gesellen“ nicht mehr gelten und nicht mehr auf die zurück 
fallen, die ihm dieses „Stück Vaterland“ nicht zu geben verstanden. Das Eigen 
heim (nicht als Geschenk, aus eigener Sparkraft) ist die selbstverständliche Krö 
nung des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Aufstieges der Industriearbeite 
und der einzige Weg zum dauernden inneren Frieden! | 

Siedlung heißt Sparschule für das ganze Volk und damit Wiederaufbau de 
Volkswohlstandes von Grund auf, Siedlung heißt Bekämpfung der Arbeitslosigke: 
durch Unterstützung mit Grund und Boden statt mit Geld, sie gibt Arbeit, nich 
entwürdigendes Almosen, Siedlung bedeutet zum letzten die Eindämmung sowol 
des krankhaften Sozialismus wie des Überkapitalismus, dessen Zugriff die lebens 
wichtigen Belange breiter Schichten durch die Selbstversorgung entzogen sin« 
(Es ist zu beachten, daß die siamesischen Zwillinge Marxismus und Kapitalismu: 
die einander so heftig zu befehden scheinen, beide von der einseitigen industrielle: 
Einstellung aus der Vorkriegszeit nicht loszukommen vermögen und die Alt 
hängigkeit der Werteerzeugung vom Absatz nur schwer begreifen wollen. Abe 
während der Kapitalismus vor der Logik offenkundiger Tatsachen immer z; 
kapitulieren bereit ist und angesichts eines schlechtes Geschäftes umkehren wire 
um andere Wege zum Erfolg einzuschlagen, kann man den Verfechtern eine 
Utopie mit Vernunftgründen nicht beikommen.) 

Dies letztere kennzeichnet die marxistische Steuerpolitik Wiens, das seit 192 
ein eigenes Bundesland darstellt: „Land Wien“ erinnert an die alte Reich: 
unmittelbarkeit. Aber zur Unmittelbarkeit gehört eben auch ein Reich, und di 
ist das Österreich, dem in St. Germain sogar der deutsche Vorname wegamputieı 
wurde, wahrhaftig nicht. So wie dieser Staat dort erzeugt wurde und dann noc: 
zu Hause mit einer Verfassung beglückt, so kann ihn niemand wollen, bestenfal 
die von ihm leben müssen, Beamte und Nationalräte. Wir andern lieben unsen 
Heimat und unser Volk, wir fühlen uns als Wiener, Steirer, Tiroler und alle zu 
sammen als Deutsche, aber dieser Staat kann uns beim besten Willen nich. 
sagen, es gibt kein neuösterreichisches Staatsgefühl und darum auch kein wahr: 
Leben, keine wahre Lebensfähigkeit dieses Staates. 

Die Hauptstadt leidet doppelt unter dem Fehlen eines wirklichen Staates un 
unter der rückständigen Gedankenwelt ihrer Stadtväter, die die private Wohn 
bautätigkeit mit allen Mitteln zu unterbinden trachten. Gerade diese aber ist d: 
Barometer der Lebensfähigkeit eines Landes: wo nur aus öffentlichen Mittel 
gebaut werden kann, stellt dies bloß die Galvanisierung eines Leichnams da, 
Trotz alldem wird die Gesundung eines Tages von der Stadt selbst ausgehe 
müssen, wie denn Leberecht Migge mit Recht den Städten die Aufgabe de 
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innenkolonisation zuweist, er legt das Schwergewicht auf den intensiven Garten- 
au in Stadtnähe. 
Al wir nun anderseits auch nicht eine solche REBBETENE WER Bevölke- 
ungspolitik verlangen dürfen, wie sie uns Haushofer bei den Japanern gezeigt 
hat — unserem Volk wie unseren Regierungen fehlen dafür einige Voraussetzungen 
— wird ein Staat doch nicht ruhig zusehen dürfen, wie ihn eine Stadt wirtschaft- 
ich und sozial aus dem Gleichgewicht bringt, indem sie wahllos allen Menschen- 
‚ustrom aus dem In- und Ausland aufnimmt. Wir haben kürzlich im Krieg und 
m sogenannten Frieden Völkerwanderungen erleben müssen, die Austreibung 
ınd Umsiedlung ganzer Volksstämme. Sollte nicht eine Regelung der Bevölke- 
üngsverteilung innerhalb eines Landes von Gesetzes wegen möglich sein? Die Frei- 
ügigkeit i in der weiten Welt ist tatsächlich aufgeboben, kann und muß sie nicht 
nlolgedessen zum Wohl des Volkes auch innerhalb der eigenen Landesgrenzen 
jernünftig geregelt werden? Das Städtewachstum muß an der Grenze aufgehalten 
verden, wo der Flachbau unrentabel wird. 

Man würde es mit Recht als einen der Mängel dieser Arbeit ansehen, wenn 
wir nicht wenigstens erwähnen, wieviel Menschen die Krise in Wien als Strand- 
‚ut an die Steilküste der Wirtschaft wirft. Dies ist aber unter den jetzigen inner- 
politischen Machtverhältnissen ebenso schwer festzustellen wie die wirkliche Woh- 
jungsnot, darum nur soviel, daß die Zahl der Unterstützungsempfänger 1926 
;wischen 100000 und 70000 schwankt, bei 1ı 860000 Einwohnern. 

, Dies führt zu der Erwägung, ob und wieviel Menschen abwandern müßten, um 
lem Rest das Leben zu ermöglichen. Wir können hier nicht einfach auf die letzten 
\ufstellungen Haushofers in der Zeitschrift für Geopolitik verweisen: Österreichs 
jatürliche Bevölkerungsdichte zur tatsächlichen wie 60:78! Die Großstadt ver- 
angt eine sofortige Teillösung. Die Erfahrung in der städtischen Kleingartensied- 
ung zeigt glücklicherweise, daß durch Hausbau, Gartenpflege und Kleintierzucht 
oviel neue Arbeitsgelegenheit und Ernährungsmöglichkeit geschaffen werden kann, 
ım über die paar weiteren Krisenjahre bis zum Ende der scheinbaren „Übervölke- 
ung“ (die Statistiken rechnen nur ungefähr mit 10 Jahren, weil dann der Kriegs- 
reburtenausfall schon fühlbar würde) ohne Menschenverluste hinwegzukommen, 

Ist Wien lebensfähig? Erst dann wieder, wenn es die zweitgrößte Stadt des 
leutschen Reiches und von kurzsichtiger Parteiherrschaft befreit wird. Eine 
roßzügige Bevölkerungspolitik und Landesplanung, die auf verständnisvollem 
Zusammenarbeiten mit den kleinen Nachbargemeinden beruhen muß — ohne 
Jberzentralisierung, ohne Abtötung örtlicher Regsamkeit, sondern in der Art, 
vie es z. B. in und um Breslau vorgesehen scheint — löst die Frage, wie die 
roße deutsche Stadt Wien leben kann, auf ganz natürlichem Wege, und wenn 
lies hier unter erschwerenden Umständen gelingen muß, ist es in Mitteleuropa 


iberhaupt nicht unerreichbar. 
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Falls es noch eines Beweises bedürfte, daß Wien eine deutsche Stadt ist, wär 
er durch den Siedlungsdrang der breiten Schichten erbracht. Das deutsche Voll 
ist, was man nicht oft genug betonen kann, weil es in den letzten fünfzig Jahres 
allzusehr vergessen war, die weiße Siedlernation, denn in welchem Land, 
der Welt mit erträglichem Klima wären nicht deutsche Bauern gesessen ode 
sind nicht heute noch solche ansässig? China, Japan, die germanischen Lände 
Nordeuropas, sonst fast keine Ausnahme. Wenn eines Tages die Großstadtent 
wicklung merklich zurückgeht, soll uns das nicht unfechten. Tacitus behaupte 
schon, die Germanen seien den Städten abhold gewesen, und der im Krieg ge 
fallene Prager Geograph Alfred Grund spricht in seinen „Veränderungen de 
Topographie Niederösterreichs“ ungefähr den fruchtbaren Gedanken aus, daß da 
Deutschtum an den großen Sprachgrenzen im Osten und Süden in Zeiten leb 
hafter Landbesiedlung im Vorwärtsschreiten zu sehen ist. So läge die Zukunf 
wieder einmal hell vor uns! 

Siedlung bedeutet Freiheit und Unabhängigkeit. Wer sich nicht durch Vorder 
grundgerede täuschen läßt, wird zugeben müssen, daß kein Volk in bezug au 
sein tägliches Brot von dem guten Willen andrer Völker abhängig sein darf, j: 
nicht einmal von den Verkehrsmitteln in dem Maße, wie wir es in der Kriegs 
hungersnot und während der schändlichen Nachkriegsblockade unvergeßlicher 
Angedenkens schaudernd erlebten. In dem Ausmaß der Sicherung des nackter 
Lebens ist die Selbstgenügsamkeit jedes Landes, jeder Stadt keine Utopie, wie e 
die Freihandelsherolde wollen, sondern ein Gebot der einfachen Vernunft unc 
Selbsterhaltung. Die Zeit Metternichs war nicht unklug, als sie durch die Er. 
neuerung des alten, immer übertretenen (Festungs)bauverbots in der Zweimeilen. 
zone um Wien 1826 die Gemüsegärten zu erhalten und damit die Lebensmittel 
versorgung der Stadt zu sichern suchte. Der Schlüssel zur Lebensfähigkeit deı 
mitteleuropäischen Großstadt liegt im Gartensiedlungswesen. Wir brauchen nicht: 
zu tun als Männern wie Leberecht Migge zu folgen und dem Drang der breiter 
tragenden Schichten unseres Volkes freie Bahn zu schaffen, indem wir vor allen 
den Grund und Boden für die Auflockerung der Städte bereitstellen. In dieser 
Hinsicht ist Wien sogar viel besser daran als andere, im Weichbild selbst sin« 
noch ca. 10000 ha an Acker, Wiese, Weide. Die jetzige Stadtverwaltung ha 
einen Grundbesitz übernommen, der fast ein Fünftel des ganzen Gemeindegebiete 
(27000 ha) umfaßte und ihn durch glückliche Käufe auf fast ein Viertel ver: 
mehrt. An Grund in guten Lagen mangelt es nicht, es fehlt bloß die Herausgakı 
an die Siedlungslustigen und die längst fällige großzügige Lösung der Verkehrs: 
frage. Was dem Absolutismus an volksfreundlichen Maßregeln der Bauermunte 
rung möglich war (der große Kurfürst, Maria Theresia), wird der moderner 
Demokratie nicht unerreichbar scheinen! 


Ohne Opfer ist freilich nichts zu erlangen: vielleicht wird einer oder der ander: 


 SCHNEIDER: DIE LEBENSFÄHIGKEIT DER MITTELEUROPÄISCHEN GROSSSTADT 139 


ron uns, vielleicht werden wir alle eines Tages auf den Luxus verzichten müssen, 
lie Monstra der modernen Musik zu genießen, deren Riesenapparat mit der 
no dernen Großstadt untrennbar verknüpft ist, was tuts? Die Natur, die lang- 
»ntbehrte oder niegekannte, wird uns den Entgang der raffiniertesten Kunst ver- 
chmerzen lassen, die ja doch einer Epigonenzeit angehört. 

-©b nun einer all dies zu glauben geneigt ist oder lieber mit Spengler dem 
Öntergang des Abendlandes entgegenharrt, den wir so doch noch eine Weile 
ufhalten wollen, das ist eine Frage des Temperaments. Vielleicht werden auch 
chwarzseherische Gemüter mit der Ackerbeetkultur oder Getreidegärtnerei den 
Suropäer zum Chinesen gewandelt sehen und in schematischer Betrachtungsweise 
meinen, nun sei das Ende von Europas Heldenzeitalter da: der wehrhafte Acker- 
jauer wird zum friedsamen Hackbauer, mit einem Gesichtskreis so eng wie sein 
Sarten ..... Wer die Siedlungsbewegung miterlebt hat, der glaubt an die Zukunft 
uch des deutschen Stadtvolkes. 


GEoRG CLEINow: 


VON DEN RUSSISCH-CHINESISCH-MONGOLISCHEN 
GRENZEN 


ı. Die natürlichen Grenzen 


- Das Bestreben der Sowjetregierung richtet sich besonders darauf, die Verhält- 
jisse an den asiatischen Grenzen ihres Landes zu festigen durch seine planvolle 
Verbindung jener besonderen Kultur- und Nationalitätenpolitik, die auch ım 
uropäischen Rußland unsere Aufmerksamkeit und zum Teil Bewunderung er- 
egt, mit einer klassenkämpferischen Wirtschaftspolitik, die in der ganzen Welt 
Mißtrauen und Verärgerung hervorruft. Auf einem mehrere hundert Kilometer 
reiten Grenzstreifen liegen neuerdings allerhand nationalstaatliche Gebilde, die 
lort noch vor einem Jahrzehnt nicht zu finden waren: abgesehen vom Fernen 
)sten und von der autonomen Jakutenrepublik, die das Stromgebiet der Lena 
imfaßt, füllt die autonome Burjato-Mongolische Republik den Raum südöstlich 
es Baikalsees bis an die Grenzen der Mongolei am Unterlauf des Selengastrom- 
ebiets aus; westlich folgt das Gebiet der freien Republik Tannu-tuwa, im Süden 
egrenzt von der äußeren Mongolei; von Norden stößt links des Jenisse) an Tannu- 
uwa das Reservat Chakassien; weiter südöstlich folgt auf der russischen Seite 
)jratien als als autonomes Gebiet wie Chakassien im Rahmen des Verwaltungs- 
ebiets von Sibirien, weiter als autonome Republik Kasakstan mit dem Sieben- 
trömeland (Dshetyssu). | 
Die Mongolei ist dergestalt von einem Kranz nationaler Verwaltungsgebilde, die 
it Einschluß der freien Volksrepublik Tannu-tuwa von Moskau aus regiert werden, 
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im Norden und Westen umrahmt und grenzt gerade nur auf der kurzen Strecke 
zwischen Selenga und dem See Kossogol an Sibieren, d. h. an vorwiegend russisch- 
besiedeltes Gebiet. Auch im Süden ist gegenüber der chinesischen Provinz Sın- 
kiang, bzw. dem früheren Ostturkestan, wo früher auf der Karte das Wort Tur- 
kestan zu lesen war, eine Kirgisenrepublik und das autonome Gebiet der Ta- 
dschiken im Rahmen der Sozialistischen Sowjetrepublik Usbekistan entstanden. 

Das Entstehen dieser national abgegrenzten Verwaltungsbezirke mit Sprach- 
autonomie beruht auf ethnographischen und geographischen Verhältnissen und 
wurzelt tief in der Geschichte der jahrhundertelangen Kämpfe, die zwischen Altai 
und Pamir von Mongolen, Turkotartaren, Ojraten, Iraniern und Russen gegenein- 
ander geführt wurden. | 

Betrachten wir die Grenzen der eigentümlichen nationalen Gebilde, so stellen: 
wir auf einer physikalischen Karte fest, daß zwischen den politischen Grenzen und 
den natürlichen eine Übereinstimmung nicht hesteht. Damit ist aber eine wichtige 
Voraussetzung für Grenzstreitigkeiten gegeben. 

Selbst das Merkmal der Wasserscheiden verwischt sich auf dem größten Teil 
der politischen Grenze. Die auf weite Strecken schiffbaren Oberläufe der in ihrem 
Hauptteil seit Jahrhunderten russischen Flüsse Selenga, Jenissej, Irtisch und Ili — 
um nur die bedeutendsten zu nennen — fließen mehrere hundert Kilometer auf 
Boden, der seitens der Chinesen (ungeachtet des Entstehens der Mongolei-Republik) 
als zu China gehörig in Anspruch genommen wird, der jedenfalls politisch nicht 
zu Rußland gehört. Der Jenissej entspringt auf einer Wasserscheide südwestlich 
des Baikalsees, die Sibirien von Urjan-chai (Tannu-tuwa), bzw. dem China der 
Mandshu auf einer Strecke von etwa 800 km trennt; mit seinem tausend Kilo- 
meter langen Oberlauf durchzieht er Urjan-chai von Ost nach West in einem 
weit nach Süden ausholenden Bogen, um dann das nördliche Gebirge, auf dem er 
entsprang, zu durchbrechen und die Terrassen durch Sibirien bis zum nördlichen 
Eismeer nicht eben hastig hinunterzuziehen. Dies Sajangegebirge ist kein einzelner 
Höhenzug, sondern ein unregelmäßiges Durcheinander von kurzen Rücken, die 
häufiger von Süden nach Norden als von Osten nach Westen verlaufen. Die Was- 
serscheiden zwischen dem oberen Irtsch, dem Selengasystem und dem Irkut sind 
zwar im Laufe der Jahrhunderte zu politischen Grenzen geworden, aber ihre Be- 
deutung ist größer für Lokalverhältnisse als für das russisch-chinesische Grenz- 
problem. Tannu-tuwa ist auch im Westen durch einen von Süden nach Norden 
verlaufenden Wall gegen Ojratien abgeschlossen. An der Nordostecke des Pamür 
hat dagegen die Wasserscheide zwischen den Quellgebieten des Amu-darja (Pjandsh) 
und des chinesischen Tarım oder Kaschgar-darja auch politisch die reinliche 
Scheidung vorläufig ermöglicht. Auf allen übrigen Grenzstrecken spielen die 
Wasserscheiden keine Rolle. Zwischen den beiden gewaltigen Gebirgsblöcken des 
Pamir und des russischen Altai und zwischen dem Altai und dem Baikalsee türmen 
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sich zwar mächtige Bergketten- und Massive, aber der Aufbau und Verlauf 
der Gebirge ist so eigenartig, daß sie weniger Trennendes als Verbindendes an 
sich haben, und daß die politische Grenzline den Eindruck eines Zufallsprodukts, 
nicht aber einer geographischen, etnographischen oder wirtschaftlichen Notwen- 
digkeit erweckt. Zwischen Pamir und Altai weiten sich richtige Tore, deren Pfo- 
ien durch die von Ost nach West verlaufenden Gebirgszüge gebildet werden. Das 
{Fien-Schan trennt nicht Rußland von China, sondern die westliche Mongolei von 
der chinesischen Provinz Sinkiang oder anders: die nördlich gelegene Dsungarei 


von dem südlich gelegenen Chinesisch- oder Ostturkestan (Kaschgar). Der lange 
Rücken des chinesischen Altai bildet einen hohen langestreckten Wall zwischen dem 
nördlichen Teil der westlichen Mongolei und der Dsungarei. Mit diesen Hauptrippen 
des mittelasiatischen Gebirgssystems verbinden sich die aus den mittelsibirischen, süd- 
sibirischen und zentralasiatischen Ebenen zum hochgelegenen Herzen Asiens auf- 
steigenden breiten Terrassen, die von den obengenannten politischen Gebieten aus- 
gefüllt werden. Wer diese Terrassen, die einen Raum von etwa 400500800 km 
Breite in Anspruch nehmen, emporsteigt, wird schwerlich bestimmen können, ob 
die natürliche Grenze zwischen China und Rußland hundert Kilometer weiter 
östlich oder weiter westlich festzulegen sei. Und doch wurde dem 1727 abge- 
schlossenen Vertrage von Bura oder Kjachta, der das Fundament aller russisch- 
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chinesischen Verträge bis ins 20. Jahrhundert hinein bildet, folgende Instruktion: 
an die Unterhändler zugrunde gelegt: „Falls sich in der Nähe der russischen und: 
mongolischen Gebiete irgend welche Bergrücken oder Flüsse befinden, sollen diese: 
als Grenzen angesehen werden: dort hingegen, wo weder Bergketten noch Hügel, 
noch Flüsse vorhanden sind und Steppen sich hinziehen soll das Land gleich-- 
mäßig an beide Reiche zugeteilt werden.“ 

Flora und Fauna der Grenzgebiete erleichtern die Entscheidung nicht. Dazu; 
sind sie zu einförmig und gleichförmig gerade in den Ühergangsgebieten zul 
beiden Seiten der politischen Grenzlinie. Zwischen Pamir und Altai sind die: 
Grenzgebiete durch ihre mittlere Höhenlage im Gegensatz zur russischen Kirgisen-- 
steppe (Karakum) und zur Wüste Cobi, zwischen denen sie sich hinziehen, von: 
besonderer Fruchtbarkeit. (Semiretschi!, jetzt wieder Dshetyssu geheißen.) Weide: 
und Wald, Gebirge und Steppe; zahlreiche Vieh- und Pferdeherden. Kleines: 
buntes Hornvieh, kleine Pferdchen. Für die Pferderassen scheint die Grenze längs: 
des Altai zu verlaufen: nördlich herrscht das stämmige sog. Kusnetzker Pferd! 
vor, südlich der Kirgisenklepper. Nach Flora und Fauna gehört das Gebiet von: 
Urjan-chai zweifellos zum System des Altai und seiner Vorberge. 

Die Menschen, denen wir begegnen, sind vorwiegend nomadisierende Hirten 
mit ihren gleichförmigen Jurten und den gefährlichen Wachhunden; dazu Last- 
kutscher und Karawanentreiber und seltener Pelzjäger und Kaufleute mit Typen 
aus allen Rassen der Welt. 

Der chinesische Osten wird hier gelegentlich durch einen Kaufmann prä- 
sentiert. Der russische Staatsbeamte mit und ohne Sowjetstern, der mit besseren 
Pferden reist als die anderen, macht nach seiner Kleidung den Eindruck des 
Europäers, freilich des moskowitischen. 

Die Militärposten an den Grenzwachen und Zollämtern sehen einander nicht 
nur in der Kleidung, sondern auch im Gesichtsschnitt zum Verwechseln ähnlich. 
Fast ganz fehlen neuerdings nach übereinstimmenden Meldungen russischer Rei- 
sender die Bettelmönche, Lama, die früher den Landstraßen das asiatische Gesicht 
gaben. Die Kreuze, die sich früher auf der russischen Seite in ziemlich großer 
Zahl vorfanden, sind seit dem Bürgerkrieg meist ebenso verschwunden wie viele 
Kirchen und Klöster; auf der chinesisch-mongolischen Seite muß man ziem- 
lich weit ins Land hineingeritten sein, ehe man dem ersten Tempel, der ersten 
Gebetmühle und dem ersten Buddhabilde begegnet. Rassisch betrachtet, herrschen 
zwischen Pamir und Altai unter den Nomaden, unter fest angesessenen Bauern 
und Kaufleuten die Kirgisen vor. Wir haben beim Anblick der Jurten und eigen- 
artigen gesteppten Gewänder den Eindruck, als schöbe sich in diesem Teilgebiet 
Asien nach Rußland vor, während doch das Gegenteil der Fall ist. Vom Altai bis 
zur Selenga hat man in Ojratien und in Tannu-tuwa eher den umgekehrten Ein- 
druck: Rußland steigt dort nach Asien auf. Eine scharfe Trennung ergibt sich 
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'st auf dem Kamm des Tannu-ola. An der Selenga wiederum, an deren Mündung 
1 ® Burjato-Mongolische Republik liegt, ist es das mongolische Element, das der 
3e ölkerung seinen Stempel aufdrückt.... Die größeren Völker sind durchsetzt 
n zahlreichen kleinen Stämmen, die sich in den Tälern unabhängig vonein- 
ander als Schorzen, Telingiten, Sojoten usw. erhalten haben. 

In diesem Völkermischmasch entdeckt der aufmerksame Reisende Merkmale, 
die ihn veranlassen, sich in die politische Geschichte des Grenzstreifens zu ver- 
liefen: die Verschiedenheit im Verhalten der einzelnen Hirtengruppen. Sie ge- 
hören verschiedenen Nomadenstämmen mit voneinander abweichenden Dialekten 
n. Ihr Freiheitsdrang und ihre Wanderlust bilden den innersten Grund für die 
Eigenart der politischen Grenzteilung. Besonders in unruhigen Zeiten erscheinen 
sie mit ihren Jurten und Herden bald dieseits, bald jenseits. Also auch auf dem 
thnographischen Gebiet keine strenge Scheidung, keine scharf trennenden Linien, 
sondern eher Mischmasch wie bei Verwitterungserscheinungen. 

Sie, die menschlichen Hauptobjekte der russisch-chinesischen Reibung, 
sind wie zähe und elastische Stoffe zwischen den russischen und chinesisch-man- 
dschurischen Mühlsteinen alle die Jahrhunderte, seit Rußland und China sich 
berühren, hin- und hergeschoben und abgeschliffen worden, aber doch nicht zer- 


ieben. Es scheint der Sinn des russischen Vordringens in Asien, diesen Völker- 
esten entweder den Bestand zu sichern oder sie mit russischem Blut vermischt 
zu einer sibirischen Nation umzuschmelzen ... 

. An das Stammesbewußtsein dieser Bevölkerungsreste knüpft die bolschewistische 
Nationalitätenpolitik in Asien an. Diese Politik hat zur Voraussetzung, daß die 
einzelnen Stämme zunächst sozial und kulturell aus ihrer Umgebung heraus- 
seschält werden. Daher werden nicht nur die chinesischen Kaufleute und 
mongolischen Fürsten, sondern auch die russischen Kaufleute und bis- 
herigen Träger des russischen Außenhandels und der russischen Kultur ver- 
rieben, als seien sie Feinde, und an ihre Stelle „nomadisierende Sowjets“ und 
nationale Genossenschaftsbeamte aus der bisher „unterdrückten“ Nationa- 
ität gesetzt. Klassenkampf, nicht Nationalitätenkampf! Mit Hilfe der Sprach- 
gemeinschaft und der beweglichen Jurte können die genannten Organe nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch politisch bei den verwandten Stämmen z. B. bei den 
Ojraten im westlichen Tannu-tuwa und im Gebiet Tschugutschak und Kobdo 


wirken... 


9. Das Entstehen der politischen Grenzen 


Die gegen 8000 km lange politische Grenze zwischen Rußland und China bzw. 
der Mongolei ist das Produkt zahlreicher Kämpfe um das Hoheitsrecht zwischen 
Moskau und Peking über die unruhigen Nomadenstämme. 
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Die Berührung zwischen dem Moskauer Staat und dem von Peking war ent- 
standen durch das Vordringen der Russen zum Amur (1643—1649), wogegen 
die Chinesen mit Waffengewalt auftraten. Aus diesen Kämpfen entstand der erste 
russisch-chinesische Vertrag zu Nertschinsk im Jahre 1689. Die folgenden Jahre 
waren ausgefüllt mit Streitigkeiten wegen des Hoheitsrechts über die nomadi- 
sierenden Mongolen im Gebiet zwischen der Selenga und dem Jenissej. Peking 
forderte das Hoheitsrecht über alle Gebiete bis zur Linie Baikalsee—Tobolsk, weil 
die ihm zinspflichtigen Stämme bis in jene Gegenden zu weiden pflegten, ganz 
besonders im 18. Jahrhundert, währenddessen die Mandschu-Regierung in der 
Dsungarei gegen nnbotmäßige Fürsten kämpfte und dort entsprechende Beun- 
ruhigung ins Land trug. 

Aus diesem Fragenkomplex ging der Vertrag vom 20. August 1727 her- 
vor, den der zarische Diplomat Korostoweız „Vertrag von Kjachta“ (russisch), 
der Professor und Mongoleiforscher Grum-Grzimailo „Vertrag von Bura“ 
(mongolisch) nennt. 

Der Vertrag von Bura bildete die Grundlage für die russisch-chine- 
sischen und russisch-mongolischen Beziehungen bis in die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts, obwohl sich schon bald nach seinem Zustandekommen das Bedürfnis 
nach Abänderungen und Ergänzungen einstellte; 1792 wurden „Ergänzungs- 
paragraphen zum Vertrage von Bura“ vereinbart; sie hatten im wesentlichen 
wieder den Zweck, „mongolische“ Stämme (Burjaten und Narjaten) „in Zucht 
und Ordnung zu halten“. 

War es vor allem die Regierung in Peking, die sich gegen jede Besprechung 
über den Vertrag von Bura sträubte, so bezeugte auch die Moskauer Regierung 
keinen sonderlichen Eifer, Unklarheiten aus der Welt zu schaffen, solange diese 
eine Entwicklung deckten, die den Interessen der russischen Politik entsprach. 
Hierzu gehörte die Abgrenzung am Urjan-chai-Gebiet und im Altaigebirge. Neben 
dem kaiserlichen Botschafter in Peking Korostowetz weist auch der russische 
Mongoleiforscher Grum-Grzimailo auf die Unklarheiten bei der Einzeichnung der 
Grenzen in die russischen Karten auf Grund des Vertrages von Bura hin, aber 
im Gegensatz zu Korostowetz will er nichts von einer früheren Abhängigkeit des 
Urjan-chai-Gebiets von Moskau wissen. Er hebt vielmehr hervor, daß, „wenn 
auch das Urjan-chai-Gebiet ein abgesondertes Dasein geführt hat, so ist es doch 
nicht aus der chinesischen Verwaltung herausgekommen und hat sich immer für 
einen Bestandteil des chinesischen Reiches gehalten“. Worauf Korostowetz seine 
Meinung stützt, wird sich weiter unten im Abschnitt von Tannu-tuwa ergeben... 

Im Altaigebirge hätte eine Abgrenzung der russischen und chinesischen Hoheits- 
rechte erfolgen müssen nach der Unterwerfung der Dshungarei durch die Man- 
dschu. Das geschah nicht. Der Altai mit seinen gewaltigen Gletschern und un- 
endlichen dunklen Wäldern wurde von Russen und Chinesen mit einer gewissen 


ne 
2 


Br _CLEINOW: VON DEN RUSSISCH-CHINESISCH-MONGOLISCHEN GRENZEN 145 


heu umgangen. Russischen Flüchtlingen war die Besiedlung des Berglandes im 
ufe des 18. Jahrhunderts vorbehalten. Sie kamen teils den Irtisch, teils den 
» hinauf und folgten dem Lauf der Buchturma und Bija und des Katun in den 
"wald und in die Berge. Dreißig auf diese Art an der Buchturma entstandene 
issendörfer wandten sich im Jahre 1790 an die „Herzensgüte“ der zweiten 
ıtharina und baten um Wiederaufnahme in die Untertanenschaft der Zarin. 
Diese tatsächliche Besitzergreifung der wertvollsten Teile des Altaiberglandes 
irch die russischen Siedler gewann im Jahre 1860 und 1864 eine entscheidende 
deutung bei der Festlegung der russisch-chinesischen Grenzen am Oberlauf 
$ Irtisch und Ili. China war genötigt, seine Grenzen weit nach Osten an die 
aelle der Buchturma zurückzunehmen und Rußland das gesamte Gebiet nord- 
sstlich des mongolischen Altai zu überlassen. 

Was die Regierung in Peking seinerzeit abgehalten hat, sich des Gebiets west- 
'h von Urjan-chai südlich der Bija bis zum Irtisch zu versichern, ist nirgends 
fgeklärt. 

Grum-Grzimailo hält es für möglich, daß die Mandschu, durch ihre leichten 
ege in Zentralasien in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts sicher gemacht, 
fften, die Grenzen des chinesischen Reichs in einem späteren Zeitpunkt noch 
iter nach dem Westen hin vorschieben zu können und daß ihnen neben dem 
ssin des Syr-darja auch die nördlich gelegenen russischen Siedlungen ohne 
tere Anstrengungen ihrerseits zufallen würden . 

Die politische Grenzbildung geht somit, sofern man die Geschichte der diplo- 
atischen Verträge von allen übrigen Verhältnissen isoliert ins Auge faßt, in 
ei räumlich voneinander getrennten Gebieten vor sich und wird in ihren ein- 
Inen Entwicklungsphasen von verschiedenen, einander zwar parallellaufenden, 
er doch voneinander unabhängigen Einflüssen getragen. 

1. Die politischen Grenzen östlich des Baikalsees werden von 1643— 1862 
n Chabarowsk aus am Amur geschaffen. Dieser Teil entwickelt sich im wei- 
"en Verlauf vollständig unter dem Druck der Aufgaben, die der Stille Ozean 
nen Anliegerstaaten und deren Wirtschaft stellt (Mandschureiproblem). 

2. Die Grenzen westlich des Baikalsees zwischen Selenga und Ir- 
;ch. Diese Grenzen entstehen nach anfänglichen Kämpfen (1609—1640) gegen 
madisierende Kirgisen und Kalmücken nördlich des Saisan-Gebirges im 17. und 
- Jahrhundert auf friedliichem Wege de facto. Im Entstehen der Grenzen liegt 
hon im 17. Jahrhundert eine gewisse Gewähr dafür, daß der Altaı und das 
jan-chai-Gebiet einmal russisch werden müssen. Die Linie des geringsten 
iderstandes, die nach Ende des 16. Jahrhunderts über Tobolsk, Omsk, Kus- 
tzk, Irkutsk, Wjerchny-Udinsk verlief, verschob sich bis zum Ende des 18. Jahr- 
inderts mit dem Drehpunkt in Wj jerchny-Udinsk an den Südrand des Kessels 


n Urjan-chai, südlich des russischen Altai. Im Zusammenhang mit der chine- 
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sischen Revolution von ıgrı und der Unterstellung der Mongolei unte 
das Protektorat Rußlands ist die Grenzlinie des chinesischen Einflusse 
um ein weiteres Stück nach Süden zurückgedrängt bis an den mongolische 
Altaı. & 

3. Im dritten Grenzabschnitt zwischen Irtisch und Pjandsh (Altai un 
Pamir) wirken sich immer noch die Elemente des fast tausendjährigen Kampfe 
zwischen einerseits den Mongolo-Turkotataren und Russen und andererseit 
zwischen Turkotataren, Kirgisen, Kalmücken und den Mandschu aus. Die Ent 
scheidung hier hängt heute nicht mehr von den Russen und Chinesen allein ah 
sie wird wesentlich von der Entwicklung der russisch-englischen Beziehungen 
und dem Verlauf der chinesischen Revolution abhängen. | 

In den russisch-chinesischen Beziehungen sind die Aktivität und die Initiat#, 
— wenn auch sorgfältig verhüllt und immer bestritten — stets auf der russischer 
Seite, während die Mandschu aktiv, abgesehen von ihrem Angriff auf die Russer 
am Amur, nur gegen dritte Völker vorgehen — Mongolen, Dshungaren, Turke 
staner. 


H. GATTINEAU: 
DIE VERSTÄDTERUNG IN AUSTRALIEN I 


In der Stadt dagegen bildet sich eine ständig zunehmende Arbeiterbevölkerun; 
heraus. Diese setzt sich zusammen aus hängengebliebenen Einwanderern, au 
zurückgewanderten Siedlern und Landarbeitern. Die Einwanderer brachten ihr 
klassenbewußte Einstellung mit und schritten alsbald zur Bildung von Gewerk; 
vereinen. Die ersten wurden 1850 gegründet. Sehr bald machten sich in de: 
Arbeiterbewegung Zentralisationsbestrebungen geltend. Der Erfolg war die „worker 
industrial union of Australia“. Mit dem Anwachsen der Großstädte und der Zu 
nahme der städtischen Arbeiterbevölkerung wachsen auch die Forderungen de: 
Gewerkvereinsbewegung ständig. Einige von diesen sind: Forderung nach eine: 
erschöpfenden Gewerbegesetzgebung, nach einem Gesetz über Frauenarbeit 
Kinderarbeit, Heimarbeit, Schwitzsystem, Regelung der Gewerbeaufsicht, ferner ers 
die Forderung nach dem Achtstundentag, dann nach dem Sechsstundentag, hob: 
Löhne, Schutzzoll. Bestimmt sind alle diese Forderungen von der Erwägung: wil 
kann den jetzt lebenden Arbeitern ein möglichst hohes Lohneinkommen be 
möglichst bequemer, kurzer Arbeit verschafft werden. Die Verstädterung ist es 
die immer weitere Massen mit der arbeitsfeindlichen Einstellung durchsetzt, dii 
in Australien ein Arbeitsmonopol ermöglicht. Die Arbeiter bewegung erkannte sehı 
bald, daß sie zur Durchsetzung ihrer Forderungen politische Macht benötigt. All 
Etappe auf dem Weg zur Macht im Staat wurde aus der Gewer kvereinsbewegun; 
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raus die Arbeiterpartei geschaffen. Die Verstädterung ermöglichte nun dieser 
tei ein überaus rasches Anwachsen, eine ständig steigende Machtgewinnung; 
der Zeit ergab sich dann ein tyrannischer Einfluß der großstädtischen Arbeiter- 
assen auf das Staatsleben überhaupt, denn während infolge der Verstädterung 
if der einen Seite die gut durchorganisierten und leicht beeinflußbaren Arbeiter- 
sere der Großstadt stehen und auf die Regierung einen ständig gegenwärtigen 
ruck ausüben, wohnt der andere Teil der Australier weit über das Land zer- 
reut und sieht sich so ziemlich zur Machtlosigkeit verurteilt. Diese Vorherrschaft 
»r Arbeiterschaft, ebenso wie deren Maßnahmen, die sie im Besitz der Macht 
ifft, dürfen also wohl mit Recht als eine Folge der Verstädterung gewertet 
erden. Die letzten Schranken, die der Geltendmachung der Arbeiterziele im 
'ege standen, fielen durch den Eintritt der Arbeiterpartei in die Regierung. 
tzt war für die Arbeiterpartei bei den Regierungsmaßnahmen, die sie erzwang, 
r noch maßgebend: Stabilisierung und Ausbau der erlangten Machtstellung, 
re Ziele zu verwirklichen und Schutzmaßregeln zu treffen. In der Beurteilung 
auf Grund dieser Einstellung erlassenen Maßnahmen zeigen sich die Wir- 
ngen, die die Verstädterung auf dem Weg über Arbeitervorherrschaft und 
eren Maßnahmen für die Zukunft des Landes und der weißen Rasse auslöst. 

Dem ersteren Zweck, der Stabilisierung der Machtstellung, dient vor allem die 
ntralistische Politik. Aus der Erkenntnis heraus, daß das Städtewachstum in 
sem Konnex mit der Arbeiterherrschaft steht, daß diese tyrannische Herrschaft 
ar dann von Dauer sein kann, wenn das Gegengewicht einer gut organisierten 
andarbeiterschaft fehlt, wird durch Eisenbahnbau und Tarifpolitik die Groß- 
adt gefördert. Auf diese Weise ist erreicht, daß die Eisenbahnen strahlenförmig 
»n den Großstädten ausgehen. Zudem tritt noch eine finanzielle Unterstützung 
er Großstädte. Andrerseits versucht man eine Landpolitik zu treiben, die sich 
ıf der einen Seite gegen den die Zukunft des Landes gefährdenden Großgrund- 
ssitz richtet, auf der andern Seite aber doch der Arbeiterpartei den Einfluß auf 
ie vermehrte Siedlerzahl vorbehält und so verhindert, daß sich allmählich eine 
achtvolle Farmerorganisation entwickelt. Welche Bedeutung kommt nun dieser 
ntralistischen Politik für die Zukunft Australiens zu? Die zentralistische Politik 
at eine Verstärkung der ohnehin schon in der Bevölkerung vorhandenen Ver- 
ädterungstendenz bewirkt. Es kann wohl gesagt werden, daß die zentralistischen 
[aßnahmen mit den günstigen Lohn- und Arbeitsbedingungen allgemein zu 
ner Vermehrung der Stadtbevölkerung beitragen. Die neue Hauptstadt stellt 
nen neuen Magneten dar in der australischen Bevölkerungsverteilung. Es liegt 
ne große Gefahr für die Zukunft in dieser Großstadtförderung. So verhindert 
e Bahnbaupolitik eine rasche Entwicklung des Hinterlandes, so zwingt die 
ariffolitik die Industrien des Landes, sich in den Hauptstädten anzusiedeln, da- 


ırch wird ein weiterer Anreiz für die Bevölkerungsanhäufung in der Großstadt 
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geschaffen. Der Nachteil der Weiträumigkeit wird verschärft, mangelhafte Ver 
bindung beeinträchtigt die Bodenbebauung. Es zeigt sich schon bei den zentr 
listischen Maßnahmen ein gewisser Widerspruch zu den Interessen der weiße: 
Rasse, die eine rasche, erschöpfende Besiedlung und Ausnützung des verfügbare 
Reserveraumes verlangen. Die unnatürliche Zentralisation erweist sich aber nich 
einmal den Interessen der Australier auf die Dauer als förderlich, wie die sinkend 
Einwanderung, die sinkende Geburtenziffer, die relativ hohe Auswanderung be 
weist. Ferner wird auch die Widerstandskraft dadurch weiterhin geschwächt. 
Es darf wohl als weitere Folge der Verstädterung angesehen werden, daß e 
der Arbeiterpartei auch verhältnismäßig rasch und in bedeutendem Umfang ge 
lang, ihre Ziele zu verwirklichen, da eben, wie schon dargelegt, das Gegengewich 
einer einflußreichen Landbevölkerung fehlt. Eines der Hauptziele: möglichst hohe 
Reallohn bei möglichst kurzer Arbeitszeit, wurde mit dem steigenden Einfluß de 
Arbeiter auf die Regierung in immer weitgehenderem Maße erreicht. Dabei lief 
man sich allein vom Arbeiterstandpunkt leiten, ohne Rücksicht auf das Wohl 
ergehen der übrigen Klassen, ohne Rücksicht auf die Wirkung gegenwärtige 
Eingriffe in das Wirtschaftsleben in der Zukunft. In dieser Lohnpolitik läßt sich 
ein innerer und ein äußerer Teil unterscheiden. Die innere Lohnpolitik umfaßt 
gesetzliche Festlegung der Mindestlöhne, Tarifverträge, das Schiedsverfahren mi 
Lohnämtern und Zwangsschiedsgerichten; die äußere Lohnpolitik: die Ab 
schließung gegen die Proletarier anderer Länder, die Monopolisierung der Arbei 
in Australien. Die äußere Lohnpolitik findet in der Einwanderungspolitik ihr. 
Ergänzung und Durchführung. Die innere Lohnpolitik hat eine dauernde Steige 
rung des Reallohns erreicht, sie hat erreicht, daß Australien außer Amerika woh 
die höchsten Löhne der Welt aufweist, dabei aber weder den Kapitalreichtun 
noch den rationellen Produktionsapparat Amerikas besitzt. 1925 betrug de 
Durchschnittslohn 95,10 sh., die Lebenshaltungskosten 34,6 sh., so daß 1925 de 
Nominallohn um 60,5 sh. über den Lebenshaltungskosten lag (1914 nur um 
32,2 sh.). Soweit diese hohen Löhne zur Luxusgüter-Konsumtion (insbesonder: 
eingeführte Luxuswaren, wie Tabak und Alkohol) verwendet werden, wirken si 
schädigend auf die Wirtschaftsentwicklung. Die hohen Löhne beschränken abe: 
auch die Konkurrenzfähigkeit der Unternehmer am Weltmarkt, hemmen also be 
der geringen Bedeutung des Innenmarktes die industrielle Entwicklung. Die 
Fabrikatausfuhr geht nach Ausschaltung der Preisveränderung dauernd zurück 
Sie beträgt: 1913 46 Mill. RM., 1924/25 43,2, 1925/26 41,8. Durch Betriebs 
einschränkung und Abstoßung minderleistungsfähiger Arbeiter können diese hoher 
Löhne zur Arbeitslosigkeit führen. Der Arbeitslose ist aber dann wegen seine 
städtischen Einstellung nur sehr schwer wieder aufs Land zu bringen, und ei 
wandert lieber aus. Die Auswanderer vermindern zwar die Stadtbevölkerung; 
vermehren aber andrerseits nicht die Landbevölkerung, sondern sie gehen dem 
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rdteil verloren. Die Politik der hohen Löhne wirkt sich auch auf die Urproduk- 
on aus, die der Arbeitskräfte dringend bedarf. Für 1925 liegt der Landarbeiter- 
) an mit 86,5 sh. (außer Kost und Unterkunft) 51,9 sh. über den städtischen 
:benshaltungskosten. Mit derart hohen Löhnen ist aber eine erfolgreiche Kulti- 
erung für den Farmer kaum durchführbar. So ist denn auch die Zunahme der 
bauten Fläche immer geringer, während die Verstädterung dauernd wächst. 
benso erweisen sich die hohen Löhne im Bergbau als schweres Hemmnis für 
ie Aufschließung und den Abbau der an sich reichen Lager. Aus demselben 
rund (zu hohe Löhne und ungünstige Arbeitsbedingungen) bleibt auch das 
ringend notwendige Kapital dem Bergbau zum großen Teil fern. Die Lohn- 
olitik, eine Zielverwirklichung der Arbeiterpartei, durch die Verstädterung in 
arer Intensität ermöglicht, erweist sich als verderblich für die Bevölkerungsver- 
ältnisse, für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes, für die erschöpfende 
esiedlung des Erdteils und für die Ausnützung der Rohstoffquellen, damit für 
ie Zukunft Australiens als Reservesiedlungsraum und als Rohstoffreserveraum. 
Weiterhin hat die Australische Arbeiterpartei ihre Ziele umfangreich verwirk- 
cht auf dem Gebiet der Sozialpolitik. Hervorzuhehen ist besonders die Arbeits- 
sitregelung, das Fabrikinspektionsgesetz, die Arbeiterschutzgesetze und die Staats- 
ürgerversorgung. In der Arbeitszeitregelung ist die Tendenz zur Verminderung 
er Arbeitszeit vorherrschend, betrug diese 1901 noch 48 Stunden, so setzte Neu- 
ädwales 1925 dieselbe auf 44 Stunden fest. Dabei „ist noch keineswegs bewiesen, 
aß eine derartige Senkung der Arbeitszeit auch zu einer Steigerung der Arbeits- 
sistung führt“. Man darf wohl sagen, daß dıe Arbeitszeitregelung im wesent- 
chen das gegenwärtige Wohlergehen des Arbeiters fördern will, ohne Rücksicht 
arauf, ob der Volkswirtschaft Nutzen oder Schaden daraus erwächst. Die Arbeits- 
hutzgesetze sind durchaus anerkennenswert, soweit ein Raubbau an der fertigen 
nd an der werdenden Arbeitskraft vermieden wird. Über die Staatsbürgerver- 
Iorgung kann man verschiedener Ansicht sein, auf jeden Fall ist das Versorgungs- 
vstem weit teurer als das Versicherungssystem. Dazu enthebt es wohl den Arbeiter 
er Sorge für die Zukunft, verleitet ihn aber zugleich, mehr, als er sonst täte, 
r Bedürfnisbefriedigung zu verwenden und vermindert dadurch die Kapital- 
Sildung. Die Industrieschutzgesetzgebung beschränkt die Unternehmerinitiative 
ind den Anreiz für ausländisches Kapital, im Lande Anlage zu suchen. Aus der 
Jbertreibung der sozialen Gesetzgebung können sich für die industrielle Entwick- 
ng Gefahren ergeben. Man steigert die Löhne, senkt die Arbeitszeit und hofft 
uf eine günstige Industrieentwicklung, hofft auf Ausfuhr. Wie soll dies aber zu- 
itande kommen, wenn keine Konkurrenzfähigkeit gegeben ist? So wurde 1924/25 
\ur 3°/, der industriellen Produktion ausgeführt. Die Zielverwirklichung auf 
ozialem Gebiet ist nicht unbedenklich, wenn ınan an die steigende Staatsschulden- 
hast denkt. 1925/26 haben die Schulden des Commonwealth und der Einzelstaaten 
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bereits die Höhe von 22 Milliarden RM. erreicht, auf den Kopf der Bevölkerung 
treffen 3480 RM. Dabei steigen die Ausgaben für soziale Zwecke dauernd und ver- 
mehren noch die an sich weiter steigende Schuldenlast. Von 1861—1923 hat sich 
die Bevölkerung um das 4!/, fache vermehrt, die Schuldenlast um das 84 fache. 
Wie die Schulden jemals getilgt werden sollen, darüber pflegt man sich an- 
scheinend in Australien keine Gedanken zu machen. Die Sozialgesetzgebung hat 


auf der einen Seite Begrüßenswertes geleistet zum Schutz der Arbeitskraft, auf 


der andern Seite greift sie hemmend und schädigend in das Wirtschaftsleben ein. 
Eine besondere Gefahr liegt in der aufgehäuften Schuldenlast. 

Handelte es sich bisher um verwirklichte Ziele der Arbeiterpartei, so sollen 
nun noch die Schutzmaßregeln erwähnt und in ihrer Bedeutung gewertet werden. 
Um eine den natürlichen Bedingungen des Landes zunächst nicht entsprechende 
industrielle Entwicklung ins Leben zu rufen, insbesondere um die Industrie in 
die Lage zu setzen, hohe Löhne zu zahlen, schloß man Australien mit Hilfe von 
Hochschutzzöllen von der übrigen Weltwirtschaft ab. Vor allem wollte man dem 
großstädtischen Arbeiter bequeme Beschäftigung in der Stadt schaffen und er- 
halten. Zu diesem Zwecke erhöhte man die Zölle immer mehr, schuf eine Prämie 
nach der andern. Um aber dem Unternehmer den Schutzzoll nicht zugute kommen 
zu lassen, wurde die sogenannte Industrieschutzgesetzgebung erlassen, mit dem 
Zweck, jede Machtbildung der Arbeitgeber, die den Arbeitern gefährlich 
werden könnte, im Keime zu ersticken. Der australische Arbeiter glaubt eben, 
durch Zwangsmaßnahmen sich auf die Dauer das sichern zu können, was 
die natürliche Wirtschaftsentwicklung ihm versagt. Die Arbeiter in Australien 
sehen nur auf den Augenblick und vergessen dabei, daß ein unwirtschaftliches 
Produzieren sich auf die Dauer an der ganzen Volkswirtschaft rächen muß. Die 
Schutzzollpolitik belastet aber auch einzelne Produktionszweige, insbesondere die 
Urproduktion, die im Interesse der Zukunft des Landes gerade mit allen Mitteln 
zu fördern wäre. Den Siedlern und dem Bergbau werden vor allem die Maschinen 
verteuert, die sie aus dem Ausland beziehen müssen. Auf die Dauer läßt sich ein 
Wirtschaftskomplex wohl kaum aufrechterhalten, der so wie Australien in Wider- 
spruch zu den Wirtschaftsprinzipien steht. 

Neben der Schutzzollpolitik hat die australische Arbeiterpartei ihre Schutz- 
absicht in der Einwanderungspolitik verwirklicht, die sich daher wiederum als 
Folge der Verstädterung darstellt. Das Schlagwort der Einwanderungspolitik ist 
»White-Australia“. Darunter verbergen sich zwei Tendenzen: erstens Abwehr 
der gelben Gefahr und damit Abwehr fremdrassiger Einwanderung und Über- 
flutung überhaupt. Zweitens Abwehr der Einwanderung von Lohndrückern, selbst 
wenn sie der weißen Rasse angehören. Die erste Tendenz dient im wesentlichen 
dazu, den Deckmantel für die zweite abzugeben. Beiden gemeinsam ist das Streben 
nach Aufrechterhaltung des Monopols der Arbeit. Schon die Abneigung gegen 
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‚Chinesen und Japaner ist zum großen Teil bestimmt durch deren Eigenschaft als 
fleißige, bedürfnislose Arbeiter, die das mühelose, egoistische australische Arbeiter- 
 dasein gefährden könnten. Aus Angst vor Lohndruck hat die Arbeiterpartei auch 
den Ausschluß der farbigen Arbeiter in den Tropen erzwungen. Wir sehen, wie 
‚sehr bei dem Ruf nach Rassereinheit das Arbeiterinteresse im Vordergrund steht. 
Dies scheint eine Bestätigung zu finden durch das Verhalten der Arbeiter der 
weißen Einwanderung gegenüber. Wäre ihnen wirklich nur um Rassereinerhal- 
tung zu tun, so müßten sie die weiße Einwanderung freudig begrüßen. Das ist 
aber durchaus nicht der Fall. Schon in den 5oer Jahren beginnt der Kampf der 
Arbeiterpartei gegen jede Förderung der Einwanderung. Durch Niedrighalten des 
Angebots gegenüber der Nachfrage nach Arbeitskräften will die Arbeiter- 
‘partei ihren Einfluß auf Lohn und Arbeitsbedingungen erhalten. Eine Reihe 
von Gesetzen verhindert nicht nur jede farbige Einwanderung, sie erschwert auch 
die weiße Einwanderung immer mehr. Vom Rassenstandpunkt aus sind nun an 
sich die Maßnahmen zu billigen, die eine fremde Invasion ausschließen, die den 
Erdteil der weißen Rasse erhalten. Durch Gesetze allein kann das aber keines- 
falls geschehen. Dazu ist eine Machtbasis zu Wasser, zu Land und in der Luft 
erforderlich. Zu Wasser und in der Luft bietet diese zur Zeit England. Wie lange 
noch? Die innere Widerstandskraft ist, wie erwähnt, unzureichend, der Bevölke- 
ungsdruck in Australiens Nachbargebieten überaus groß. Noch halten aber die 
"Schutzdämme des Commonwealth, vergebens brandet die gelbe Flut an seine 
Küsten. Wie lange werden aber sechs Hauptstädte mit 2/, der Bevölkerung von 
5,9 Millionen einen Erdteil von 7,7 Millionen Quadratkilometer wirksam ver- 
teidigen können? Dazu verhindert die egoistische, kurzsichtige Einwanderungs- 
politik jeden nennenswerten Bevölkerungszuwachs durch Einwanderung. Durch 
die immer weiter verschärften Einwanderungsbestimmungen wurde erreicht, daß 
1925 der Zuwanderungsüberschuß nur mehr 37 000 betrug. Es waren zum größten 
Teil Briten. Es ist zwar gelungen, fremdartige Einwanderung bis jetzt fern- 
zuhalten. Aber auf der andern Seite ist es nicht gelungen, genügend Siedler ins 
Land zu bekommen, um den Erdteil wirksam verteidigen zu könenn, um seine 
Möglichkeiten auszunutzen, um einen ausreichenden Innenmarkt zu schaffen. 

All diesen untersuchten Maßnahmen ist gemeinsam, Förderung der Arbeiter- 
Interessen, Hemmung der Landbesiedlung. Im ganzen gesehen hat also die Ver- 
| städterung unmittelbar und auf dem Weg über die Arbeiterherrschaft schwere 
Gefahren für die zukünftige Entwicklung des Landes hervorgerufen, ja sie gibt 
sogar durch ihre Auswirkungen Veranlassung, den Verlust des Reserveraumes zu 
befürchten. Es liegt nahe, auch für andere Reserveräume, in denen sich ähnliche 
Anzeichen wie in Australien bemerkbar machen, eine gleichlaufende Entwicklung 
zu befürchten, wenn auch erst in späterer Zeit. 


Aus dem dumpfen Gefühl heraus, daß gegen die drohende Gefahr etwas 
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geschehen muß, hat man in Australien eine Reihe von Versuchen unternommen, 
die sich aber zum Teil wieder gegenseitig durchkreuzen. Sie machen den Ein- 
druck eines Herumdokterns an Symptomen, die Hauptursache des Übels, die Ver- 
städterung, wagt man anscheinend nicht wirksam zu bekämpfen, weil man 

fürchtet, die eigene Stellung zu erschüttern. Man wollte zunächst überhaupt 

Menscheu in den Erdteil bringen, förderte die Einwanderung, beschränkte sie 

aber schon frühzeitig fast ausschließlich auf Briten. Die Arbeiterpartei erreichte 

dann zeitweise ein völliges Aufhören- der Einwanderungsförderung. Man wollte 

dann die Landsiedlung fördern durch Eindämmen des Großgrundbesitzes, daneben 

erhöhte man aber die Löhne und verteuerte so die zur Kultivierung nötigen 

Arbeitskräfte. Mit der neuerlichen Einwanderungsförderung versucht man wieder 

Siedler aus Großbritannien zu bekommen, trotzdem die Briten sich so wenig zur 

Siedlung eignen und die Verstädterung fördern. Wann wird sich die australische 

Regierung je entschließen können, solche Angehörige der weißen Rasse zur Ein- 

wanderung anzuregen, die nicht unter dem Banne der Verstädterung stehen, die 

nicht jene Stadtgebundenheit aufweisen wie die Engländer? Weiterhin versucht 

man eine Reihe künstlicher Mittel, um Menschen, insbesondere Siedler, ins Land 

zu bringen, aber immer handelt es sich um Briten, was die Erfolglosigkeit dieses 

Unternehmens von vornherein erwarten läßt. Dazu gehören Familienverpflan- 

zungen aus Arbeitslosendistrikten, „Kriegersiedlungen“ und das „big brother 

movement“. 

In letzter Zeit allerdings scheinen die Maßnahmen etwas weitsichtiger ein- 
gestellt zu sein. Die neuesten Bestrebungen gehen auf Vereinheitlichung der Spur- 
weiten, Entwicklung des Nordterritoriums, Verbesserung des Wegenetzes, auf 
Ausbau des Flugverkehrs. Mögen dies Anzeichen sein für eine vernünftige Ent- 
wicklung der australischen Politik! So wie die Verhältnisse heute liegen, gibt es 
nur zwei Möglichkeiten: entweder Fortschreiten auf dem bisherigen Wege, dann 
sind in der Zukunft schwere politische und wirtschaftliche Krisen zu erwarten. 
Oder aber eine Umkehr zur Beachtung der natürlichen Gegebenheiten des Landes 
und seiner wirtschaftlichen Bestimmung, zur Beachtung der natürlichen Gesetze 
des Wirtschaftsablaufs. Dem Staat kommt hierbei zu: Einwanderungsförderung, 
Sorge für günstige Bodenverteilung, Förderung der natürlichen Quellen des 
Landes sowie gewisse politische Maßnahmen, vor allem aber Bekämpfung der 
Verstädterung und Förderung der Landsiedlung durch Zulassung und Anregung 
geeigneter weißer nichtbritischer Kolonisten! Australien muß in die Lage 
kommen, sich selbst zu helfen, es liegt weit ab von anderen Reserveräumen der 
weißen Rasse, in nächster Nähe der japanisch-chinesischen Überdruckgebiete. 

Wenn es dem australischen Volk und dem australischen Arbeiter Ernst ist um 
die glückliche Zukunft ihres Landes, dann müssen sie augenblickliche Opfer 
tragen können im Bewußtsein, dem Land seine erforderliche Entwicklung zu 
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‚sichern, damit sich selbst bleibenden Wohlstand. Australien, als der meist ge- 
fährdete Reserveraum der weißen Rasse, darf nicht in satter Behaglichkeit dahin- 
leben, alles Unangenehme von sich schiebend. Will es sich vor schweren Er- 
‚schütterungen schützen, so muß es sich entschließen, einen festen klaren Weg zu 
‚gehen, unbeirrt von augenblicklichen Härten, auf das eine Ziel hinstrebend: ein 
glückliches Australien in alle Zukunft. 


Water Knock: 
CHILE UND DIE DEUTSCHE EINWANDERUNG 


Mag die Arbeitslosigkeit, die der Weltkrieg und seine Folgen in Europa und 
besonders in Deutschland hervorgerufen haben, auch teilweise eine vorübergehende 
sein, so besteht doch unter den augenblicklichen Verhältnissen zweifellos eine 
Übervölkerung an gewissen Punkten der Erde, die einen Ausgleich gegen die 
Raumleere in anderen Gebieten suchen muß. 

Die große Zahl der Arbeitslosen in Deutschland (Ende November 1926 ı!/, Mill.) 
ist, wie in Großbritannien, nicht nur aus gewissen Schwierigkeiten der Wirt- 
schaftslage zu erklären; es steht vielmehr so, daß wenigstens für absehbare Zeit 
‚an Deutschland weit mehr Bevölkerung vorhanden ist, als auch bei besserer Lage 
von Landwirtschaft und Industrie Brot finden könnte. 

Der Vertrag von Versailles hat Deutschland im Osten wichtige agrarische Ge- 
biete mit dünner Bevölkerung fortgenommen. Das heutige Reich ist dichter be- 
völkert und industrialisierter als vor dem Kriege. Während 1912 auf dem Gebiete 
des heutigen deutschen Reiches etwa 58 Mill. Menschen wohnten, waren es 1925 
gegen 62!/, Mill. Die Dichte der Bevölkerung stieg von 123 Einwohnern pro 
Quadratkilometer auf 134. 

Die Verkleinerung des Heeres von 800000 Mann (1913) auf 100000 Mann (1926) 
und die große Zunahme der Frauenarbeit haben das Angebot von Arbeitskräften 
sehr erhöht. Dazu kommt, daß die Angehörigen der großen Rentnerschicht, die 
durch die Inflation ihr Vermögen verloren haben, während sie früher schon Jahre 

‚vor ihrem Lebensende jüngeren Kräften Platz machten und so Arbeitsgelegenheit 
schafften. Man hat berechnet, daß heute in Deutschland insgesamt etwa 3,5 Mill. 
Menschen mehr Arbeitsmöglichkeiten benötigen als vor dem Weltkriege! Die 
schon erwähnte große Zahl der Arbeitslosen zeigt, welche riesigen Schwierigkeiten 
es macht, allen Deutschen in der Heimat Brot zu schaffen. Nun besteht aber die 
Wahrscheinlichkeit, daß sich die Bevökerungszahl in den nächsten Jahrzehnten 
noch erheblich erhöht. So hat eine amtliche Berechnung dargelegt, daß bis 1955 
etwa die Zahl der 15-65 Jahre alten Männer auf 24 Mill. angewachsen sein wird 
gegenüber knapp 20 Mill. 1925. Die ebenso wahrscheinliche Zunahme der weib- 
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lichen Bevölkerung ist dabei außer acht gelassen. Das Überangebot an Arbeits- 
kräften wird noch verstärkt werden durch die fortschreitende Verbesserung der 
industriellen Technik, die in steigendem Maße Maschinen an Stelle von Menschen 
arbeiten läßt. | 

Eine Auswanderung aus Deutschland ist aus verschiedenen Gründen sehr schwierig. 
Einmal fehlt es denjenigen, die auswandern möchten, an dem nötigen Anfangs- 
kapital und dann sind überall die Grenzen gegen Einwanderer nur spärlich ge- 
öffnet. Trotz dieser Hemmungen hat in den Monaten Januar bis August 1926 die 
Zahl der deutschen Auswanderer 42500 betragen. 

Der deutsche Auswanderer wird sich naturgemäß solchen Gebieten zuwenden 
müssen, wo er eine Umgebung vorfindet, die seinem Organismus am besten ent- 
spricht. Aus diesem Grunde waren nicht umsonst durch lange Jahrzehnte die 
Vereinigten Staaten und später Kanada, also Nordamerika, das Land der Ver- 
heißung, während neuerdings Südamerika besondere Anziehungskraft ausübt. 

' Im allgemeinen werden gerade in letzter Zeit die südamerikanischen Republiken 

hinsichtlich ihres Wirtschaftslebens weitaus überschätzt, und der Auslandshandel 
kann in dieser Beziehung bereits die bittersten Erfahrungen buchen. Selbstver- 
ständlich haben wir in Argentinien, in Brasilien, Bolivien, Chile, Kolumbien und 
anderen Ländern außerordentliche Reichtümer des Bodens, seien es Mineralien, 
seien es pflanzliche oder tierische Produkte. Aber es handelt sich hier zunächst 
noch um latente oder, besser gesagt, potentielle Reichtümer, welche erst dem 
Wirtschaftsleben zugeführt werden sollen. Dazu kommt, daß Ibero-Amerika, dessen 
niedrige Bevölkerungszahl die Einwanderung einerseits begünstigt, gerade infolge 
dieser kleinen Einwohnerzahl und mit Rücksicht auf deren geringe Bedürfnisse 
für gewisse Arbeitskräfte durchaus kein Aufnahmegebiet bedeutet. 

Hierauf wird die Einwanderung Rücksicht nehmen müssen. Gebraucht werden 
Leute, welche als Fermente wirkend Hand anlegen, um die potentiellen Reich- 
tümer in aktive zu verwandeln. Der hochintelligente Einwanderungskommissar 
D. Vicente Perez Rosales sagt in seinem Bericht an das Ministerium des Inneren 
im Mai 1851, also ganz kurze Zeit nach der Ankunft des Einwanderungsschiffes 
„Herrmann“, das die ersten deutschen Kolonisten brachte: 

„Die in den letzten Zügen liegende Bevölkerung hat seit der Ankunft des 
„Herrmann“ Lebenszeichen von sich gegeben. Der größte Teil des Handels auf den 
Straßen wie auf den unmittelbaren Wegen der Stadt ist den Deutschen zu danken.“ 

Natürlich haben sich die Verhältnisse in den 75 Jahren, die seitdem verflossen 
sind, in den südamerikanischen Ländern, vorzüglich in den ABC-Staaten, grund- 
legend geändert. Auch die nationale Bevölkerung, ganz besonders die Oberschicht, 
ist mit der Welt in engsten Kontakt getreten. Das Reisefieber hat um sich ge- 
griffen, und wahrscheinlich gehen heute im Verhältnis mehr Südamerikaner nach 
Europa als Europäer nach Südamerika. Telegraphie und drahtlose Telegraphie, 
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Eisenbahn und Schiffahrt, Automobile, Luftschiffe, sowie die ausgezeichnet ur 
wickelte Presse haben dazu beigetragen, den Fortschritt auch bis in die fernste 
Provinz zu tragen und Leben zu erwecken. Durch eine fortschreitende soziale 
Reform beginnt sich z. B. in Chile ein Mittelstand zu bilden und jene klaffende 
‚ Lücke auszufüllen, die zwischen einem mehr oder weniger gehobenen Proletariat, 
zu dem selbst gewisse intellektuelle Kreise gehörten, und der Oligarchie bestand. 
Trotzdem ist die Erweckung der untersten Volksschichten noch lange nicht be- 
endet, und für sie gelten auch heute noch die Worte des D. Perez Rosales. Ge- 
rade national gesinnte Chilenen fordern deswegen eine Unterstützung der Ein- 
wanderung durch die chilenische Regierung, die bis heute noch nicht vor- 
handen ist. 

Bevor kurz die Einwanderung an sich behandelt wird, ist es vielleicht wün- 
schenswert, einen Blick auf die erste deutsche Einwanderung in Chile zu werfen, 
zumal gerade in diesen Tagen das 75jährige Jubiläum gefeiert wird. Wie sah 
Chile im Anfang des vorigen Jahrhunderts aus? Der englische Reisende Kapitän 
Fitzroy beschreibt das Land: „Jeder Fußbreit Bodens gleicht einem wassergetränkten 
Schwamm. Kaum dürfte man Boden finden, auf dem ein zivilisierter Mensch leben 
kann.“ Und nur ein halbes Jahrhundert später urteilt der französische Gesandte 
in Chile über das gleiche Gebiet: „Dies ist ein kleiner Winkel des Paradieses.“ 

“Was war geschehen? Knappe 10 Jahre deutscher Arbeit hatten genügt, um diese 
‚Wandlung zu vollziehen. 

Was hier zeitlich beobachtet wurde, kann der, welcher heute das Land — am 
besten zu Pferde — bereist, auch räumlich feststellen. In den Gebieten der Sied- 
lung wogende Weizenfelder, schwarzweißes friesisches Vieh auf lachenden Wiesen, 
Bauernhäuser mit spiegelnden Fenstern und blumigen Gärten; Straßen mit Auto- 
mobilen, Radioapparate und Telephon; und eine Tagereise südlich davon dichter 
Urwald, mit schwammigem, sumpfigem, oft moosüberwachsenem Boden, kaum 
ein einsamer Chilotenpfad, auf dem man das Pferd hinter sich herziehend oft nur 
kriechend vorwärts kommt, unüberbrückte Ströme, die auf mitunter gefährlicher 
Furt überquert werden. Welcher Kontrast! 

Nur wer aus dem Munde eines Urgroßvaters, der als Knabe jenes Urwaldland 
betrat, von den Beschwerden vernommen hat, welche die Einwanderer zu be- 
kämpfen und durchzukämpfen hatten, kann wohl die Bewunderung zollen, die 
diesem deutschen Werk gebührt. Da, wo man heute auf bequemer Landstraße 
2—-3 Stunden wandert, oder der Motor die Entfernung auf zwanzig Minuten ver- 
kürzt, bewegten sich Jahre hindurch bärtige Männer, einen Sack Mehl auf dem 
Rücken von Puerto Montt an den Llanquihuesee schleppend, bei strömendem 
Regen, von Blutegeln geplagt, von Wurzel zu Wurzel springend, und wie oft ge- 
schah es, daß der Vater im Schlamm versank und elend erstickte, und die Familie 
daheim wartete tagelang vergeblich auf den Ernährer, auf das Mehl zum Backen 
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des kärglichen Brotes. Heute ist die erste Generation dahin. Auf den kleinen Fried- 
höfen am See ruhen sie, ihre Kinder und erst recht ihre Enkel und Urenkel 
ernteten das, was sie gesät haben. 

Die Erschließung des Gebietes durch deutsche Einwanderer war von zahlreichen 
Zufällen begleitet. Ihr Ursprung geht auf Bernhard Philippi zurück, der neun Hand- 
werkerfamilien aus Rothenburg ob der Tauber auf einem Gute am Rio Bueno in 
der heutigen Provinz Llangquihue ansiedelte. Es ist dies die erste deutsche Kolonie 
in Chile, da sie 1845 begründet wurde. Der Erfolg war günstig, und als dann 
nach der Revolution des Jahres 1848 der Freiheitsdrang Deutschland durchwühlte 
und die Unzufriedenheit zunahm, begann die eigentliche Kolonisation, wiederum 
dank der Arbeit Philippis. Zunächst brachten einige Segler Auswanderer über 
Valdivia nach Osorno, von denen der erste, von Emden ausfahrend, Valdivia am 
30. Juni 1850 erreichte. Doch rechnet man die Ankunft des „Herrmann“ am 
13. November 1850, der 128 Tage von Hamburg nach Valdivia unterwegs war, 
als den Beginn der Kolonisation. Auf ihm kamen 70 Männer, ı5 Frauen und 
10 Kinder nach Chile. Sie sind die Begründer der deutschen Kolonie Valdivia. Es 
waren Bürger, unter denen Akademiker nicht fehlten, und gerade diese mit ihrer 
Arbeitsfreudigkeit, Sparsamkeit und vor allen Dingen mit ihren Kenntnissen waren 
ein Kapital, das der Republik Chile ungeheuere Zinsen trug. 

Bald nach der Siedlung beginnt in dem flüssereichen Valdivia das Aufblühen 
von Industrien. Die aufs Land gezogenen Kolonisten liefern die Rohstoffe. Es ent- 
stehen Schlächtereien, Gerbereien, Schuhfabriken, Alkoholbrennereien, Mühlen, 
Ziegeleien, kleine Werften. Seife und Lichte werden bald hergestellt und vor allen 
Dingen ein Bier gebraut, das während der kommenden Jahrzehnte in den Ländern 
der Westküste als Valdiviabier rühmlich bekannt ist. 

Nach dem großen Brande, der Valdivia im Jahre 1909 verwüstete, schrieb die 
erste Zeitung Chiles: „Die hochherzigen, unternehmungslustigen deutschen Kolo- 
nisten können stolz sein, ist es doch ein Werk, das dem Geiste ihres großen Volkes 
entsprungen ist.“ 

1853 begann die zweite Siedlung, und zwar weiter im Süden, in dem Gebiete 
von Puerto Montt und dem Llanquihuesee; Osorno und seine Umgebung erhielt 
von der ersten wie von der jüngeren Siedlungszone seine Einwanderer. 

Die Regierung unterstützte das Werk in der ersten schweren Zeit. Eine Milch- 
kuh, ein Joch Ochsen, etwas Bargeld, Saatgut, Bretter und Nägel zum Hausbau 
wurden geliefert, das Land zu sehr billigem Preise abgegeben. 

Diese Unterstützung, vereinigt mit dem ausharrenden Fleiß, der durch nichts 
gebeugt wurde, hat dies Land so mächtig entwickelt, so zu einem Wunder der 
Kolonisation gestaltet. 

Nicht zuletzt hat allerdings auch die Liebe zur Natur das Werk gefördert. Ist 
doch jenes Land der Seen mit seinen fruchtbringenden Fluren und dazwischen 
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eingestreuten Urwaldparzellen, mit der schimmernden Kordillere und ihren auf- 
strebenden Vulkanen eines der schönsten der Welt. Die Preise, die heute dort für 
Grund und Boden gezahlt werden, stehen zu dem wirtschaftlichen Ertrag in 
keinem Verhältnis, weil in ihnen ideelle Werte in hohem Grade enthalten sind. 
Der Bauer will das von seinen Vätern ererbte Gut, die schöne Heimat nicht ver- 
kaufen. Im Gegenteil wünscht jeder, sein Land zu vergrößern, gerade durch jene 
Ländereien, die seit Jahrzehnten bebaut werden. 
 WoLicht ist, fehlt der Schatten nicht. Katholiken und Protestanten bilden die An- 
siedler; diese untereinander und eine dritte Gruppe, die Freigeister, bekämpfen sich 
seit Jahrzehnten in der bittersten Weise und mit allen Mitteln. Das sicher abwechs- 
lungsreiche Parteileben jener Westküstenrepublik wurde gerade in dem deutschen 
‘Süden noch besonders belebt. In den letzten Jahren ist eine Besserung eingetreten. 
. 1883 nach der Unterwerfung der Mapuches, häufiger Araukaner genannt, wurde 
ein drittes Gebiet, die Frontera, besiedelt, und zwar besonders die Gegend von 
Temuco, das ungefähr auf halbem Wege zwischen Concepcion und Valdivia liegt. 
Neben Deutschen wurden auch Buren, Skandinavier, Franzosen, Spanier und 
Engländer angesiedelt. Jeder Kolonist bekam in diesem Falle neben kleinen Unter- 
stützungen 60 ha Land oder, besser gesagt, Vorschüsse auf das Land, mit dem er 
dem Staate hypothekarisch haftete. 
- Da die Bedingungen in der Frontera weit günstiger waren als im Süden, ist es 
‘nicht zu verwundern, daß auch hier die Einwanderer, merkwürdigerweise unter 
ihnen eine ganze Anzahl Berliner, also Nichtlandwirte, recht gut vorwärtskamen, 
obwohl auch eine gewisse Anzahl als ungeeignet wieder abwanderte. Aber man 
darf nicht vergessen, daß an die Energie hier weniger Ansprüche gestellt wurden 
als bei den Einwanderungen der Jahre 50 und 53. Wenn auch Temuco an Be- 
völkerungszahl heute Valdivia überflügelt, so fehlt ihm doch noch die innere 
Konsolidierung, wie sie in Valdivia vorhanden ist. 

Viele Chilenen sind dann in das Indianergebiet hineingezogen, aber der Auf- 
schwung wird auch hier gerade den Deutschen zu verdanken sein. 

Ein letzter Kolonisationsversuch auf der Insel Chiloe wird als mißlungen zu 
betrachten sein. Das undurchdringliche, mit Urwaldsumpf und Moor bedeckte 
"Land wurde mit gemischten Nationalitäten besiedelt. Eine Siebung der Kolonisten 
wurde leider nicht vorgenommen. Aber eins ist immerhin bemerkenswert, daß 
nämlich von den Deutschen 60°/, auf ihrer Scholle blieben, von den Einwanderern 
aus Südeuropa nur 20°/,. 

Wer soll nun unter den heutigen Verhältnissen nach Chile auswandern, und 
warum wird Chile bei der Wahl einen gewissen Vorzug vor anderen Ländern 
mit sonst gleichen Bedingungen verdienen? 

Beantworten wir zunächst diese letzte Frage. Chile ist unter allen Ländern 
Südamerikas das klimatisch begünstigste, besonders wenn wir Mittel- und Süd- 
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chile, deren Längstal als Siedlungszone allein in Frage kommt, betrachten. Zwar 
haben wir besonders in den Sommermonaten in Mittelchile eine starke Sonnen- 
strahlung, wir sie der subtropischen Lage entspricht, aber die Temperaturen sind 
dank des kalten Humboldtstromes, der an der Küste vorbeifließt, sehr gemäßigte. 

Die extremsten Temperaturen haben sich als große Ausnahmen zwischen a 
und 38° bewegt. Die Mitteltemperatur beispielsweise Santiagos beträgt 13,8° bei 
Schwankungen zwischen 8,0, wobei in dem südlichen Wintermonat Juli ein 

Temperaturmittel von 8° und im Januar von I 9,8° vorhanden ist. In Valdivia 

haben wir ein Temperaturmittel von 11,4° im Jahre, von 7,1° im Juli und von 

16,3° im Januar. Dabei ist in Santiago der Dampfgehalt der Luft kein sehr hoher, 

so daß das Gefühl der Schwüle besonders im Hause nur selten auftritt, und mag 

auch die körperliche Arbeit im Sommer und im Freien in diesem Gebiete etwas 

anstrengender sein als in Deutschland, so wirken doch die Nächte eigentlich immer 

erfrischend, so daß in dieser Hinsicht die Verhältnisse eher günstiger sind als in 

den Monaten Juli und August im mittleren Deutschland. In Mittelchile fallen 

nur im Winter Niederschläge, im nördlichen Längstal etwa 3—400 mm, an der 

Küste etwa 500 mm, während Valdivia ein Niederschlagsmaximum hat, mit Regen 

während des ganzen Jahres, vorzüglich allerdings im Winter. Es fallen ®/, m. 

Fügt man hinzu, daß gıftige Tiere oder gefährliche Tiere überhaupt fehlen, daß 

der Boden im allgemeinen fruchtbar ist, die Vegetation eine üppige, und daß 

Blitzschlag und Hagel unbekannt sind, daß auch keine schädlichen Insekten wie 

die Heuschrecken Argentinien und Südbrasiliens vorkommen, daß ferner, wo Be- 

rieselung vorhanden ist, und sie ist im ganzen Lande möglich, auch Trocken- 

perioden nicht zu befürchten sind, so kann man sich kaum ein für die intensive 

Landwirtschaft geeigneteres Gebiet vorstellen wie Chile. Am ehesten noch könnte 

Kalifornien zum Vergleich herangezogen werden. Unter allen Ländern Süd- 

amerikas ist zweifellos keines so geeignet für den Deutschen wie die langgestreckte 

Republik an der Westküste. Schließlich ist auch ein psychologisches Moment 

nicht zu vergessen. Niemals hat zwischen dem Deutschen Reich und Chile auch 

nur die geringste Schwierigkeit bestanden, die Beziehungen waren im Gegenteil 

immer die allerbesten, und während des großen Krieges hat die kleine Republik 

trotz ungeheuren äußeren Druckes durch die Ententestaaten selbstbewußt ihre 

Neutralität voll aufrechterhalten. 

Wer kann nach Chile einwandern, und wem ist von der Einwanderung abzu- 
raten? Dem Intellektuellen, besonders dem Advokaten oder Arzt blüht kein Weizen. 
Um eine professionelle Tätigkeit auszuüben, ist man gezwungen, alle Universitäts- 
examına in der Landessprache zu wiederholen, und diese Prüfungen sind sehr 
schwer. Dem jungen Kaufmann wird man weder zu- noch abraten dürfen. 
Tüchtige Menschen werden, wenn sie das Spanische voll beherrschen, deutsch, 
spanisch und womöglich englisch stenographieren, ihr Brot auch heute noch 
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Eden. Die Bezahlung ist aber keineswegs höher als in Deutschland, wenn man 
die Lebenshaltung in Abrechnung bringt. Dabei darf nicht vergessen werden, 
daß kulturelle Ansprüche für jeden Menschen, besonders aber den Großstädter, 
stark herabgesetzt werden müssen. Der Handwerker kann, wenn er energisch und 
arbeitsam ist und es versteht, nach Erlernung der Landessprache mit den Ein- 
heimischen Fühlung zu nehmen, mit seinen Kenntnissen auf Erfolg rechnen, vor 
allen anderen aber unter gewissen Umständen der Landwirt. Dieser allerdings so 
wenig wie irgendein anderer Einwanderer, sollte in der neuen Heimat ankommen, 
ohne über ein gewisses Vermögen zu verfügen, von dem er wenigstens ein halbes 
Jahr oder ein Jahr bescheiden leben kann, um zu lernen, sich umzusehen, sich 
einzufühlen, vor allen, sich von seinen Landsleuten beraten zu lassen, falls er 
nämlich in der Wahl seiner Berater vorsichtig zu Werke gehen will. 1500 bis 
3000 Mark Bargeld und eine Kleider- und Wäscheausstattung für Arbeit in Haus 
und Feld sind wohl unerläßlich. Der Landwirt ist bei weitem der erwünschteste 
Einwanderer in Chile. Er muß allerdings nicht nur praktisch durchgebildet sein, 
sondern auch über gute theoretische Kenntnisse verfügen, die er an Ort und 
Stelle in die Tat umsetzen kann. Bei eisernem Fleiß muß er jede Tätigkeit aus- 
zuüben verstehen. Nach der Ankunft wird er zunächst Informationen einziehen, 
wobei ihn ein schon ansässiger Landsmann oder der Deutsch-Chilenische Bund in 
Santiago unterstützen wird. Dann tritt er am besten als Volontär auf dem Gut 
£ines Deutsch-Chilenen ein, um den ganz anders gearteten landwirtschaftlichen 
Betrieb kennenzulernen, vor allem auch die Behandlung der Leute, von der zum 
großen Teil seine Zukunft abhängt. Nach ein bis zwei Jahren muß er sich be- 
mühen, eine Pacht zu erhalten. Nur Menschen, die eine psychologische Eignung 
haben, also imstande sind, mit ihrer Umgebung, Deutsch-Chilenen und Chilenen, 
Kontakt zu gewinnen, kommen für die Einwanderung in Frage. Kritiksüchtige, 


Nervöse und Empfindliche bleiben lieber in der Heimat. Besonders günstig liegen 
die Verhältnisse für den Einwanderer, der über 10 bis 20000 Mark verfügt, wo- 
mit er sich nach seiner Lehrzeit eine günstige Pacht sichern oder später selbst 
ein kleines Anwesen kaufen kann. Der deutsche Einwanderer darf heute nicht in 
den Urwald gehen, um zu roden und zu brennen; das ist Sache größerer in- 
dustrieller Unternehmungen. Er kauft am besten eine kleine Länderei, um inten- 
sive Wirtschaft zu treiben, die übersichtlich ist und Gewinn verspricht, da Chile 
eben die Umstellung von der extensiven auf die intensive Wirtschaft beginnt. Die 
kalifornischen Verhältnisse mit den kleinen Obstplantagen von 3, 4 und 5 ha 
können in gewissem Sinne auch für Chile als Muster gelten. Selbstverständlich 
muß jeder, der im Auslande sein Heil versucht, vor allen Dingen Glück haben, 
aber schließlich ist auch draußen jeder seines Glückes Schmied, besonders wenn 
er den Rat eines Sprichwortes annimmt, dem leider oft entgegengehandelt wird: 
Erst wägen, dann wagen! Und das Wägen hat schon in der Heimat zu beginnen. 
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MANFRED LANGHANS-RATZEBURG: | 


GEOGRAPHISCHE RECHTSWISSENSCHAFT I 
(GEOJURISPRUDENZ) 


Systematisches über die Beziehungen der Rechiswissenschaft zur Geographie, Kario- 
graphie und Geopolitik | Mit fünf Kartenskizzen 


II. Das geographische Staatsrecht. 


1. Um ein leicht auftauchendes Mißverständnis von Anbeginn auszuschließen, 
sei betont, daß es sich hier nicht um das Verhältnis zwischen Boden (Gebiet) und 
Staat, sondern zwischen Geographie und Staatsrecht handelt. Immerhin mag es 
an dieser Stelle von Interesse sein, festzuhalten, daß das Verhältnis zwischen 
Boden und Staat lebhaft umstritten ist. Die ganz überwiegende Meinung der 
Staats- und Völkerrechtler läßt den Staat aus drei Bestandteilen — Staatsgebiet, 
Staatsvolk und Staatsgewalt — bestehen, von denen allerdings das Staatsgebiet 
meist recht stiefmütterlich behandelt wird. An diese Tatsache hat zuerst Friedrich 
Ratzel angeknüpft, der im Vorwort zu seiner weltberühmten Politischen Geogra- 
phie!) klagt: „Für manche Staatswissenschaftler steht der Staat geradeso in der 
Luft wie für viele Historiker“ und sich im ersten Abschnitt dieses Werkes über 
den Zusammenhang zwischen Boden und Staat eingehend im Sinne einer den 
Staat als lebenden Organismus betrachtenden Theorie ausspricht, nachdem er 
schon früher den Staat und seinen Boden geographisch betrachtet hatte). Seit- 
dem hat das Problem Staat und Boden vielfache Erörterung gefunden: so be- 
kämpfte der führende französische Geograph Camille Vallaux®) Ratzels Ge- 
dankengänge, schoß aber wohl, weil auf Mißverständnissen aufbauend, vorbei; 
Rudolf Kjellen®) führte, von staatswissenschaftlicher Seite kommend, die Or- 
ganismuslehre Ratzels fort und die neuesten Politischen Geographien von Walther 
Vogel) und Otto Maull®) gehen diesen Gedankengängen weiter nach; auch 
Robert Sieger hatte für seine leider unvollendet gebliebene Politische Geographie 
umfangreiche staatsrechtliche Studien getrieben”). Hervorgehoben sei übrigens, 
daß Ratzels These nicht unfruchtbar geblieben ist: die Allgemeinen Staatslehren 
von Richard Schmidt) und Hermann Rehm?) betonen die geographischen 


') F. Ratzel, Politische Geographie. München und Leipzig 1897. 3. Aufl. durchgesehen und er- 
gänzt von E. Oberhummer, München und Berlin 1923. — ?) F. Ratzel, Der Staat und sein 
Boden geographisch betrachtet. Leipzig 1896. — °®) C. Vallaux, Le sol et l’Etat. Paris 1911. — 
") R. Kjellen, Der Staat als Lebensform. 4. Aufl. Berlin 1924. — 5) W. Vogel, Politische 
Geographie. Leipzig und Berlin 1922. — ®) O. Maull, Politische Geographie. Berlin 1925. — 
") R. Sieger, Die Geographie und der Staat, Graz 1925, gestattet solche Einblicke; vgl. ins- 


besondere seine Anmerkungen. — ®) R. Schmidt, Allgemeine Staatslehre. Leipzig 1903. — 
®) H. Rehm, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1907. 
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Naturgrundlagen des Staates weit nachdrücklicher, als es bis dahin geschehen war. 
Auf der anderen Seite lehnt eine kleine, von Hans Kelsen geführte Minderheit 
die gekennzeichnete Dreiteilung des Staatsbegrifts ab mit der Begründung, das 
Staatsgebiet könne für die Staatsrechtslehre weder ein Stück Erde im Sinne der 
politischen Geographie noch ein Objekt im Sinne des privatrechtlichen Eigentums 
abgeben, sondern sei einzig und allein der Inbegriff derjenigen lokalen Kompe- 
tenzen der Staatsorgane, die sich auf die reguläre Gesetzgebung, Rechtsprechung 
und Verwaltung des Staates beziehen; diese Meinung findet durch Walter 
Henrich!) eine ebenso geist- wie anspruchsvolle Vertretung. 

Es kann hier auf eine weitere Erörterung dieser Frage der allgemeinen Staats- 
lehre um so leichter verzichtet werden, als bei der Betrachtung der Beziehungen 
zwischen Geographie und Staatsrecht auf die entsprechende Frage des geographi- 
schen Staatsrechts, nämlich auf die Erdgebundenheit des Staatsrechts (s. Absatz 3 
dieses Abschnitts), näher eingegangen werden muß. Davon abgesehen erübrigt es 
sich fast ausdrücklich zu erklären, daß wir, aus dem Grundgedanken unserer 
geographischen Rechtswissenschaft heraus, unmöglich uns zu den gekennzeich- 
neten Lehren der Kelsen-Schule bekennen können: steht doch die unseren Aus- 
führungen zugrunde liegende Staatsauffassung der Kelsenschen geradezu extrem 
gegenüber. Wir machen uns vielmehr die in unsrer Gedankenrichtung liegenden 
‚Worte zu eigen, mit denen jüngstens Otto Koellreutter in seinem Artikel „Staat 
(allgemeine Staatslehre)“ im neuerscheinenden Handwörterbuch der Rechtswissen- 
schaft die Bedeutung des Staatsgebiets als Element des heutigen Staates überaus 
treffend hervorhebt. „Während im griechischen Stadtstaat und in den staatlichen 
Verbänden der Völkerwanderung die Bedeutung des Gebiets für den Staatsbegriff 
zurücktrat, ist für den heute herrschenden Typus des modernen Groß- und 
Flächenstaats das Gebiet, seine Lage, seine Gestaltung usw. von größter Bedeu- 
tung. Ein noch so mächtiger und durchorganisierter Verband wie die katholische 
Kirche, der in weitem Maße als politische Macht anerkannt wird (Konkordats- 
frage), gilt doch nicht als Staat im heutigen Sinne, weil ihm das reale Substrat 
des Gebietes fehlt (Kirchenstaat und die heutige völkerrechtliche Stellung des 
Papstes, sowie die charakteristischen Bestrebungen der päpstlichen Macht nach 
territorialen Besitz). Aus dieser Tatsache erklärt sich, daß die Probleme der poli- 
tischen Geographie und der Geopolitik gerade in unserer Zeit auch für die Staats- 
lehre von größter Bedeutung sind.“ 

Wir haben es hier, wie gesagt, mit den Beziehungen zwischen Staats- 
recht und Geographie zu tun. Wie ebenfalls schon an anderer Stelle ange- 
deutet, nennen wir diese Abteilung der geographischen Rechtswissenschaft „geo- 
graphisches Staatsrecht“ und verstehen darunter denjenigen Zweig des 


10) W. Henrich, Theorie des Staatsgebietes. Entwickelt aus der Lehre von den lokalen Kompe- 


tenzen der Staatsperson. Wien und Leipzig 1922. 
II 
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Staatsrechts, der mit geographischen und kartographischen Arbeits- 
mitteln staatsrechtliche Forschungsergebnisse zu veranschaulichen 
und zu erklären sucht. 

Der Rahmen dieser Begriffsbestimmung des geographischen Staatsrechts er- 
scheint auf den ersten Blick vielleicht recht umfangreich, und in der Tat wird 
man ihn gar nicht weit genug spannen können, denn es handelt sich hier darum, 
die mannigfaltigen Ausdrucksformen des staatlichen Lebens der Völker zu er- 
fassen und zur plastischen Darstellung zu bringen. 

9. Greifen wir zunächst das Einfachste heraus, die Veranschaulichung 
staatsrechtlicher Forschungsergebnisse durch geographisch-karto- 
graphische Behandlungsweise, so ist, dem Vorgang der Staatsrechtswissen- 
schaft entsprechend, wieder zu unterscheiden zwischen verfassungs- und verwal- 
tungsrechtlichen Darstellungen. 

Verfassungsrechtliche Karten zwecks Veranschaulichung der Staatsformen der 
Erde werden schon seit alters gezeichnet. Eine der ältesten dieser Art mag der 
Atlas nouveau von Hubert Jaillot!!) sein. Jüngeren Datums ist die Karte der 
„Regierungs-Weisen“ im alten Berghaus!?), auf der unbeschränkte (umfaßt 
78 v. H. der gesamten Erdbevölkerung) und beschränkte (19 v. H.) Monarchien, 
Republiken (3 v. H.), Despotien und Tyranneien unterschieden werden, während 
die noch jüngere Karte in der Geographischen Rundschau 13) konstitutionelle, 
absolute und despotische Monarchien, souzeräne Staaten, Republiken, Föderativ- 
Republiken, Kolonien und Schutzgebiete, sowie Kolonien mit selbständiger Ver- 
tretung unterscheidet. Auch in modernen in- und ausländischen Wörterbüchern 
finden sich ähnlich aufgebaute Karten. Da diese Versuche doch mehr einer ersten 
Übersicht als eingehenden Studien dienen konnten, bedurften sie noch eines starken 
Ausbaus nach wissenschaftlicher und technischer Richtung, bis des Verfassers Karte 
„Herrschaftsverteilung und Herrschaftsformen“ hergestellt werden konnte !#). Auf 
ihr sind die souveränen Staaten in nunmehr zehn Stufen (unumschränkte und be- 
schränkte Einherrschaften, reine und gemischt parlamentarische Präsidentschafts- 
freistaaten, parlamentarische Einherrschaften, gemischt-präsidiale und reine Parla- 
mentsfreistaaten, Volksfreistaaten, demokratische und sozialistische Rätestaaten) 
eingeteilt, die mit ihren jeweils verschiedenen, vom konservativen Blau über Gelb 
ins revolutionäre Rot übergehenden Farben ein buntes Weltbild ergeben. An 


"ı) H. Jaillot, Atlas nouveau, contenant toutes les parties du monde, ou sont exactement remar- 
ques les empires, monarchies, royaumes, estats, republiques et peuples si trouvent ä present. Paris ; 
1681. — '®) H. Berghaus, Physikalischer Atlas. 2. Aufl. Gotha 1852. 7. Abt. Nr. 4. — 8) Die: 
Staaten und Kolonien der Erde nach ihren politischen Verhältnissen. Deutsche Rundschau für 
Geographie und Statistik, Bd. XXX (1908), Tafel ı und 8.33. — 4) M. Langhans-Ratzeburg,, 
Herrschaftsverteilung und Herrschaftsformen auf der Erde ıgt4 und 1927, Petermanns Geogr. Mitt. , 
1927, S. 257—259 und Tafel 14. 
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lieser Stelle wäre auch die Karte „Staatsformen im Deutschen Reich von 1871 
bis 1918“ in Putzgers Historischem Schulatlas (s. o.), $. 120, zu erwähnen. 
Die verfassungsrechtlichen Karten brauchen sich übrigens nicht nur auf die 
Darstellung von Staatsformen zu beschränken. Unmittelbare und mittelbare Wahl- 
orm, gleiches und ungleiches Wahlrecht (dies beides für die Landtage der deut- 
schen Bundesstaaten bis 1918 in Putzgers Historischem Schulatlas, $. 120), Frauen- 
wahlrecht auf der Erde, Volksbegehren und Volksentscheid auf der Erde (dies auf 
meiner Karte der „Herrschaftsverteilung und Herrschaftsformen“; s. Anm. 14), 
Ein- und Zweikammersystem und manches andere vermag bildhaft zur Darstellung 
zebracht zu werden. Als ebenso eigenartig wie fesselnd muß hier die Kartentafel 
Der König ein Gott“ aus dem Atlas Africanus15) angeführt werden, auf der Leo 
robenius die räumliche Ausdehnung folgender afrikanischer Verfassungsgewohn- 
aeiten zur Darstellung bringt: ritueller Königsmord, der König speist geheim, der 
‚önig heiratet die eigene Schwester oder Tochter, Anarchie bei Königstod, der 
önig eingeschlossen, die Schwestermutter der Könige, Staaten mit Beamten- 
aerarchie, die vier Erzämter. 

Weiter sei des Verfassers „Karte des Selbstbestimmungsrechtes der Völker“ 16) 
»rwähnt als der erste Versuch, neben der völkerrechtlichen Stellung der unab- 
längigen Staaten zueinander (darüber s. u.) auch das staatsrechtliche Verhältnis 
ler abhängigen Staaten, Kolonien, Provinzen usw. kartenmäßig zum Ausdruck 
bringen. Zu diesem Zwecke wurden die „Völker ohne selbstbestimmende 
taaten“ nach staatsrechtlichen Grundsätzen in 5 Stufen eingeteilt: überwiegende 
remdbestimmung nach außen bei voller Selbstbestimmung im Innern; volle 
remdbestimmung nach außen bei voller Selbstbestimmung im Innern, bei 
berwiegender Selbstbestimmung im Inneren, bei teilweiser Selbstbestimmung im 
nneren; volle Fremdbestimmung nach außen und im Innern. Diesen 5 Stufen 
urden sämtliche oben gekennzeichneten staatsrechtlichen Einheiten der Erde 
> nach der Ahhängigkeit von ihrer zugehörigen Zentralgewalt zugeteilt, so daß 
ch ein ebenso buntes wie neuartiges Weltbild ergab. Dieses mag auch für den 
eutigen Betrachter noch recht lehrreich sein, wenn er die Veränderungen be- 
htet, die sich infolge des stets fortschreitenden Ganges der staatsrechtlichen 
intwicklung einzelner Länder und Völker bald hier, bald dort ergeben, und 
ie die Ende 1925 gedruckte Karte noch nicht zeigt!"). Nur einige noch heute 
nveränderte wichtige Einzelheiten seien hier hervorgehoben. So erscheint erst- 
halig vom staatsrechtlichen Standpunkt erschöpfend und richtig wiedergegeben 
‚esamtrußland mit 4 verschiedenen Farben bedeckt, je nachdem es sich um 


| 15) Atlas Africanus, Heft 2 Blatt 7. Entworfen von L. Frobenius, bearbeitet von L. Ritter von 
ilm. München ıg22ff. — ?%) M. Langhans-Ratzeburg, Karte des Selbstbestimmungsrechtes 
sr Völker, Petermanns Geogr. Mitt. 1926, S. ı—9 und Tafel ı. — 17) Z. B. die jetzt fast souveräne 
ellung der großen britischen Dominien seit November 1926. 
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Großrussenland, die anderen Gliedstaaten, die Autonomen Rätestaaten oder die 
Autonomen Gebiete handelt; die Nebenkarte „Ostindien“ zeigt, wie die Englände 
ihr Indien auf vielerlei verschiedene Weise — 5 große, gegen 600 kleine Ein 
geborenenstaaten, 9 Provinzen mit Gouverneursverfassung (Governors Provinces) 
6 Provinzen mit Kommissarverfassung (Commissioners Provinces) — regieren; di 
Nebenkarte „Inselindien“ bringt das niederländische Kolonialreich mit seine: 
dreifach verschiedenen Regierungsform (die Grenzen der Eingeborenenstaater 
überhaupt zum ersten Male auf einer deutschen Karte) für die 306 Staaten mi 
„kurzem Abkommen“ (korte verklaringen), für die 22 Staaten mit „langen Ver: 
trägen“ (lange contracten) und für die übrigen Landschaften mit unmittelbare: 
niederländischer Verwaltung; auf dem Erdteil Südamerika sind erstmalig dis 
Intendenzien, Gobernaciones, Territorien, Kommissariate, Militärgebiete und wis 
sonst die Verwaltungsgebiete genannt sein mögen, die aus irgendwelchen Gründer 
nicht gleichberechtigt an der Bildung der Zentralgewalt ihres Staates teilnehmer 
dürfen, farbenmäßig gesondert herausgehoben ; manches andere ließe sich nocl 
anführen. Auch die schon genannte Karte „Herrschaftsverteilung und Herrschafts 
formen auf der Erde 1914 und 1927“ zeigt in farbigen Bändern die Gebiete ohn 
souveräne Staatsgewalt, d. h. die Gebiete, die in irgendeinem staatsrechtlicher 
Abhängigkeitsverhältnis zu einem souveränen Staat stehen. | 

Während die „Karte des Selbstbestimmungsrechtes der Völker“ gleichsan 
einen staatsrechtlichen Querschnitt durch sämtliche Staaten und Völker gibt 
bringt des Verfassers „Neue politische Karte der Erdteile“ 18) einen Längsschnitt 
nach Art der üblichen politischen Karten erhält jeder Staat seine eigene Farbe 
aber die Ergebnisse der erstgenannten Karte sind voll berücksichtigt, so dal 
nicht nur, wie bisher üblich, Mutterland und Kolonien durch Farbengebun; 
unterschieden, sondern aus den Kolonien die Schutzstaaten, Schutzherrschafter 
und die Kolonien mit weitgehender Selbstverwaltung hervorgehoben und au 
den Mutterländern die Gebiete ohne souveräne Staatsgewalt ausgesondert sind 

Erwähnt seien schließlich noch des Verfassers staatsrechtliche Kärtchen, di 
sich im Gothaischen Jahrbuch für Diplomatie, Verwaltung und Wirtschaft 192: 
finden: die staatsrechtliche Sondergliederung der britischen Kanalinseln (Tafel 2\ 
Neuseeland, ein britisches Dominion vom Äquator bis zum Pol (Tafel 3); staate 
und völkerrechtliche Besonderheiten im griechischen Mittelmeer (Tafel 5). 

Man darf sich nun durch die Ausführungen über rechtsgeschichtliche un: 
staatsrechtliche Karten nicht zu der Annahme verleiten lassen, durch das Zu 
sammenwirken rechtlicher und geographisch-kartographischer Momente müss 
durchaus immer eine Rechtskarte im geojuristischen Sinne entstehen. Daß der 
nicht so ist, zeigen einmal die Verwaltungskarten mit den sogenannten adminı 


*) M. Langhans-Ratzeburg, Neue politische Karte der Erdteile auf staats- und völke 
rechtlicher Grundlage, Petermanns Geogr. Mitt. 1928 (in Vorbereitung). 
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getren Grenzen!?) — ihnen kommt nur geographisch-kartographisches, kein 
rechtliches Interesse zu —, und zum anderen die Legion jener Karten, die Reichs- 
tagswahlkreise, Parteiverteilung, Staats- und Landesverwaltung jeglicher Art 
(Zölle, Steuern, Versicherungswesen, Schulen, Heer, Flotte usw.), Gliederung von 
Kirchen, Post, Eisenbahn usw. zum Gegenstand haben — ihnen kommt, soweit 
sie rein statistische Gebilde sind, nur rechtliches, nicht geographisches Interesse 
zu. Erst durch schöpferische Verschmelzung des verwaltungsrechtlichen und 
geographisch-kartographischen Momentes, wie sie etwa in Paul Langhans’ 
Staatsbürgeratlas zum Ausdruck kommt, entsteht die Verwaltungsrechtskarte. 

Über die sogenannten politischen Karten siehe Absatz 4 dieses Abschnitts. 

3. Verhältnismäßig einfach liegen auch die Dinge hinsichtlich des zweiten Zweiges 
es geographischen Staatsrechtes, der die Erklärung staatsgeschichtlicher 
Forschungsergebnisse durch geographisch-kartographische Arbeits- 
mittel zum Gegenstand hat, wenngleich mit Betrüben festgestellt werden muß, 
wie wenig Interesse die meisten Juristen vorläufig noch geographischen Fragen 
entgegenbringen. Daß aber der Gedanke einer für beide Teile nutzbringenden 
Annäherung sozusagen im Geiste unserer Zeit liegt, beweist die bedeutungsvolle 
Tatsache einer Besprechung der Maullschen „Politischen Geographie“ durch 
Otto Koellreutter im Archiv des öffentlichen Rechts 1925. 

7 Die Möglichkeit einer geojuristischen Erklärung staatsrechtlicher Forschungs- 
ergebnisse findet wiederum ihren Ursprung in der Erdgebundenheit des 
Staatsrechts. Besteht denn, werden nunmehr manche fragen, überhaupt eine 
Erdgebundenheit — d. h. eine Abhängigkeit von Räumen und Völkern — des 
Staatsrechts®? Wird das Verfassungsleben eines Landes irgendwie geographisch 
bedingt? Gewiß; wir haben uns nur so sehr daran gewöhnt, das Staatsrecht los- 
gelöst von Boden und Volk zu betrachten, daß der Sinn für die gegenseitigen 
Wechselbeziehungen zwischen Staatsrecht und Geographie bis in die neueste 
Zeit in weitem Maße unentwickelt geblieben ist. Oft erscheint allerdings die 
geographische Bedingtheit des Staatsrechts nur verschleiert als eine mittelbare, 
die sich erst durch die unmittelbare geschichtliche dem Beschauer offenbart und 
somit selbst die bisher übliche Vorherrschaft der geschichtlichen Betrachtungs- 
weise begünstigte. Trotzdem darf man nicht übersehen, daß eben das geschicht- 
liche, auch das staats- und verfassungsgeschichtliche Werden selbst wieder geo- 
graphisch bedingt ist. Dabei lassen sich einheitliche Regeln über die Abgrenzung 
zwischen geographischem und geschichtlichem Einfluß nicht aufstellen, denn 
ebenso vielgestaltig, wie das Völkerleben selbst verläuft, wirken sich seine 
treibenden Grundkräfte bei jedem Volk verschieden stark aus. 

19) Die Gemeindegrenzen sind enthalten auf den Meßtischblättern (nicht auf der Karte des Deut- 


schen Reiches ı : 100 000), im Schweizer Dufour-Atlas ı : 100.000, auf der französischen Generalstabs- 
\karte 1:80000 und auf der Spezialkarte der k. und k. österreichisch-ungarischen Monarchie ı : 75000. 
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Gerade das Problem Einheitsstaat — Bundesstaat — Staatenbund, um dessen 
Lösung so viele staatlich organisierte Völker ringen, bietet hierfür Beispiele in 
Fülle. Was die deutschen Verhältnisse anbetrifft, so wird man zweifellos dem 
geschichtlichen Einfluß den Vorrang geben müssen. Sicherlich ist der deutsche‘ 
Partikularismus, wie er dem Staatsrechtler und Verfassungspolitiker entgegen- 
tritt, erdgebunden insofern, als er auf den völkischen Verschiedenheiten der 
deutschen Stämme fußt; aber diese Stammesverschiedenheiten würden von Haus 
aus kaum ausreichen, einen deutschen Einheitsstaat unmöglich zu machen. Erst 
ihr tausendjähriges, im Laufe der Zeiten wohl nach Stärke und Art wechselndes, 
aber doch ununterbrochenes Einwirken auf den deutschen politischen Volksgeist 
hat einen Partikularismus erzeugt, der bis in die allerjüngste Gegenwart sorg- 
samste Beachtung in Staatsrecht und Verfassungspolitik verlangt. 

Wenn dagegen die Bolschewisten Gesamtrußland 2°) als Bundesstaat aufbauten, 
so werden hier geschichtliche Gründe kaum mitgespielt haben, denn Rußland 
ist seit der moskowntischen Zeit stets als ein unteilbarer Einheitsstaat betrachtet 
worden, ein Weißrußland im heutigen Sinne hat es nie gegeben, ebenso bilden 
die heutigen Gliedstaaten Turkmenien und Usbekien keine geschichtlichen Fort- 
setzungen der früheren Chanate Chorassan und Bucharei, und bei der Einrich- 
tung der Gliedstaaten Ukraine und Transkaukasien sind wohl zu allerletzt ge- 
schichtliche Gründe bestimmend gewesen, wie überhaupt dem Bolschewismus 
zumeist eine heilige Scheu vor allem geschichtlich Überkommenen innewohnt. 
Hier handelt es sich vielmehr um ein bewußtes Zurückgehen auf die letzten 
Grundlagen des Staatslebens, in diesem Falle auf die anthropogeographischen, 
indem die Bolschewisten neben Innerrußland (Großrussen und Innenvölker) auch 
die Weißrussen, Ukrainer, Transkaukasier, Turkmenen und Usbeken, d. h. die 
inneren Randvölker, sich als verfassungsrechtlich mit Innerrußland gleichberech- 
tigte Teile organisieren ließen. Man wende hiergegen nicht ein, Bestehen, 
Stellung und Größe der Gliedstaaten sei durch den Verlauf des Bürgerkrieges 
geschichtlich bedingt, denn Moskau besaß und besitzt zweifellos die Macht, den 
bestehenden Zustand jeden Augenblick nach seinem Gutdünken zu ändern, und 
tut es doch nicht, ausgesprochenermaßen aus Gründen seiner Völkerschaftspolitik. 
Auch die Tatsache, daß die Grenzen dieser neuen Staatsgebilde ausschließlich 
nach völkischen oder geopolitischen Gesichtspunkten gezogen sind, läßt geschicht- 
liche Einflüsse bei der Gründung und Organisation als ausgeschlossen erscheinen. 
Noch klarer tritt schließlich die Erdgebundenheit des Staatsrechts bei den auto- 


20) Über die Bezeichnungen „Gesamtrußland“ (SSSR) und „Innerrußland“ (RSFSR) vgl. M. Lan g- 
hans-Ratzeburg, Die Benennung der Staatsteile Rußlands und dessen gegenwärtiger Aufbau, 
Petermanns Geogr. Mitt. 1925, $. 115-117. Zum ganzen Absatz vgl. M. Langhans-Ratzeburg, 
Vom Absolutismus zum Rätefreistaat, die wichtigsten Züge des russischen Staatsrechts im Verlauf 
seiner Entwicklung, Leipzig, Hirschfeld 1935. 
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‚nomen Gebilden 2!) zutage: die beispielsweise neben den Großrussen in Inner- 
rußland wohnenden Innenvölker haben eine mehr oder minder weitgehende 
Autonomie erhalten, nicht etwa aus geschichtlichen Rücksichten, weil sie in 
früheren, längstvergangenen Zeiten einmal selbständige Reiche gebildet haben 
— die Erinnerung daran war bei vielen von ihnen mehr oder weniger verloren- 
gegangen und wäre im übrigen dem bolschewistischen Imperialismus höchst un- 
bequem gewesen —, sondern um ihrem Volkstum Sicherung und Betätigungs- 
möglichkeiten zu schaffen und dadurch in anderen außerhalb der gegenwärtigen 
Grenzen des Rätebundes befindlichen Völkern die Sehnsucht nach der kultu- 
rellen Freiheit des bolschewistischen Rußlands zu wecken und zu stärken. Auch 
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Abb. ı. Großrussenland nach M. Langhans: Karte des Selbstbestimmungsrechtes der Völker 


die Grenzen dieser autonomen Gebilde lehnen sich in keiner Weise an frühere 
geschichtliche Vorbilder an, sondern sind nur nach völkischen oder geopolitischen 
Gesichtspunkten gezogen, oft sogar unter voller Nichtachtung wirtschaftlicher 
Erfordernisse. Als besonders bemerkenswert sei die staatsrechtliche Stellung 
Abchasiens erwähnt, das unter ausdrücklicher Bezugnahme auf seine geogra- 
phische Abgeschiedenheit und die sich daraus ergebenden geopolitischen Schwierig- 
keiten bis Ende 1922 nur als „Vertragsstaat“ (d.h. kraft eigenen Entschlusses, im 
Gegensatz zu den anderen „Autonomen Rätestaaten“) zu Georgien gehörte und noch 
mit gewisser Selbständigkeit seinen Eintritt in den Rätebund vollziehen konnte22). 

22) Näheres hierzu findet sich bei M. Langhans-Ratzeburg, Die staatsrechtliche Entwicklung 
der auf russischem Boden lebenden kleineren Nationalitäten, Archiv des öff. Rechts 1925, $. 173—210. 
— 22) Zu all diesen Fragen vgl. neuestens: M. Langhans-Ratzeburg, Die Verfassungen des Erd- 
balls, Gotha 1927, S. 164 ff. 
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Haben wir uns somit der Erdgebundenheiten des russischen Staatsrechts ver- 
sichert, wird es ein leichtes sein, mit Hilfe der geojuristischen Betrachtungs- 
weise eine seiner umstrittensten Hauptfragen zu lösen. Die gesamtrussische 
Bundesverfassung läßt Gesamtrußland (SSSR) aus 8 Gliedstaaten bestehen. Der 
wichtigste von ihnen, Innerrußland (RSFSR), soll seiner Verfassung zufolge eben- 
falls ein Bundesstaat sein, der sich gliedert einerseits in die Autonomen Räte- 
staaten (und Autonomen Gebiete), andererseits — ja, in was denn? Die Verfassung 
schweigt. Und doch müssen logischer Weise neben den Autonomen Gebilden, die in 
ihrer Gesamtheit nur einen kleinen Teil Innerrußlands ausmachen, noch ein 
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Abb. 2. Verbreitung des Großrussentums nach R. Pohle und H. Lautensach 


anderer Staatskörper, ein innerrussisches Preußen stehen, mit dem sie, die inner- 
russischen Bayern, Oldenburg, Waldeck „verbündet“ sind, mit dem sie den 
Bundesstaat Innerrußland bilden 23). In Ermangelung jeglicher geojuristischer Be- 
trachtungsweise schweigt sich auch das gesamte Schrifttum aus?%). Und doch ist 
die Sache ganz einfach. Faßt man nämlich alle in Innerrußland bestehenden auto- 
nomen Gebilde zusammen und zieht sie vom innerrussischen Gesamtraum ab, so 
bleibt ein nicht mit besonderer Autonomie versehener Stammkörper übrig, der 
nach diesem Ausscheiden der nunmehr autonomen fremdstämmigen Innenvölker 


TR E k E 
) Es handelt sich hier wohlverstanden nur um die der Verfassung zugrunde liegende Theorie; 

.. . . 3 
über das Innerrußland zum Einheitsstaat stempelnde tatsächliche Verfassungsleben vgl. meine $. 166 
Yyr 3 [ N > en z ; \ 

Anm, 20—22 genannte Schriften. — ?%) So erst neuestens wieder M. L. Schlesinger, Das bolsche- 


wistische Rußland, Breslau 1926. 
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heoretisch rein von Großrussen bewohnt wird und den wir deshalb „Großrussen- 
and“ nennen. Praktisch gesehen finden sich naturgemäß noch mehr oder minder 
Be fremde Volkssplitter in diesem Großrussenland, aber im großen und ganzen 
de ckt sich letzterer doch mit dem Siedlungsraum des Großrussentums, wie ein 
Vergleich unserer Kärtchen „Großrussenland“ und „Verbreitung des Großrussen- 
tums“ zeigt; allerdings mit zwei scheinbar großen Ausnahmen im nördlichen 
West- und Östsibirien. Was das nördliche Westsibirien betrifft, so ist hier eine 
bedeutsame Abweichung von der sonst folgerichtig durchgeführten Völkerschafts- 
politik nicht erfolgt, da die fraglichen Gebiete nur äußerst dünn von Samojeden, 
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Abb. 3. Bevölkerungsverteilung in Gesamtrußland nach A. Hettner: 
Grundzüge der Länderkunde II 


Ostjaken und Tungusen bevölkert sind. Nur unsere politischen Karten (also auch 
das Kärtchen „Großrussenland“) mit ihrer gleichen Farbengebung für stark und 
schwach besiedelte Gebiete sprechen jenen Völkerschaften eine übertrieben große 
raumpolitische Bedeutung zu und erwecken infolgedessen auch den Eindruck, als 
3b diese weiten Gegenden mit ihrer scheinbar großen Einwohnerschaft vom Groß- 
-ussentum unterdrückt würden. Daß dem aber nicht so ist, daß vielmehr der 
Srundsatz des kulturellen Völkerselbstbestimmungsrechtes in Großrussenland seine 
n räumlicher Hinsicht technisch weitmögliche Verkörperung erhalten hat, ergibt 
ich, wenn man das Kärtchen „Bevölkerungsverteilung in Gesamtrußland“ heran- 
ieht. Hinsichtlich der Tschuktschen und anderer im östlichsten Sibirien wohnen- 
len Fremdstämmigen gilt das Entsprechende. Aus dem Dargelegten ergibt sich 
ılso das Bestehen eines Staatswesens Großrussenland, für das man auch eigene 
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Behörden feststellen kann. Beginnt man aber die Untersuchung des innerrussisch 
Staatsrechtes von der Seite der Staatsorgane, so braucht man nicht mehr wie bis- 
her von der „ziemlich sonderbaren Lage)“ zu sprechen, die sich daraus ergebe, 
daß die vereinigten Volkskommissariate Innerrußlands auf einem größeren Gebiet 
(nämlich in ganz Innerrußland) amten als diejenigen, denen autonome Volks- 
kommissariate in den autonomen Gebilden entsprechen, und die wir nunmehr als 
ausschließlich für das durch geojuristische Untersuchungen gefundene Großrussen- 
land zuständige Staatsbehörden ansprechen dürfen. E 

Es ist hier unverhältnismäßig eingehend von den russischen Verhältnissen ge- 
sprochen worden, um an ihnen die Notwendigkeit und Erfolgsmöglichkeit der 
geojuristischen Betrachtungsweise im Staatsrecht klarzulegen. Ein anderes über- 
zeugendes Beispiel bietet das britische Weltreich mit seinen jeweils der geo- 
graphischen Lage und sonstigen geopolitischen Bedingungen angepaßten Ver- 
fassungen. Der südafrikanische Erstminister, General Smuts, sprach sich 1917 
folgendermaßen über das Reich aus: „Wir sind ein System von Staaten und 
Nationen. Es fehlt ein Wort, das jenes System treffend kennzeichnete, und es ist 
ein Irrtum, das alte Wort Staat darauf anzuwenden... Wir allein machen eine 
ganze Welt aus, die aus vielen Staaten, Nationen, Gemeinwesen aller Arten unter 
einer und derselben Flagge besteht. Wir sind ein System von Staaten; nicht ein 
unwandelbares, sondern in steter Bewegung stehendes System, das sich immer 
neuen Geschicken zu entwickelt.“ Hier kommt ganz deutlich zum Ausdruck, daß 
eine juristische Betrachtungsweise allein die schwierigen allbritischen Fragen 
nicht zu lösen vermag, und wenn der australische Erstminister Hughes 1921 
sagte, das Reich sei „tatsächlich ein empirisches alogisches Gebäude, das die Zeit 
und die Verhältnisse?°) herausgebildet haben“, so liegt darin eine stillschweigende: 
Aufforderung nicht nur zu verfassungsgeschichtlichen, auch zu geojuristischen Unter- 
suchungen. In der Tat wird man die zusammenfassenden wie die auseinandertreiben- 
den Kräfte des altbritischen Verfassungslebens und damit des gegenwärtigen Ver- 
fassungszustandes im britischen Weltreich erst erfassen können, wenn man die Gleich- 
bzw. Verschiedenartigkeit so vieler räumlichen Lebensgrundlagen und -belange: 
gehörig ins Auge faßt. Weiteres hierüber auszuführen muß sich der Verfasser 
leider an dieser Stelle versagen; es sei nur darauf hingewiesen, daß die Bundes- 
staatsbildung innerhalb der Dominien Kanada und Australien ebenfalls zu guten 
Teilen geojuristisch erklärt werden muß, vor allem in Australien, wo die seiner- 
zeit mangelnde Raumüberwindung der Wüsten ganz deutlich das Entstehen eines 


®) N. Timaschew, Grundzüge des sowjetrussischen Staatsrechts, Mannheim 1925, 9. 178. — 
”) Vom Verfasser gesperrt. Eine treffliche juristische Einleitung des Verhandlungsberichts der 
britischen Reichskonferenz von 1926 gibt K. Heck, Der Aufbau des britischen Reiches, Berlin und 
Leipzig 1927. Die beste, straff zusammengedrängte Gesamtdarstellung der britischen Weltfrage im 
Sinne unserer Ausführung bringt A. Demangeon, Das britische Weltreich, Berlin 1926; eine ganz 
knappe Darstellung geben meine „Die Verfassungen des Erdballs“, S. Agff. 
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'Einheitsstaates verhindert und zur Bildung eines Bitte gedrängt hat, aber 
‚auch in Kanada mit seinen raum- und bevölkerungspolitischen Problemen. Schließ- 
lich bietet das staatsrechtliche Auf und Ab in den britischen westindischen Inseln 
geradezu ein verkleinertes Ebenbild des großen Britischen Reiches, indem hier 
‚sorgfältig die den geographischen Bedingungen entsprechendste Staatsform, sei es 
Einheitsstaat, Bundesstaat, Staatenbund oder völlige Trennung, praktisch aus- 
probiert und darüber hinaus sogar die Frage, ob Kolonie oder Dominion, eifrig 
‚erörtert wird; auf die den geographischen Verhältnissen sorgfältig angepaßte staats- 
rechtliche Gliederung des neuseeländischen Imperiums hat der Verfasser schon 
an anderer Stelle hingewiesen ?”). 

Über die staatsrechtliche Gliederung (Bundesstaat—Einheitsstaat) hinaus wird 
man sogar für die Staatsform eine gewisse Erdgebundenheit und damit die Not- 
wendigkeit geojuristischer Untersuchungen feststellen können. So läßt sich die den 
Russen — wie verfassungsgeschichtliche Forschungen ergeben 28) — eigentümliche 
Staatsform der unumschränkten F ührergewalt aus der slawischen Scheu vor 
eigener Verantwortlichkeit des Einzelnen erklären. Noch deutlicher tritt die Raum- 
gebundenheit der Staatsform im britischen Weltreich hervor, wo wir in Groß- 
britannien die geschichtlich entstandene parlamentarische Monarchie, dagegen in 
den weißen Siedlungskolonien der gemäßigten Zonen, den sogenannten Dominien, 
„tatsächliche Freistaaten, in den schwarzen Nutzungskolonien der heißen Zone 
"mehr oder minder militärisch oder diplomatisch beherrschte Kolonialgebiete er- 
"blicken. Weiter hat erst kürzlich Erwin Ruck eingehend auf die geogra- 
phische Bedingtheit des Schweizer Verfassungslebens hingewiesen ®). Otto Koell- 
reutter3°) macht übrigens mit Recht darauf aufmerksam, daß die Herrschafts- 
formen andere sind für das Mutterland und die Kolonien, andere für Groß- und 
Kleinstaaten, für Inselstaaten und in ihren Grenzen von anderen Staaten einge- 
schlossenen Kontinentalstaaten; deshalb sind z. B. die Formen der Demokratie 
notwendig andere in der Schweiz, als in Deutschland, England oder den Ver- 
einigten Staaten, ist der englische Parlamentarismus ein anderer als der deutsche 
Parlamentarismus usw. Wie weitgehend die Art und Gestaltung des Staatsgebiets 
die Formung der Herrschaftsformen beeinflußt, zeigt gleich deutlich das Beispiel 


27) M. Langhans-Ratzeburg, Kleine Beiträge zum britischen Reichsrechte; I. Der Ausbau 
des neuseeländischen Imperiums. Zeitschrift für Völkerrecht Bd. XIV (1927), S. 272ff. — Vgl. dazu 
des Verfassers Kärtchen: Neuseeland, ein britisches Dominion vom Äquator bis zum Pol; Gothaisches 
Jahrbuch für Diplomatie, Verwaltung und Wirtschaft 1928, Tafel 3. — Auch des Verfassers Kärt- 
chen: Staatsrechtliche Sondergliederung der britischen Kanalinseln, ebenda Tafel 2, zeigt das geo- 
graphisch bedingte Nebeneinanderbestehen kleiner Inselfreistaaten (bailiwiks). — ?®) Vgl. M. Lang- 
hans-Ratzeburg, Vom Absolutismus zum Rätefreistaat, Leipzig 1925, 8. 40. — ®) E. Ruck, 
Verfassungsrecht und Verfassungsleben in der Schweiz. Zeitschrift für Politik Bd. 14 (1926), $. 289 ff. 
—- 3) O. Koellreutter, Artikel „Staat (allgemeine Staatslehre)“ im Handwörterbuch der Rechts- 
wissenschaft, hrsg. von F. Stier-Somlo und A. Elster. Bd. 3. Berlin, Leipzig 1927. 


172 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 2 


der unmittelbaren Demokratie, deren wirkliche Auswirkung nur in Kleinstaaten 
(Schweizer Kantone) möglich ist. s 

Darüber hinaus wird man, so überraschend es auch klingen mag, eine gewisse 
Erdgebundenheit des gesamten Systems der Staatsformen annehmen dürfen. Zu- 
nächst zeigt die Karte „Herrschaftsverteilung und Herrschaftsformen auf der Erde 
1914 und 1927“ (s. 8. 162, Anm. 14) die altbekannte Tatsache, daß die sogenannten 
Präsidentschaftsfreistaaten ®) eine typisch amerikanische Erscheinung sind und, 
abgesehen von Liberien, nirgends außerhalb der neuen Welt sich wiederfinden; 
bei genauerem Zusehen läßt sich aber von der Form der reinen Präsidentschafts- 
freistaaten, die, weil von den Vereinigten Staaten ausgehend, die Bezeichnung 
„nordamerikanisches System“ tragen, die Form der gemischt-parlamentarischen 
Präsidentschaftsfreistaaten unterscheiden, der, weil in Bolivien, Peru, Uruguay und 
Venezuela beheimatet, man den Namen „südamerikanisches System“ beilegen 
kann. Eine ganz auffallende Erscheinung ist weiter hinsichtlich der parlamenta- 
risch regierten Staaten zu bemerken: sie liegen alle in Europa; die Ausnahmen 
von diesem Satz können keine Bedeutung in diesem Zusammenhang gewinnen, 
da sie entweder nicht selbstbegründete Staatsformen haben, sondern diese bei ihrer 
Verselbständigung von ihrem europäischen Mutterland übernommen haben (so 
Südafrika, Australien, Neuseeland, Kanada), oder ihr parlamentarischer Innen- 
zustand auf sehr schwankendem Grunde steht (so Ägypten, China). Ohne den 
Dingen also irgendeinen Zwang anzutun, kann man die verschiedenen Staats- 
formen parlamentarisch regierter Staaten unter der Sammelbezeichnung „euro- 
päisches System“ zusammenfassen. Völlig klar tritt uns das Rätetum als eine 
typisch asiatische Erscheinung entgegen; die noch bestehenden souveränen Ein- 
herrschaften liegen in einem Halbkreis um den indischen Ozean; soweit sie sich 
aber in Südeuropa finden, wird man das nachstehend über den Fundamentalismus 
Gesagte beachten müssen. 

Endlich sei noch hingewiesen auf eine verfassungsrechtliche Entwicklung ver- 
schiedener europäischer Staaten in der jüngsten Gegenwart, die, weil noch nicht 
abgeschlossen, noch keine Aufnahme auf der Karte „Herrschaftsverteilung und 
Herrschaftsformen“ gefunden hat, nämlich jene Entwicklung, die verschiedentlich 
zu einer diktaturähnlichen Regierungsform geführt hat oder noch führen soll. 
Auch diese Regierungsformen sind erdgebunden. Es ist nämlich historisch nach- 
weisbar, daß der echte Parlamentarismus denjenigen Völkern am besten bekommt, 
deren Durchschnitt eine gewisse fundamentale Gleichartigkeit, eine naturwissen- 


°) Es ist an dieser Stelle unmöglich, die im folgenden gebrauchten staatsrechtlichen Ausdrücke 
zu erklären; vgl. Petermanns Geogr. Mitt. 1927, $. 258—a5g und „Die Verfassungen des Erdballs“ 
5. 9—11. Ausgezeichnete ausführliche Darstellungen über die Typen der demokratischen Regierung, 


allerdings ohne die hier gegebene feine einzelne Stufenzergliederung, gibt J. Bryce, Moderne 
Demokratien, Bd. 3, München 1926, $. 140 ff. 
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schaftlich und geschichtlich begründete Gleichrichtung der Instinkte aufweist. Es 
gibt nun eine ganze Anzahl Völker, die dieser inneren Ausgeglichenheit entbehren, 
fe aber mit Hilfe des modernen Fundamentalismus machtpolitisch herstellen 
wollen. Unter Fundamentalismus verstehen wir dabei die Hypothese, daß über 
die grundlegenden Fragen des nationalen Lebens die Debatte geschlossen sei, daß 
es folglich nur eine einzige anerkannte Partei geben könne, die damit aber schon 
aufhört, „Partei“ im üblichen Sinne des Wortes zu sein, da sie sich zutraut, die 
Ganzheit des Volkes und dessen ausschließlich denkbaren Zukunftswillen zu ver- 
körpern. Diese neue erdgebundene Regierungsform sehen wir vollendet oder sich 
entwickeln in Portugal, Spanien, Italien, Türkei, Bulgarien, Rumänien, Polen, 
Litauen und Rußland. 
Indem wir solche, wie es uns scheinen will, unzweifelhaften Fälle erdgebundenen 
Staatsrechts feststellen, also staatsrechtliche Dinge von geographischer Warte aus 
betrachten und vor allem bewerten, arbeiten wir geojuristisch, d. h. hier auf dem 
Gebiet des geographischen Staatsrechts, als dessen Zweckbestimmung eingangs u.a. 
festgestellt wurde: die Erklärung staatsrechtlicher Forschungsergebnisse mit geo- 
graphischen Arbeitsmitteln. Es versteht sich dabei von selbst, daß mit den an- 
geführten Beispielen noch nicht das letzte Wort gesprochen sein, sondern nur 
nur flüchtig angedeutet werden sollte, wie sich der Verfasser die praktische Aus- 
gestaltung des aufgeführten Theoriengebäudes denkt. Vor allem sollte ein Finger- 
zeig gegeben werden, in welchem Umfang denn nun die Geographie zur Schaffung 
eines geographischen Staatsrechts heranzuziehen sei. Wie sich aus dem dargelegten 
ergibt, brauchen die Juristen keine Verwässerung des staatsrechtlichen Gehalts 
und die Geographen nicht einen bedrohlichen Eingriff in ihre Wissenschaft zu 
fürchten. Es soll nicht die bislang bestehende hohe Trennungsmauer zwischen 
Staatsrecht und Geographie ganz weggerissen, sondern nur soweit abgetragen 
werden, daß man zum Nutzen beider auch einmal sehen kann, wie es auf der 
jeweils anderen Seite aussieht. Man soll also die Geographie nicht um der Geo- 
graphie willen und als Ganzes heranziehen, sondern nur als hochwillkommenes 
Mittel zur besseren Erkundung der natürlichen Erdgebundenheit des Staatsrechts. 

4. Unsere bisherigen Ausführungen enthielten die Forderung nach Erweiterung 
des staatsrechtlichen Gesichtskreises in geograpischer Richtung. Ebenso, das muß 
hier noch einmal 2) offen gesagt werden, fordern die Verhältnisse eine Befruch- 
tung der Kartographie durch wissenschaftliche staatsrechtliche Mitarbeit, und zwar 
auf dem Gebiet der politischen Karten. 

Die bisherigen politischen Karten zeigen einmal die politischen Grenzen und 
füllen die zwischen den Grenzen liegenden Flächen mit den Farben aus, die den 
fraglichen Staaten zukommen soll. Dieses Ausfüllen vollzieht sıch vollkommen 


32) Einige Punkte wurden schon hervorgehoben in den Begleitworten zur Karte der „Herrschafts- 


verteilung und Herrschaftsformen“, Petermanns Geogr. Mitt. 1927, $. 257. 
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schematisch: Tschechoslowakei ist Tschechoslowakei, die bis Anfang 1927 ganz 
außerordentliche Sonderstellung Karpathenrußlands 3) hat dabei nie Beachtung 
gefunden. Auf jeder politischen Karte zieht sich über das ganze Britische Reich 
die eine braune oder rote Farbe, bestenfalls nach Mutterland und Kolonien ge- 
tönt; in gänzlich falscher Farbengebung werden immer noch die britischen 
Dominien den bedeutungslosen Negerkolonien gleichgestellt, und die Karte er- 
weckt mit ihrer gleichen Farbengebung für (England,) Indien, Kanada und Nord- 
borneo den Eindruck einer britischen Reichseinheit, die in dieser Art gar nicht 
besteht. Die Unterscheidung zwischen Mutterland einerseits, Kolonien, Schutz- 
gebieten, Schutzstaaten und Schutzherrschaften andererseits kann keinesfalls ge- 
nügen, da sie, allgemein gesprochen, die oft feinen und trotzdem hochwichtigen 
staatsrechtlichen Unterschiede innerhalb der Räume von Mutterland und Außen- 
besitz nicht plastisch hervortreten lassen kann. Schließlich muß darauf aufmerk- 
sam gemacht werden, daß die bisher geübte Unterscheidung zwischen Mutter- 
land und Außenbesitzung auch noch aus einem anderen Grund staatsrechtlich 
unhaltbar ist. Denn häufig liegt ein Gebiet, geographisch betrachtet, außerhalb 
des eigentlichen Reiches, ist also im geographischen Sinn Außenbesitz, stellt aber 
staatsrechtlich, und das soll doch für die politische Karte entscheidend sein, einen 
in jeder Beziehung den übrigen Reichsverwaltungseinheiten gleiche Verwaltungs- 
einheit dar. So werden Madeira, die Azoren und Kanarien häufig als Außen- 
besitzung Portugals bzw. Spaniens betrachtet, und doch bilden sie staatsrechtlich 
ebenso Provinzen des Hauptlandes wie diejenigen auf der Pyrenäischen Halbinsel. 
Es gibt aber auch umgekehrte Fälle, in denen das Reich ein geschlossenes geo- 
graphisches Ganzes bildet und doch in mehrere staatsrechtlich ganz verschieden 
zu bewertende Teile zerfällt. Die politische Karte kümmert sich bisher darum 
nicht, sie gibt dem südlichen Argentinien die gleiche Farbe wie dem nördlichen, 
sie zieht um Nord- und Mittelaustralien das gleiche Farbenband wie um das 
übrige australische Festland und gibt dem Beschauer keine Möglichkeit, bildlich 
die ungeheuren staatsrechtlichen Unterschiede zu erfassen. 

Die Schwierigkeiten werden übrigens noch dadurch vermehrt, daß die moderne 
Kartographie um der Möglichkeit willen, gleichzeitig das Gelände zur Darstellung 
zu bringen, an Stelle des früheren Flächenkolorits das Randkolorit bevorzugt, für 
dessen Anwendungstechnik das soeben über das Flächenkolorit Gesagte entsprechend 
gilt. So gut man auch daran tun mag, das Gelände im politischen Bilde wider- 
spiegeln zu lassen, so darf man doch nicht zu weit-gehen und zu allen politischen, 
d. h. wesentlich staatsrechtlichen Karten das Randkolorit verwenden, mit dem 
man staatsrechtliche Unterschiede kaum oder gar nicht zum Ausdruck bringen 
kann. Ebenso wie bezeichnenderweise neuestens die geopolitische Karte wieder 


°) Vgl. M. Langhans-Ratzeburg, Die Stellung Karpathenrußlands in der Tschechoslowakei. 
Zeitschrift für osteurop. Recht 1927, 8. 74-86. 
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mit Flächenkolorit zu arbeiten beginnt, wäre das aus den angeführten Gründen 
wenigstens für einen Teil der staatsrechtlichen Karten dringend erwünscht. — 

. Der innere Grund für diese Mißstände ist zweifellos in dem Fehlen einer wissen- 
sch aftlich betriebenen Staatsrechtskartographie, in der bisher mangelnden Mitarbeit 
ler Staatsrechtler in Kartensachen zu suchen. Andererseits wäre es wünschens- 
wert, daß auch die Kartenherausgeber, das Gesagte beherzigend, die von staats- 
schtlicher Seite kommenden Forschungsergebnisse mehr als bisher verwerten 
and, falls solche fehlen, deren Erarbeitung anregen wollten; denn die den staats- 
rechtlichen Verschiedenheiten zugrunde liegenden Vertrags- und Gesetzesquellen 
sind häufig so verklausuliert oder derart schwer auffindbar, daß ihre Erschöpfung 
durch den Geographen selbst meist unmöglich sein wird. Empfehlenswert wäre 
ıch die Veranlassung kritischer Besprechung von Kartenwerken durch rechts- 
geographisch interessierte Staats- und Völkerrechtler, die, wenngleich nicht karten- 
hkundig, doch mancherlei wertvolle Fingerzeige geben könnten 3%). Staats- 
echtliche Mindestforderung muß auf jeden Fall sein, auf jeder Karte, soweit es 
ihr Maßstab erlaubt, die Herrschaftsverteilung ablesen zu können), d. h. die 
Karte muß deutlich die Gebiete mit souveräner Staatsgewalt (Gebiete, die ent- 


jprechend ihrer Bevölkerungsstärke am Zustandekommen des staatlichen Gesamt- 


willens mitwirken können und überwiegende Selbstbestimmung im Innern ge- 
mießen) und die ohne solche unterscheiden; zu letzteren gehören die mit noch so 
weitgehender Selbstverwaltung ausgestatteten, aber zur Beteiligung an der Reichs- 
willensbildung nicht berechtigten Außenbesitzungen sowie die kommissarisch 
oder ähnlich verwalteten Staatsgebiete, Territorien, Bezirke usw., auch wenn sie 
dem souveränen Staatskörper unmittelbar eingegliedert sind. Den vielleicht von 
kartographischer Seite kommenden Einwurf, diese Forderungen seien undurch- 
führbar graue Theorie, dürfte die „Neue politische Karte der Erdteile auf staats- 
und völkerrechtlicher Grundlage“ sofort entkräften. 

5. Schon verschiedentlich klang durch unsere Ausführungen ein geopolitischer 
Ton durch, und es ist wohl nicht zuviel behauptet, daß man neben dem geo- 
graphischen Völkerrecht auch das geographische Staatsrecht als Erkennt- 
nisquelle der Geopolitik erfassen muß. Es seien hier einige auffallende Tat- 


sachen hervorgehoben 3®), 


34) So bearbeitete der Verfasser die Blätter Osteuropa, Asien und Südasien in dem großen nieder- 
ländischen „Bos-Niermeyer, Schoolatlas der geheele Aarde“, hrg. v. B. A. Kwast, Gröningen 
1927 (s. dessen Vorwort). Man beachte auch die neuesten Auflagen von Justus Perthes Taschen- 
atlas der ganzen Welt. — 35) Sie ist erstmalig versucht auf meiner Karte der „Herrschaftsvertei- 
lung und Herrschaftsformen“, Petermanns Geogr. Mitt. ı927, Tafel 14 (die ihrerseits wieder 
beruht auf meiner „Karte des Selbstbestimmungsrechts der Völker“, Petermanns Geogr. Mitt. 1926, 
Tafel ı), endgültig durchgeführt auf meiner „Neuen politischen Karte der Erdteile auf staats- 
und völkerrechtlicher Grundlage“, Petermanns Geogr. Mitt. 1928, Tafel ı (vgl. ihre Besprechung 
oben S. 164). — 3°) Es erfolgt in Anlehnung an meine geojuristischen Karten. 
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Das Studium des Staats- und Verwaltungsrechts der verschiedenen südameri- 
kanischen Staaten ergibt, daß diese nicht einheitlich in sich geschlossene Staats- 
körper sind, sondern daß neben dem jeweils herrschenden Landesteil auch noch 
Gebiete bestehen, deren Bevölkerung nicht an der Reichswillenbildung teilnehmen 
kann, nämlich die argentinischen Gobernaciones La Pampa, Neuquen, Chubut, Santa 
Cruz und die argentinischen Territorien Chaco, Feuerland, Formosa, Los Andes, 
Misiones, Rio Negro, das chilenische 
Territorium Magallanes, die boli- 
vischen Kolonisationsgebiete Noroe- 
ste, Oriente, el Chaco, das brasilische 
Nationalgebiet Acre, die drei Militär- 
bezirke von Paraguay, die ekuado- 
rischen Schildkröteninseln, die ko- 
lumbischen Intendanzien Choco, 
Meta, San Andres y Providencia und 
kolumbischen Kommissariate Arau- 
ca, Caquetä, Goajira, Putumayo, 
Uaupes, Vichada, sowie die vene- 
zuelischen Territorien Amazonas, 
Delta-Amacuro. Bedeckt man nun 
alle diese Gebiete auf unserem Kärt- 
chen mit gleichen Schraffen, so er- 
gibt sich die überraschende Tat- 
sache, daß diese Gebiete einen, wenn 
auch ab und zu unterbrochenen, 
so doch deutlich wahrnehmbaren 
Raumgürtel bilden, der, von Feuer- 
land am Ostfuß der Kordilleren und 
Gebiete ohne souveräne Staatsgewalt Anden hinziehend, sich bis zu den 
nach M. Langhans: Karte des Selbstbestimmungs- westindischen Inseln erstreckt. Die- 
rechtes der Völker ser Raumgürtel umfaßt das Haupt- 
siedlungsgebiet der Eingeborenen 
und bedeutet daher eine starke innerpolitische Gefahrzone für die sich in ihn 
teilenden Staaten und stellt gleichzeitig den Kampfgegenstand dar, um den 
letztere ringen, bedeutet also eines der wichtigen geopolitischen Probleme Süd- 
amerikas. 


Deutlich lassen die geojuristischen Karten den politischen Kolonialcharakteı 
des Erdteils Afrıka und die Randlage seiner weniger selbständigen Staaten hervor- 
treten; auch bestätigen sie die finanziell und historisch begründete Abhängigkeit 
Liberiens von den Vereinigten Staaten von Amerika durch den auffallender 


I: 


4 "Eine rang unseres Kärtchens „ Ba raade zeigt uns das oben durch 
Beojurisische Untersuchungen entdeckte Großrussenland als Kernstück und Rück- 
zrat des gesamtrussischen Reiches, das es vom äußersten Westen bis zum fernsten 
Beten durchzieht und in allen seinen Teilen geopolitisch beherrscht. Es besteht 
aus drei Hauptblöcken, dem europäischen, mittelasiatischen und fernöstlichen, 
die miteinander durch schmale Korridore verbunden sind. Der erste Hauptblock 
umfaßt das großrussische Kernland zwischen dem Weißen Meer und dem unteren 
Donknie, zwischen der Linie Leningrad—Smolensk—Kursk und der mittleren Wolga. 
Von hier aus eröffnet sich der Zugang zum Schwarzen Meer und dem groß- 
russischen Nordkaukasien vermittels eines Donkorridors zwischen der Ukraine 
und dem autonomen Kalmückengebiet, ein weiterer Zugang zum Kaspisee ver- 
mittels eines schmalen Wolgakorridors zwischen dem Kalmückengebiet und dem 
autonomen Kosakenrätestaat. Schließlich führen zwei Zugänge nach Sibirien, 
einmal über einen sehr engen, am oberen Uralfluß hinziehenden Orenburger 
Korridor zwischen Kosaken- und Baschkirenstaat — dieser Korridor ist wohl 
weniger errichtet wegen der verhältnismäßig wenigen, allerdings in absoluter 
Mehrheit in ihm wohnenden Großrussen, als offensichtlich zur Trennung der 
‚nohammedanischen Wolga-Turkvölker (Baschkiren, Tataren) von den gleich- 
'rassigen und gleichgläubigen Kosaken; er ähnelt also in seiner geopolitischen 
Anlage der indischen Nordwestgrenzprovinz Lord Curzons — sowie über einen 
breiteren Permer Korridor zwischen dem autonomen Wotjaken- und Syrjänen- 
gebiet. Der sibirische Hauptblock Großrussenlands füllt Westsibirien von der 
großsibirischen Eisenbahn bis an die Küsten des nördlichen Eismeers. Von ihm 
führt ein schmaler Amurkorridor zwischen dem autonomen Jakutenstaat einer- 
seits, Burjäten-Mongolenstaat, äußerer Mongolei und Mandschurei andererseits 
nach dem dritten, dem fernöstlichen Hauptblock, der die ihm zunächst scheinbar 
abgehendeGeschlossenheit der anderen Blöcke erhält, wenn man sich vorstellt, daß das 
Öchotsker Meer tatsächlich ein großrussisches Binnenmeer ist. — Beim Vergleich 
der Karten der Herrschaftsformen 1914 und 1927 tritt dem Beschauer lebhaft 
vor die Augen, wie sehr Gesamtrußland (SSSR) nicht nur räumlich, sondern 
auch durch seine bolschewistische Staatsform zu einem asiatischen Staat, zu einem 
Großsibirien geworden ist. 

Die Zahl dieser beliebig vermehrbaren geopolitisch bemerkenswerten Beobach- 
| tungen scheint uns doch deutlich zu lehren, ein wie treffliches Arbeitsmittel für 
Geopolitik die vom geographischen Staatsrecht gut beratenen Karten sind und 
welche große Bedeutung, gerade vom geopolitischen Standpunkt aus bewertet, der 
Pflege des geographischen Staatsrechts zukommt. 
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Ausländern, welche die Deutschen kennenlernen, fällt es schwer, die richtigen 
Maßstäbe zu ihrer Beurteilung zu gewinnen. Das Widerspruchsvolle im deutschen 
Volkscharakter fällt ihnen stets auf. Es kommt jedoch meist nicht bei Darstellungen 
des deutschen Wesens durch Ausländer zur Auflösung. Denn wer kann in die Geschichte 
der Charakterentwicklung noch dazu eines fremden Volkes eindringen? Daher eine Fülle 
von schiefen Urteilen. So wird die Neigung des Deutschen zum Ordnen stets zuerst be- 
merkt und je nach der Voreinstellung des Urteilenden als Organisationstalent gelobt 
oder als Pedanterie getadelt. In der Tat ist diese Neigung zum Ordnen — auf geistigem 
Gebiete zur Systematik, auf anderem Gebiete zur Organisation — fraglos vorhanden. Ist 
sie aber eine Ureigenschaft der Deutschen und des deutschen Geistes? Wohl nicht. Im 
Mittelalter kennen wir sie kaum, zum wenigsten nicht in ihren Extremen. Eigentlich 
wird sie erst mit dem 3o jährigen Kriege herrschend, zunächst bei den Gelehrten, um 
dann im ı8. Jahrhundert beginnend in Staat und Heer, im 19. Jahrhundert ungefähr 
auf allen Lebensgebieten stark in den Vordergrund zu rücken. Dieser Sinn für das 
Ordnen scheint also mehr eine erworbene Eigenschaft zu sein, ein Erzeugnis bewußter 
Erziehung oder Selbsterziehung. Ursprünglich scheint vielmehr das Gegenteil der Fall 
gewesen zu sein: ein grenzenloses Schweifen des Geistes, der einer zu Formlosigkeit ent- 
artenden Formenfülle in den Beziehungen der Deutschen untereinander entspricht. Die 
Weite des geistigen Blickes dürfen wir wohl irgendwie für eine ursprüngliche oder doch 
sehr früh erworbene Eigenschaft des Deutschen ansehen, dessen Reich, das Heilige 
Römische Reich Deutscher Nation keine festen Grenzen hatte, das nicht straff aufgebaut 
war, das die Mitte der damaligen Welt (soweit sie in der Vorstellung der abendländischen 
Völker lebte) einnahm, das viele Landschaftsformen und Klimate umfaßte, das von dem 
universalistischen Gedanken beherrscht war. („Die Freiheit ist in den Wäldern Ger- 
maniens geboren.“ Montesquieu drückte damit einen Gegensatz deutschen und fran- 
zösischen Wesens des Renaissance-Zeitalters aus.) 

Nun sind aber die Deutschen gelegentlich in der Selbstbegrenzung ihrer Freiheit 
über alles erträgliche Maß hinausgegangen, nach den verschiedensten Richtungen hin. 
Hier interessiert nur eine: die geistige Selbstbegrenzung. Es gibt wohl kein großes 
Kulturvolk der Erde, bei dem Wissenschaft, Kunst, Unterhaltung, politische Betrach- 
tung so sauber und folgerichtig geschieden wäre. Sowohl nach der Darstellungsform 
als auch nach den Inhalten. So hat das gelehrte Buch einen eigenen Typus, und wer 
als Gelehrter von diesem Typus abzuweichen wagt, wer nicht die nötigen Fußnoten 
und den sonstigen gelehrten Apparat bringt, ist des Dilettantismus verdächtig. Wer 
ein literarisches Buch mit sachlichen Inhalten schreibt, verstieß — jedenfalls in den 
abgelaufenen 30 Jahren — in literarischen Kreisen gegen die Etikette, denn er über- 
stieg die selbstgezogenen Grenzen einer Lehrmeinung, die sich mit dem Schlagwort 
l’art pour l’art vom Gegenständlichen befreit zu haben glaubte. Die zahllosen Rich- 
tungen unserer bildenden Kunst sind auch nichts als Selbstbegrenzungen bestimmter 
Kreise. Es sind Einengungen der großen schaffenden Persönlichkeit. Am ärgsten 
wirkten sie sich innerhalb der Wissenschaft wiederum aus. Praktisch besteht sie aus 
Fächern, die eine verteufelte Ähnlichkeit mit den Zünften und ihrem Zunftabschluß 
haben (wenigstens war dies vor kurzem noch so). Das „Fach“ ist durch Hochschule 
oder in neuerer Zeit durch Forschungsstätten anerkannt. Neben die überkommenen 
Fächer treten freilich allmählich neue, die um Anerkennung ringen und die erst als 
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1 wertig gelten, wenn ein Lehr- oder Forschungsauftrag für sie gegeben ist. Bis dahin 
ese Gebiete zu beackern, ist gefährlich. Der junge Gelehrte, der dies tut, verdirbt 
ch seine Zukunft oder er gefährdet sie, wenn er „irrlichtert“. Gelobt wird-nur der, 
er Erfolg hat und sich durchzusetzen vermag. So kommt es, daß die Grenzgebiete, 
z vohl zwischen den Wissenschaften als auch zwischen dieser und den übrigen Wissens- 
ormen des deutschen Volkes unbeackert sind: terra incognita, mit Gestrüpp bedeckt 
:wischen den wohlangebauten Feldern der anerkannten Gebiete. Hart neben dem über- 
4 epflegten Gartenbau, auf fast erschöpftem Boden, steht Urwald auf jungfräulichem 
band, durch den höchstens Wildpfade führen. 

Doch genug der Vergleiche. In jüngster Zeit scheint manches anders zu werden. 
Sewisse Schranken fallen. Das Sehen der Deutschen erweitert sich wieder, und im 
Deutschen von 1927 werden wieder Grundeigenschaften seines Volkes lebendig. Neben 
lie atomistische Spezialforschung, deren Leistung nicht geschmälert sein soll, deren 
srenzen aber erkannt worden sind, tritt langsam wieder Synthese, die Schau aufs Ganze. 
Die geistigen Erschütterungen des Weltkrieges und des Zusammenbruches wirken sich 
allmählich aus. Langsam, sehr langsam. Ein Zeugnis dafür ist das jüngste Buch, das 
ans Karl Haushofer geschenkt hat, der schon mit seiner Person über die Wände 
hinwegreicht als General und Universitätsprofessor. Als Soldat und Geograph hatte 
er uns bisher in seinen früheren Werken den Fernen Osten geschildert. Heute tritt 
er mitten in die Probleme der abendländischen Welt und des deutschen Volkes. 
Sein neuestes Buch zeigt uns die „Grenzen in ihrer geographischen und politischen 
edeutung“). Auf dies Buch paßt kein Schema, und so entzieht es sich auch prak- 
isch jeder Einordnung in bestehende Klischees. Gewiß ist es wissenschaftlich, ja die 
etzten 75 Seiten enthalten „nur“ den Apparat, das heißt den Nachweis für benutztes 
and empfohlenes Schrifttum über die Grenzen und ein Ortsnamen- und Sachregister. 
%2 Kartenskizzen, die übrigens nicht einheitlich sind, geben dem Buch einen geo- 
politischen Charakter. Diese Skizzen stammen zum Teil von der Hand des Verfassers. 
Gerade sie haben einen ganz besonderen — handschriftlichen — Reiz, wie zum Beispiel die 
entzückende Skizze auf Seite 43, die der Verfasser „Grenzaufriß eines Hochtales“ 
nennt. Dann finden wir — das dürfte die überwiegende Mehrheit sein — Zeichnungen 
von Arnold Hillen Ziegfeld, über deren Vorzüge an dieser Stelle etwas zu sagen 
iberflüssig ist. Die Zusammenarbeit von Ziegfeld und Haushofer gibt zumeist etwas 
besonders Gutes, und es ist ein Vergnügen für Feinschmecker auf kartographischem 
‘Gebiet, jene Zeichnungen herauszusuchen, die die Doppelsignatur Ziegfelds und Haus- 
!hofers nebeneinander tragen. Dazu kommen Zeichnungen aus anderen Federn, teils 
aus wissenschaftlichen Werken anderer, welche in der Qualität stark abfallen. End- 
lich die eine oder andere gute politisch-geographische Karrikatur. (Bei einer Neu- 
auflage erbitten wir dringend eine eingehendere Beschriftung der Karten. Nur ein Teil 
‚der Unterschriften genügt, um den, der zunächst einmal das Buch durchsieht, ins 
"Bild zu setzen. Andere bleiben unverständlich. Es bedarf erst eines längeren Suchens 
lim Texte, ja zum Teil weit entfernt in den Anmerkungen, ehe man dahinterkommt, 
|was gemeint ist. Verfasser und Verleger sollten in Deutschland grundsätzliche Er- 
‘wägungen darüber anstellen, welche Rolle der Bildbeigabe zufällt. Gottlob werden 
solche Bücher, denen nette Bilder bloß zur Ausschmückung irgendwo angehängt wer- 
\den, immer seltener. Gerade die geopolitische Betrachtungsweise, für deren Einfüh- 
jrung in Deutschland Karl Haushofer das meiste getan hat, verbindet Skizze und 


1) Kurt Vowinckel Verlag, Berlin-Grunewald, 1928, Leinen M. 18.—. 
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Text unlöslich miteinander. Sie schafft daraus eine künstlerische Einheit. Aber trotz- 
dem sollte aus psychologischen Gründen dem eiligen Leser doch die Konzession gemacht 
werden, daß für ihn auch sorgfältige Sondererklärungen eindeutig die Absicht der Text- 
karte feststellen. Das Werbende eines solchen Verfahrens liegt auf der Hand. Denn die 
Karte ist ja nicht nur die Erläuterung des Textes, sondern gewissermaßen das Schau- 
fenster, welches Ausschnitteder im Buche verborgenen Schätze in heller Beleuchtung zeigt.) 

Nun zum Inhalt. In der Tat setzt er einen Berichterstatter in arge Verlegenheit. 
Denn er läßt sich nicht mit kurzen Worten angeben; Vergleiche stehen nicht zur 
Verfügung. Karl Haushofer beleuchtet das Problem der Grenze von allen Seiten und 
nicht nur mit wissenschaftlichen Mitteln. Der deutsch empfindende Mensch, der be- 
wußt deutschpolitisch Fühlende, der Europäer, der Künstler-Dichter, alle diese Eigen- 
schaften Haushofers vereinigen sich und schaffen ein Etwas, das in tausend Facetten 
spiegelt, das nicht nur wissenschaftlich und politisch, sondern auch literarisch ist, 
das sich gut liest. Zunächst gibt er ein Bild der Grenzen. Darunter fast alles, was 
mit den Grenzen auf der Erde objektiv bestimmbar und — sagen wir — in irgend- 
einem Sinn kartographisch festlegbar ist. (Insofern ist also der Begriff Grenze ein- 
geengt. Offenbar mit Absicht ist das an sich reizvolle Thema der Grenzgebiete im 
Geistigen nur gelegentlich gestreift.) Die ersten Kapitel behandeln, von der Grenze ın 
der geographischen Anschauung ausgehend, ungefähr alles, bis zum politischen Grenz- 
instinkt und zum Grenzbewußtsein. Die Grenzproblematik der Grenzempirie im bio- 
geographischen Sinne und die Spannung zwischen dem Lebensdrang und der Grenz- 
setzung sind eingehend behandelt. Daran schließt sich eine Betrachtung der, ach so 
dürftigen Grenzliteratur der Deutschen und der reicheren der Franzosen und Engländer. 

Die nächsten Kapitel handeln von den natürlichen Grenzen der verschiedensten 
Art und ihrer Psychologie. Dann folgt ein ‚höchst lehrreicher Abschnitt von der Kunst 
des Grenzziehens, in dem die reichen Lebenserfahrungen des Verfassers niedergelegt 
sind. Er sei allen Staatsmännern und Politikern ebenso warm ans Herz gelegt wie 
die anschließende Betrachtung des Verhältnisses von Natur- und Geisteswelt zur bio- 
logisch richtigen Grenze. Sie fängt mit einem fabelhaften Satze an, der hier mit- 
geteilt sei: „Von der Unfähigkeit der reinen Geisteswissenschaften (Theologie, Juris- 
prudenz, bodenentwurzelte oder bodenscheue Staatswissenschaften) biologisch richtige, 
d. h. einigermaßen auf Jahrhunderte haltbare (säkulare, stabile) und umformungs- 
fähige (evolutionäre) statt biologisch falsche, labile und deshalb unvermeidliche, 
Kriege und Umstürze erzeugende Grenzen zu schaffen, zeugt das bisherige Schicksal 
der Erde, Europas im besonderen: denn deren Vertreter waren es, die bisher die 
maßgebende Stimme bei ihrer Festsetzung hatten.“ 

Einen neuen Abschnitt stellt das ı1. Kapitel dar, welches der Erziehung zum 
Grenzgefühl für kulturgeographische, politische, wirtschaftsgeographische, wissen- 
schaftliche, Wehr-, Verkehrs- und andere naturentlehnte oder willkürliche Grenzen 
gewidmet ist. Mit dem 12. Kapitel beginnt die eigentliche Lehre. Sie handelt von 
den künstlichen Grenzen, von der Abstufung der Grenze nach ihrem politischen 
Gewicht und ihrem Werdegang. Sie wertet nach Qualität und Typen: Wasserlauf- 
grenze, Höhengrenze, Vegetationsgrenze, Leitpflanzengrenze, Tier- und Menschen- 
Rassengrenze, werden eingehend behandelt. Das ist der eigentlich geopolitische Ab- 
schnitt des Buches, der rund 100 Seiten einnimmt. Ihm folgen Betrachtungen über die 
Grenzverlegung in ihren politisch-geographischen Formen und Ursachen (Unter- 
wanderung, Auftrieb, Druck und Stoß). Ein Abschnitt über Grenzwehr und Wehr- 
grenze schöpft aus dem Erfahrungsschatz des alten Soldaten und findet seine natür- 
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che Fortsetzung in einer kulturgeographischen und politischen Darstellung der eigent- 
chen Grenzorganisation. Erst auf Seite 242 beginnt die Darstellung der Grenzen des 
eu tschen Volkes und des Deutschen Reiches. Hier werden Folgerungen gezogen, welche 
® Stichworte: Grenzringen, Grenzkampf und wissenschaftlicher Grenzschutz am 
desten kennzeichnen. Die Bedeutung geopolitischer Betrachtungsweise für die grenz- 
leutschen Probleme und eine Zukunftsbetrachtung schließen dieses einzigartige Buch 
ler deutschen Geistesgeschichte, das auszuschöpfen die Arbeit der kommenden Zeit sein 
wird. Haushofer wird in vielem lebhaftem Widerspruch begegnen. Die Offenheit, mit 
ler er gewisse Folgerungen zieht, wird die Philister auf den verschiedenen Thronen 
echt peinlich berühren. Das schadet nichts. Denn gerade seine Rücksichtslosigkeit 
st aufbauend. So möchte ich wünschen, daß es eine höhere Macht gäbe, die in Lage wäre, 
zu erzwingen, daß die Karten des Deutschen Reiches 23, 27 und 28, welche, immer 
vom militärgeographischen Gesichtspunkte, die Bestimmungen des Versailler Ver- 
rages darstellen, in jedem Raume hingen, in dem Deutsche miteinander über politische 
Dinge zu beraten haben. Die eine handelt vom deutschen Restschutzraum, die dritte 
stellt den Fremdfeuerbereich über Süddeutschland dar nach dem Stande der heutigen 
euerwaffentechnik, und die zweite nennt sich Reichsumzug und -Verluste. Hier ist 
über die übliche Darstellungsweise hinaus) die Entwaffnungszone, welche ja fast ganz 
Süddeutschland und die größten Teile Schlesiens und Ostpreußens sowie das linke und 
einen Teil des rechten Rheinufers umfaßt, uns höchst anschaulich vor Augen geführt: 
Der Philosoph wird zum Mahner. 

Soviel über den Inhalt. Seine Wiedergabe ist gewiß nur kümmerlich. Sie kann 
nicht anders sein. Wem sie nicht genügt, der nehme das Buch selber zur Hand und 
setze sich mit ihm auseinander. Über einzelne Probleme behält es sich der Verfasser 
dieses Berichtes auch noch vor. 


K. HAUSHOFER: 
ITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


| rifith Taylor: „Environment and Race.“ A Bevölkerungs-Politik um den Pazifik zuerst erwies, 
Study of the Evolution, Migration, Settle- 


ment and Status of the Races of Man. Lon- 


zusammenbauend die Schlußfolgerungen eines un- 
gewöhnlich reichen Forscher- und Gelehrten- 
don 1927. Humphrey Milford. Oxford Uni- Lebens gezogen. Ihr Hauptwert liegt im Herein- 
versity Press. 93 Textfiguren, 6 Karten und fügen australischer, indischer und ostasiatischer 


Rassentafeln. Erfahrungen, des ganzen Monsunländerkreises in 


Dieses hervorragende Werk — gewiß in seinen 
letzten Schlüssen erdumspannend, aber in seiner 
nlage und seinen ersten Anregungen auf indo- 
begründet — 


yazifische Erfahrungen zumeist 
auß hier an erster Stelle genannt werden. Hier 
ind von einem Mann, der sein geopolitisches 
Können in der Praxis, bei der Ermittlung der 
undeshauptstadt-Lage für Australien und bei 
einer Mitwirkung in den großen pazifischen Kon- 
sressen zum Ausgleich der Rassen-Reibungen und 


wissenschaftlicher Begründung einer positiven 


das uns im Westen viel geläufigere Rassen- und 
Wanderbild der Geschichte des Abendlandes und 
einer darauf fußenden großzügigen Erklärung 
dieser Dynamik aus Grundzügen und Verände- 
rungen der Umwelt. 

So ist diese durch und durch geopolitische 
Arbeit ein außerordentlich wertvoller Beitrag 
gerade für die in Europa am wenigsten bekann- 
ten Untermauerungen für eine politisch-wissen- 
schaftliche Behandlung des Hauptproblems der 
physischen Anthropogeographie, wie sie A. Penck 
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fordert, aber zugleich ein wertvolles Handbuch 
für den Staatsmann, der in die Rassen-Tatsachen 
der Weltpolitik in kürzester Form Einblick sucht, 
und gerade in den Teil, der aus dem deutschen 
Schrifttum weniger leicht zugänglich ist. Dieses 
Buch über Umwelt und Rasse dürfte nicht nur 
in keiner Bücherei fehlen, die Anspruch auf an- 
thropogeographische Vollständigkeit macht, son- 
dern es verdient vor allem auch seinen Platz auf 
Reichweite bei dem praktischen Staatsmann, der 
mit der wissenschaftlichen Phraseologie künftiger 
Wanderämterin Genf, panpazifischer Kongresse, von 
Rassenschutz-Gesetzgebungen und den gegen sie 
angehenden farbigen oder sonst rassenmäßig unter- 
werteten Völkern zu tun hat, als die wertvollste 
jüngste Zusammenfassung der Anschauungen des 
Angelsachsentums über Rassenverteilungs- und 
Raumzukunfts-Fragen der Erde. 

Nächst dem bedeutenden Raum- und Rassen- 
Werk des führenden australischen Raumdenkers 
sei angereiht, weil das unmittelbare Arbeitsfeld 
des Australiers darin berührt wird: 

Dr. Walter Geisler: „Durch Australiens Wild- 
nis.“ Halle a. d. Saale ıg928, ı85 Abb., 
a Karten, Buchhdlg. d. Waisenhauses, Halle. 

Eine außerordentlich treffsichere Auswahl der 
am meisten überzeugenden aus mehr als drei- 
tausend Aufnahmen, anschauliche und lebendige 
Darstellungskunst, Herausgreifen des für austra- 
lische Reisetechnik kennzeichnenden Binnen- 
Ausschnitts sind die Vorzüge dieses Vorläufers 
eines großen Reisewerks. Aus der vollen Un- 
mittelbarkeit der frischen Eindrücke geschöpft, 
ermöglicht er, auf neueste deutsche Beobachtung 
gestützt, ein Anschauungsurteil über die wich- 
tigste Frage des jüngst besiedelten, aber vielleicht 
ältesten Erdteils: die 
zwischen seinem fast überkultivierten Südosten, 
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mit den zwei Millionen-Städten Sidney und Mel- 
bourne, mit ihrer hochentwickelten, aber küsten- 
haftenden Zivilisation, und dem weiten, leeren 
Land, das auch in seinen reichen tropischen Tei- 
len — dank der Strenge des „White Australia“- 
Grundsatzes — ohne die Arbeitskräfte bleiben 
muß, die es aus seiner Binnenstarre er- 
lösen könnten. Das ist der große Reiz von Geis- 
lers erstem Reisewerk, daß hinter dem anmutigen 


Geplauder des gewandten Erzählers überall die 
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großen und strengen Fragen des kundigen An 
thropogeographen, der Macht und Wirtschaf 
deutlich gezeigt werden, ohne doch in dem Reise 
land verstimmend wirken zu müssen — über 
zeugend einfach aus der Wucht des Erlebteı 
heraus, aus der Sprache der Tatsachen, den zwang 
losen, geschickt herausgeholten Mitteilungen de 

Landeseinwohner und Landeskundigen. Aber di: 

Eigenart des Australiers wie der Reste der Ur 

bevölkerung tritt aus dieser Schilderungsweis 

unmittelbarer, echter und greifbarer hervor, al 
aus einer strengeren Darstellungsform, in der de 

Reiz der ersten Eindrücke verwischt wäre. $ı 

begrüßen wir gerade in dieser Form der Schil 

derung eine glückliche Ergänzung zu den austra 
lischen Arbeiten, die wir früher nannten, de) 

Studie über Verstädterung in diesem Heft, un« 

ein wertvolles Werkzeug zur Erlangung leben 

diger Vorstellungen über Australien, zum letzter 

Schliff des anderwärts gewonnenen geopolitischer 

Urteils über das rohstoffreiche, menschenarme 

zu weite Land. 

Botts Handwörterbuch des Kaufmanns. Lexikor 
für Handel und Industrie V. Bd., Schr.-Z 
und Ergänzungen. Hanseatische Verlagsge 
sellschaft Hamburg und Berlin. 

Mit dem fünften Band des ausgezeichnet un« 
nach großen Richtlinien durchorganisierten Wer 
kes ist nicht nur ein unentbehrliches Nachschlage 
buch für den praktisch in Handel und Industri' 
stehenden Führer wie Helfer zu einem vorläu 
figen Abschluß gekommen, sondern auch ein von 
zügliches Hilfswerkzeug der Geopolitik. Wenig; 
werden auf so beschränktem Raum so sehr der Dy 
namik nicht nur des Handelsund.der Wirtschaft, son 
dern auch der davon untrennbaren, der politische: 
Erdkunde und der Geopolitik gerecht. Daz: 
kommt ein bis zuletzt durchgehaltener sparsameı 
aber methodisch folgerichtiger Stil im Karten 
gebrauch, für einzelne wichtige Gebiete, wie dil 
Rohstoff-Vorkommen. Gewissen sprunghaften Ei 
scheinungen kann — bei der Zeitdauer seiner Zu 
sammenstellung — selbst ein solches Werk nicH 
gerecht werden; daher der sehr zu begrüßend 
Entschluß, bald mit Ergänzungsbänden auf der 
Platz zu sein. Manches notwendige Zurückbleibe: 
ist dabei einfach Abschlußfrage. Singapore stell 
als Stadt 1921 mit 259610 E., als Mitglied du 


its (von Rathjens behandelt) mit 349825 E. in 
hnung; aber kein Sammelwerk kann dem rasen- 
; Emporschnellen der heute über 600000 E. 
enden, Hongkongs Handelsziffern wie die der 
iederländisch-indischen Häfen niederringenden 
Empore im gleichen Tempo folgen. Darum emp- 
fehlen sich vielleicht doch, nach der Art von 
Banses Geogr. Lexikon, ein paar kennzeichnende 
eiworte in solchen Fällen: „Rascher Bev.-Auf- 
schwung bei größter Rassenmischung unter Vor- 


Wesentliche, bei zwei Drittel Chinesen, einem 
echstel: Malaien, einem Sechstel Rassendurch- 
einander und 5000 Weißen. Das gibt das Ge- 
präge, nicht 100000 E. auf oder ab. Das Riesen- 
wachstum von Shanghai mit mehr als 30°/, 


d. 28 Mill. T. liegt gerade zwischen 1924 und 
1927, also der Frist zwischen Ablieferung und 
Erscheinen der Beiträge — nur um eine der un- 
geheuren Schwierigkeiten einer solchen Leistung 
zu zeigen und um so mehr anzuerkennen, was 
geschafft wurde. Welche lebendige Wucht steckt 
z. B. in dem Schlagwort „Seeschiffahrt“! Auch 
„Seehafen-Vergieichs-Statistik“ ver- 
raten den Genius des Ortes, wo sie entstanden, 


„Seerecht“, 


wenn auch die Angaben das Vordringen von New 
York (37), Shanghai (28) vor Europa (21, 19, 16 
Mill. T.) noch nicht so.hervortreten lassen, wie es 
1927 enthüllte. Wie scharf neueste Entwicklungen 
verfolgt werden, beweist dem Kundigen die Erwäh- 
nung des eigenartigen Flugwesens in Siam mit 
seiner unverhältnismäßig hohen (durch Frankreich 
geförderten) Entwicklung! Gern hätte man etwa 
ähnlich die Erscheinung des Urbanismus, der 
Verstädterung in Großbritannien und Deutschland 
wie Australien und den Vereinigten Staaten, 
neuerdings sogar in den Sowjets berührt gesehen. 
Im Aufsatz über Siedlungswesen, so gut er an 
sich ist, steht zwischen den Zeilen. 
Größte Anerkennung verdient das Festhalten der 
deutschen Namen in dem kleinen Kärtchen von 
Siebenbürgen (Königsboden, Waldland z. B.), das 
wachsame Behandeln deutscher Daseinsnotwendig- 
keiten, wo immer sie berührt werden, neben aller 
klaren, durch keine politische Färbung getrübten 
Weltkenntnis, die als oberstes Gesetz für den 
Kaufmann die bestmögliche Information natürlich 
voranstellen muß. Nur etwas mehr Farbwirkung, 


sie nur 
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walten der Ostasiaten.“ Das ist in diesem Fall das 
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z. B. bei dem im Raum gar zu knapp gehalte- 
nen Welthäfen, kennzeichnende, prägnante Bei- 
worte würde die kleinen handels- und wirtschafts- 
geographischen Artikel wesentlich wertvoller 
machen. Ihre Zulassung wäre eher eine Wohltat 
als eine Einschränkung für den betreffenden Autor, 
der sich sein Urteil ja doch gebildet hat; dem 
forschenden, sich unterrichtenden Kaufmann aber 
wäre es ein höchst schätzenswerter Anhalt für 
sein Weltbild. Denn ein Werk von dem Rang 
des Handwörterbuchs von Bott ist ja nicht nur 
Nachschlagewerk, sondern Erzieher künftiger Ge- 
schlechter von kaufmännischen und wirtschaft- 
lichen Führern, denen es tatsächlich, planmäßig 
durchgepflügt, eine Bücherei zu ersetzen vermag; 
für den politischen und wissenschaftlichen Leser 
aber vermittelt es den sonst schwer für sie er- 
reichbaren Einblick in Handels- und Wirtschafts- 
denken großen Stils auf knappem Raum als eine 
Brücke zu gegenseitigem Verstehen und gemein- 
samem: Handeln. Deshalb weisen wir die Leser 
der Geopolitik so nachdrücklich darauf hin, es 
mindestens, soweit sie es selbst nicht beschaffen 
können, in allen öffentlichen Büchereien zu for- 
dern, die sie beeinflussen können. 
Roy Chapman Andrews: „Auf der Fährte des 
Urmenschen.“ Leipzig 1927. A. Brockhaus. 
Mit Einführung u. e. Abschnitt v. Henry 
Fairfield Osborn. Deutsch v. Dr. Max Mül- 
ler, Lage (flüssig, in guter Wahrung des 
zwanglosen Stiles des amerikanischen Origi- 
nals). 54 Abb., 2 Karten. 

Roy Chapman Andrews, der Führer einer un- 
gewöhnlich erfolgreichen, auf acht Jahre ausge- 
dehnten, mit reichsten Mitteln arbeitenden ameri- 
kanischen Mongolei-Expedition, einigt sich mit 
seinem Freunde Stefansson auf den Ausspruch: 
„Abenteuer sind ein Zeichen von Unfähigkeit“ — 
vor dem er sich hüten möchte. Ganz ohne Aben- 
teuer kommt auch er nicht durch. Aber er zeigt 
allerdings, wie man selbst in politisch so aufge- 
wühlten Landschaften, wie der Mongolei, folge- 
richtige, langfristige, wissenschaftlich zusammen- 
fügende Forschungsarbeit durchführen kann, wenn 
der große Schatten des Sternenbanners, die Finanz- 
macht Morgans und der Standard-Oil, dauernde 
Freundschaft zweier großer Kraftwagen-Firmen 
und der gute Wille der chinesischen Beamten 
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dahinter steht, dem größten Geldgeber der Welt 
dienstfreundlich zu sein. Daß alle diese Kräfte 
aufein würdiges Ziel gewendet wurden, bleibt auch 
dann noch das Verdienst des kleinen, treuen und 
tapferen Forscherkreises, seines Führers und seines 
geistigen Anregers, Henry Fairfield Osborn, fer- 
ner der Einsicht, „daß die Eingeborenen die beste 
Wohnweise und die beste Kleidung für ihr be- 
sonderes Land und die damit verbundenen Lebens- 
bedingungen ersonnen haben“ (die sonst gar 
nicht überall in den U.S. geteilt wird), und 
einer seltenen Fähigkeit, sich der Landeseinwohner 
völkerpsychologisch richtig zu bedienen, ohne 
ihnen doch zuviel nachzugeben. Das geschickte 
Festhalten dieser Linie ist der wertvollste Ertrag, 
den geopolitisch suchende Leser aus dem Buche 
gewinnen können. Zusammengehalten mit den 
Ergebnissen Anderssons (Lit. Ber. Geopolitik 1927) 
zeigt es deutlich, was in der Mongolei und Man- 
dschurei gesucht und gefunden werden kann, und 
welche Mittel gediegener Vorarbeit dazu gehören, 
um hier Erfolge heraufzuführen, die Unterneh- 
mungen auf gut Glück mit begrenzten Mitteln 
versagt bleiben müssen. Entsprechend dem Haupt- 
erfolg fallen natürlich politische und wirtschaft- 
liche Nebenfrüchte für denkende Leser ab, die 
zu verknüpfen wissen. Viele scheinbar abenteuer- 
liche Nachrichten seit Ossendowski, Ungern-Stern- 
berg, dem „kleinen Hsü“, Koslov und Stötzner- 
Maier werden kühl und sachlich bestätigt; ein 
klares Arbeitsübereinkommen vermeidet von vorn- 
herein unnötige Doppelarbeit und Wettbewerb 
mit dem chinesischen Reichsinstitut, dessen vor- 
nehme Mitarbeit aber auch entsprechend aner- 
kannt wird. Und was das Wichtigste ist: die 
amerikanische Expedition zeigt den Weg, wie 
durch klug zusammengefügte, sich ergänzende 
Gruppen von Fachkennern jene Synthese ent- 
stehen kann, die nun überall auf die Einzelent- 
deckungen aufbauen muß, wenn statt abenteuer- 
lichen Fahrten wirklich eine weitere Vertiefung 
und Bereicherung des kultur-, macht- und wirt- 
schaftspolitischen Weltbildes auch dort entstehen 
soll, wo bisher Nachrichtenleere zu herrschen 
schien, die eine richtige Einstellung der Kultur- 
welt zu den an sich wichtigen, aber schwer zu- 
gänglichen und menschenarmen Reserveräumen 
erschwerte. Es ist deshalb von großem Wert für 
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unsere Leser, gerade dieses Buch auf seine geo- 
politischen Nebennutzungen aufmerksam durch- 
zupflügen. Es wird sie dann nicht nur mit geo- 
logischen und palaeontologischen Einblicken, son- 
dern sehr gegenwärtigen Informationen belohnen. 

Dr. Jaques Stern: „Naturrecht und Weltrecht 
im Lichte der Rechtsentwicklung Japans und 
Chinas“ verfolgt ganz andere Fährten, aber mit 
großer geopolitischer Feinheit. Für Rechtsforscher, 
die etwa im Geiste von H. Fehrs „Deutscher 
Rechtsgeschichte“ Erdbestimmtheit und Boden- 
wüchsigkeit des Naturrechts im Buchstabenrecht 
suchen, wird diese knappe Zusammenfassung chi- 
nesischer und japanischer Rechtsgedanken in einem 
Heft der verdienstvollen Ausgaben des Japan- 
instituts von ganz großem Wert sein. Denn das 
östliche Rechtsdenken ist ohne die Eigenart des 
fernöstlichen Kulturbodens notwendig unverständ- 
lich; die Riesenaufgabe des 20. Jahrhunderts, die 
Angleichung der Menschen-Milliarde der Monsun- 
länder an die atlantische Kultur zu einer wirklichen 
Weltkultur kann aber nur gelöst werden, wenn 
auch die Juristen allerwärts die bodenwüchsigen 
und erdbestimmten Züge der großen Ostkulturen 
kennen und achten lernen werden — wovon sie noch 
weiter entfernt sind als viele andere Ressorts. - 
Sven Hedin: „Mein Leben als Entdecker.“ Leipzig, 

F. A. Brockhaus ı927. 8 bunte Tafeln. Zahl- 
reiche Handzeichnungen. Übersetzer ? 

Es ist kein Zufall, daß zwei Skandinavier, Sven 
Hedin und Frithjof Nansen, vom Ausland her 
wahrscheinlich den stärksten suggestiven Eindruck 
unter den Lebenden auf deutsche Fahrt- und 
Forscherlust gemacht haben. Sehr dankenswert 
ist es deshalb, daß Sven Hedin, unterstützt durch 
seine treffsichere Zeichen- und Malkunst, die be 
sonders die Farben des asiatischen Hochlands sc 
glänzend vermittelt, in einem stattlichen Band 
gerade die Eindrücke zusammenfügt, die ihm 
selbst am tiefsten gingen, die auch bei Richt 
hofen in seinen japanischen Tagebüchern so starl 
zum Ausdruck kommen, und geradezu bei beider 
eine konzentrierte Schule des Beobachtens sind 
Besonders sympathisch berührt dabei, wie deı 
jüngere Forscher und Reisende von dem eigene 
Jugendeindruck der Heimkehr Nordenskjölds aus 
geht. „So will auch ich einst heimkommen!' 
Darin liegt eine dringende Mahnung für Völker 


. Teltfahrer in suggestiver Form zu ehren, damit 
ie Nachfolger bekommen. Dann aber siegt der 
teiz Asiens, der Völkerwiege über den Lockruf 
der polaren, arktisehen Anökumene; mit ihm das 
eopolitische Element, das dann in einer Reihe 
ron Schilderungs-Kabinettstücken immer mehr in 
den Vordergrund tritt. Es entsteht ein etwas poin- 
illistisches Bild von Aserbeidschan, Persien, Tur- 
kestan, Tibet, aber auch den großen Machtzentralen 
Asiens, vom britisch-russischen Gegenspiel in den 
Ppamiren, mit so trefflichen Gegenüberstellungen 
ie der Pawloffs und Li Hung Tschangs in Peking. 
Sein stolzes Eintreten für die Gerechtigkeit der 
mitteleuropäischen, germanischen Sache ($. 175), 
kostet ihn die Freundschaft Younghusbands und 
des Britentums, wie vorher sein Eintreten für 
die schwedische Wehrbereitschaft die des Zaren 
und der Russen. Aber auch die Großzügigkeit 
der anglo-indischen Herrenmenschen, die damals 
noch bestand, tritt als Gegenbeispiel zu den Rei- 
bungen an der indisch-tibetischen Grenze hervor 
(S. 281 z.B.). Vor allem aber sind die Einblicke 
in die Psychologie der asiatischen Reisebegleiter 
und die Eigenart der bodenwüchsigen Begeg- 
nungen des erfahrensten und genialsten Asien- 
reisenden wertvoll; und gerade, nachdem sich 
die Periode der Einzelentdeckungen zum Ende 
neigt und der Zusammenarbeit richtig gefügter 
Expeditionen mehr und mehr Raum geben muß, 
wird die Frage richtiger Behandlung des Gast- 
volkes und zutreffender Einstellung aller Expe- 
ditionsmitglieder stets wichtiger, wenn wir nicht 
halbe oder Mißerfolge erleben und sogar unser 
nationales wissenschaftliches Prestige darunter lei- 
den sehen sollen, daß sie mit einem Vielfachen 
des Aufwands dieses kühnen Einzelgängers doch 
weniger erreichen. Viele Unfälle könnten vermieden 
werden, wenn alle Teilnehmer von asiatischen 
‚Unternehmungen vorher verpflichtet werden könn- 
ten, Sven Hedins Entdeckerleben zu studieren und 
seine Erfahrungen sich zu eigen zu machen. 
Kurt Faber: „Mit dem Rucksack nach Indien.“ 
Tübingen 1927. Rainer Wunderlich. ı Kte., 4 Bild- 
tafeln, ı6 Abb., würde natürlich zu Unrecht in 
Schatten gestellt, wenn man es unmittelbar mit 
den Lebenserinnerungen des großen Transhima- 
laya-Entdeckers vergliche. Aber, was Kurt Fabers 
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farbiges und lebensvolles Wanderbuch auf nicht 
alltäglichen Straßen immerhin über ähnliche 
Schöpfungen heraushebt, das ist das feine Ver- 
ständnis für die Dynamik des Nahen und Mitt- 
leren Ostens, die Schilderung der Raubwirtschaft, 
die an ihm begangen wurde, und der furchtbaren 
Tiefe von Verkommenheit, aus der sich Armenien 
und weite Landschaften Persiens wieder zu er- 
heben haben, oder die ursprüngliche Kraft, die 
in den Piraten-Dasein-Bedingungen von Maskat 
steckt, deren Schilderung ich für einen der Glanz- 
punkte des lebendigen Wanderbuchs halten möchte 
(S. 237 u. 238). Da ist auf einer halben Seite Not 
und Reiz geopolitisch treffend erklärt. Manches 
ist in großem Stil gesehen, wenn auch in leich- 
tem, anmutig lesbar, geschildert: so der Babu- 
Spuk, das Wetterleuchten über Indien (S. 244), 
Karachi, die anglo-indische Fremdenpolizei, das 
indische Bevölkerungsgefüge und das britische 
„Divide et impera“. In diesem eigenartigen und 
lesenswerten Buch steht reichlich so viel zwischen 
den Zeilen als darauf. „Wasser für Hindus“; 
„Wasser für Mohammedaner“; „Bis heute habe 
ich den Hahn der Sahibs noch nicht entdeckt. 
Die Sorte lebt nämlich von Whisky und Soda“; 
„Bakshish-Bahn“. Dieser Rucksack-Reisende wäre 
Diplomatenkoffer wert! Nur das Herüberreichen 
des „Stillen Ozeans“ in den westlichen indischen 
hat er in seiner Karte vorweg genommen. Das 
kommt vielleicht später. 
Shuhsi Hsü: „China and her political entity.“ 
New York 1926, Oxford Univ. Press. 
„Lang getrennt — gehen wir zusammen; lang 
beisammen — trennen wir uns leicht!“ Diesen 
alten chinesischen Spruch möchte man warnend 
dem sonst ausgezeichneten Versuch eines mit 
allen Quellen vertrauten Chinesen voranstellen, 
in gedrängter Form nach großen geopolitischen 
Perspektiven die gefährdeten Teilräume und schwa- 
chen Stellen des chinesischen Volksbodenumzugs 
vom groß-chinesischen Standpunkt zu beleuchten. 
Dieser etwas einseitigen Beleuchtungsmethode muß 
natürlich Rechnung tragen, wer das Buch benutzt, 
und jeweils auch den anderen Teil gleichfalls 
hören; dann aber ist Shuhsi Hsüs Werk eine 
außerordentlich wertvolle Ergänzung der meist 
nur vom Gesichtswinkel der Räuber aus beleuch- 
teten chinesischen Grenzfragen. Hier aber wird 
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gezeigt, wie der gebildete Chinese selbst die korea- 
nische, mandschurische, mongolische, aber auch 
die südchinesischen Kolonialfragen sieht, und wie 
er zu der Abreißungs- und Raubgeschichte seines 
Reiches seit dem Niedergange der Tatsing-Dynastie 
und dem noch viel schlimmeren der „Volksrepu- 
blik der blühenden Mitte“ steht. Tatsächlich ist 
z.B. die weitsichtige Gegenorganisation der chi- 
nesischen Reichsgrenze nach dem Frieden von 
Nertschinsk durch die ersten hochbegabten Man- 
dschukaiser von 1723—1735 aufdem Hochsteppen- 
rande (Jehol, Pingchuan, Kalgan, Dolan Nor, 
Tushikao, Chahar Kirin, Petuna, Ninguta), in 
äußerer Mongolei, Alashan, Kukunor, Tibet und 
Sinkiang noch nie mit solchem geopolitischen 
Verständnis geschildert worden. Aber diese Arbeit 
war noch Ausstrahlung des weisen Kanghsi. Schon 
sein Nachfolger Yungcheng sah die Gefahr zwar 
noch, wie auch der große Kienlung, aber die 
vielseitigen inneren und südlichen Gefahren lenk- 
ten beide von der Nordgrenze ab, so wichtig die 
Erwerbungen in Nepal, Burma, Siam und Annam 
an sich waren. Das Mandschu- und Chinesen-Inter- 
esse begann auseinander zu klaffen, und schnell 
verriet sich, daß die Erhaltung des chinesischen 
Volksbodens im wesentlichen eine Frage der 
Innenstruktur ist — ganz wie heute. Aber mit 
oder ohne amtliche Förderung sickerte die ehi- 
nesische Kolonisation in die leergewanderte Man- 
dschurei, und als die Russen darüber kamen, 
waren von den 14 Mill. E. 80°/, Chinesen. Ihre 
Zähigkeit rettete das Land. Aber es wurde ver- 
stümmelt, des nördlichen Amurufers und seiner 
Küste beraubt. So sieht es der Chinese. Und er 
untersucht nun den Grenzzusammenbruch von 
innen her, im Gegenspiel zu den Vorgängen, die 
man in Europa und Amerika meist nur von 
außen kennt. Das ist das große Verdienst des 
für ernsthafte geopolitische Studien des ostasia- 
tischen Kraftfeldes z. Zt. fast unentbehrlichen 
Werkes, das den größten Teil der neueren 
chinesischen Quellen mit den wichtigsten frem- 
den zusammen verarbeitet und zumeist richtig 
würdigt. 

Es ist außerordentlich belehrend, neben eine 
solche bodenständige Arbeit Upton Close: „Die 
Empörung Asiens“ vergleichend zu legen: in der 
deutschen Ausgabe des Amalthea-Verlags, Zürich- 
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Leipzig-Wien 1927, in der glänzend aufgemachte A 
Übersetzung von C. Zell, mit 69 aktuellen Abb. 
und 2 Ktn. Der Träger des Halbpseudonyms Upton | 
Close, Joseph Washington Hall, hat gut und schnell 
gesehen und viele Wissende zum Reden gebracht. 
Der Bilderschmuck gibt einzelne blendende Anti- 
thesen, ein paar gute Rassenköpfe, einige der 
wichtigsten, meistgenannten Führer und erfüllt, 
so die ihm zugedachte Aufgabe, eine für asia- 


“tische Leitmotive aufnahmefähige Seelenstimmung ; 


herzustellen, bis zu einem gewissen Grade; aber‘ 
er verschleiert eher die Wucht des Buches anı 
sich und des Alarmrufes, als der es ausgestoßen 
wurde. Tatsache ist doch, daß das Herüberdrängen | 
der 145 Mill. der Sowjetbünde auf die Seite der‘ 
asiatischen, zur Selbstbestimmungsbewegung stre- 
benden Menschenmilliarde, wie die Neutralisierung | 
Inneneuropas die alten Kolonialmächte schwer aus | 
ihrer Besitzerruhe aufgestört und das Gleichgewicht, | 
auch bei Hinzutritt der Ver. Staaten schwer er- 
schüttert hat, und daß gerade Upton Close das 
derber und deutlicher zeigte als viele andere. 
Während der Chinese Shuhsi Hsü versucht, auf 
den aktenmäßigen Boden euramerikanischer Ar- 
beitsweise zu treten, aber mit seinem chinesischen 
Quellenmaterial und Traditionsgefühl, während. 
H. Kohns große Arbeit über den Nationalitäten- 
kampf in Asien (Berlin 1928, Vowinckel) den 
ungeheuren Vorteil doppelsichtiger Einstellung, 
wie eines Janusbildes, hat, versucht es Upton 
Close filmartig, mit rasch wechselnder Plakat- 
wirkung, in der westamerikanischen Darstellung, 
wie man sie in Los Angeles zur Vollendung aus- 
gebaut hat. Das gibt unzweifelhaft starke Bild- 
wirkungen, lebendige Vorstellung; und viele saßen 
ihm dazu: Ministerpräsident Baron Tanaka, Stab 
von Tokio Asahi und Osaka Mainichi, Tsurumi 
und Baron Goto, Chang Tso Lin, Feng u. Soong, 
Neben vielen richtigen stehen falsche und aus- 
gesprochene Werturteile, auch Gehässigkeiten 
gegen Deutschland, die ein so rückhaltloses Lob, 
wie es die Einleitung findet, nur mit Einschrän- 
kungen gelten zu lassen mahnen. Die 4 Mill. 
Chinesen in Siam z. B. gehen zwar vielleicht für 
die Statistik, aber gar nicht für ein unbehagliches 
Gefühl der Sıamesen verloren, denen — wie in 
den Philippinen — der Kleinhandel und das Ge- 


werbe zu 90°/, aus der Hand genommen wird. 


sind Dinge, die man eben in so rascher 
chfahrt nicht sieht. Aber im großen ganzen 
: die Dynamik der asiatischen Reaktion auf die 
ergewaltigung des asiatischen Selbstbestimmungs- 
echtes gut gesehen und das Leitmotiv des fesseln- 
n Buches. 
. Der gemeinsame Minderwertigkeitskomplex 
S. 95!) ist sicher eine zusammenführende Kraft, 
namentlich wenn den Zusammengeschlossenen in 
einem wahrhaft demokratischen Zeitalter ihre 
wältigende Mehrheit zum Bewußtsein kommt. 
ie Philippinen als Manometer der asiatischen 
{rise werden von Upton Close ($. 185-190) 
ganz ähnlich wie in unsrer „Geopolitik des Pazi- 
ischen Ozeans“, nach unserer Überzeugung also 
völlig zutreffend gewürdigt. Im XV. Abschnitt 
endlich sind „Die Grundzüge der Krise“ und die 
lemente des westlichen Rassenvorurteils mit ver- 
blüffender Offenheit richtig gemalt. „Gegenseitige 
Achtung oder Vernichtung“ Ja — so steht die 
age tatsächlich. Aber die Inhaber der wanken- 
den Macht von heute müssen die ersten Schritte 
zur gegenseitigen Achtung tun — sonst trifft die 
Wernichtung sie! Die „Empörung Asiens“ ist das 
heilsamste und. lehrreichste Buch für Kolonial- 
mächte, das seit langem geschrieben wurde. 
Aus dem Übergangsraum zwischen indopazi- 
fischer und alter Welt im Sinne der „Geopolitik“ 
stammt Wolfgang von Weisl: „Zwischen dem 
eufel und dem Roten Meer.“ Leipzig 1928, 
Brockhaus. Mit 66 Abb. u. 2 Ktn. Die panasia- 
tische Frage besitzt bekanntlich zwei Manometer 
für die Einstellung der euramerikanischen Mächte 
zu ihr: im Osten die Philippinen, im Westen 
das Verhältnis zwischen Arabern und Juden in 
Palästina und ihren Schutzmächten. Die Juden 
stehen dort in einem ausgesprochenen Minder- 
heitsverhältnis von etwa 150000 zu 700000, 
unter Einrechnung Transjordaniens mehr als 
900000, wobei die Minderheit — eben nach 
Weisl — in den nach seiner Meinung parlamen- 
tarisch zu vertretenden ı6 Mill. Juden der Welt, 
ihren Rückhalt findet, die arabische Mehrheit aber 
in der naturgemäß panasiatisch eingestellten ara- 
bischen Selbstbestimmungsbewegung, die eines 
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der stärksten britischen Kampfmittel gegen das 
alte Omanenreich war. Die Dynamik der Araber- 
bewegung, die bis in die 87 Mill. der indischen 
Islambekenner weiterwirkt, läßt sich aber in 
Palästina kaum, dagegen ausgezeichnet in dem 
von Weisl zu seinen Beobachtungen gewählten 
Raum Hedjas-Yemen-Asir erfassen. Durchaus fol- 
gerichtig führte den Verfasser des „Kampfs um 
das Heilige Land“ der nächste Schritt nach West- 
arabien und zu Ibn Saüd, der übernächste nach 
Indien, und der vierte muß ihn nach China 
führen: denn tatsächlich hängen die Schlüssel 
zur Lösung der Frage, die er sucht, immer weiter 
im Osten. Aber dennoch liegen in den Büchern 
von Lawrence, Toynbee, Philby und Weisl, einer 
ganz vorzüglichen, für das Studium der Geo- 
politik des nahen Ostens, Vorderasiens unent- 
behrlichen Journalistenarbeit, wertvollste Auf- 
schlüsse auch zur Erkenntnis der großräumigeren 
Bewegungen weiter im Osten. Weisl hat außer- 
ordentlich sauber beobachtet; er hat völkerpsycho- 
logisch aus gar nicht sehr zugänglichen Menschen 
Bekenntnisse herausgeholt, die zum Teil gewiß 
dem bekannten Pressevertreter in Auftrag gegeben 
wurden, mit der Absicht, sie in die Weltpresse 
zu leiten, zum andern aber mehr sagten, als die 
Zeugen verlauten wollten; und das ist das Ver- 
dienst des über seinen Auftrag hinauswachsenden, 
erfahrenden Reisenden, der damit in einem sprö- 
den Boden geopolitische Zeugnisse von Dauer- 
wert ausgrub, als erster Deutscher, der seit dem 
Kriege an dieser Stelle so in die Dynamik hinein- 
zusehen verstand. 

Aus diesem Grund empfehlen wir das mit einem 
reichen, auch rassenkundlich wertvollen Bilder- 
schatz ausgestattete neueste Arabienbuch auch 
für sehr ernsthafte Arbeit mit den Grenzfragen 
des indopazifischen Raums gegen den Westen, um 
so mehr, als wir darin eine ausgezeichnete Vorbe- 
reitung auf das demnächst im Verlag Vowinckel 
erscheinende Buch von H. Kohn über die Natio- 
nale Bewegung in Vorderasien sehen, das — ge- 
stützt auf ein umfassendes Quellenmaterial — ein 
gedrängtes und erschöpfendes Bild des wichtigen 
Kraftfeldes geben wird. 
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von Humboldt, Alexander: In Südamerika. 

Reisen und Abenteuer Nr. 37. Mit Bildern 
158 $. Leipzig (F. A. 
2.80 M., Ganzl. 


und 2 Kärtchen. 
Brockhaus) 1927. Halbl. 
3.50oM. 

Es ist dankbar zu begrüßen, daß P. A. Mer- 
bach im 37. Bändchen der von F. A. Brockhaus 
herausgegebenen Sammlung „Reisen und Aben- 
teuer“ eine geschickte Auswahl aus v. Humboldts 
„Reise in die Äquinoktialgegenden des Neuen 
Kontinents“ veranstaltet hat. Abschnitte aus der 
Atlantikfahrt, von den Aufenthalten in Cumana, 
La Guaira und Caracas, aus der Reise nach Fer- 
nando d’Apure, besonders der denkwürdigen 
Orinoko- und Cassiquiarefahrt sind dabei gegeben 
worden. Die Illustrationen sind meist Reproduk- 
tionen von Zeichnungen v. Humboldts, die aller- 
dings auch anderen Reisegebieten in Südamerika 
entnommen sind. Zwei Kärtchen sind beigegeben 
worden. Warum ist aber hier die Reiseroute 
v. Humboldts nicht eingezeichnet worden? Eine 
Mahnung, die Verlag und spätere Herausgeber 
beachten mögen! 

Poeppig, Eduard: Im Schatten der Cordillera. 
Reisen in Chile. Bearbeitet und eingeleitet 
von W. Drascher. Mit ı7 Tafeln und 3 Kar- 
ten. XV und 301, $. Stuttgart (Strecker und 
Schröder) 1927. Geh. 8 M., geb. 10 M. 

Das in der Sammlung „Klassiker der Erd- und 
Völkerkunde“ (herausg. von Walter Krickeberg) 
erschienene Buch läßt in einer Reduktion auf etwa 
Zweidrittel des Originaltextes den ersten Band 
von Eduard Poeppigs Reisewerk „Reise in Chile, 
Peru und auf dem Amazonenstrom 1827— 1832“. 
(Leipzig 1835/36), das in weiteren Kreisen längst 
vergessen worden ist, wiedererstehen. Es enthält 
die Reisen in Chile. In einem späteren Bande 
der „Klassiker“ soll der zweite Teil des Reise- 
werkes zugänglich gemacht werden. 

Poeppig gehörte zu jenen wissenschaftlichen 
Pionieren, die nach der mit der politischen Un- 
abhängigkeit eintretenden Öffnung der Grenzen 
den Kontinent durchzogen. Vorbilder für seine 


Zielsetzung waren ihm Johann Georg Forster und 


Alexander von Humboldt. Ratzel hat die Meisten 
schaft Poeppigs als eines Schilderers der fremden 
Länder derjenigen Humboldts nicht nur gleich- 
gestellt, sondern sogar gemeint, daß Poeppig die 
Kunst der Darstellung des Gesehenen und Er- 
forschten in höherem Grade zur Verfügung stehe, 
wodurch seine Schilderungen durch größere Ein- 
fachheit und mehr plastische Kraft noch an- 
schaulicher wirkten. Ob die Einstellung des Be- 
arbeiters ganz richtig ist, Studien über Zahl der 
Bevölkerung, den Umfang des Handels,.die ge- 
sundheitlichen Verhältnisse zwecks Raumersparnis 
wegzulassen, ist mir zweifelhaft. Denn gerade das 
brauchen ja spätere Studien zum Vergleich; sie 
begrüßen es, wenn es wieder bequem bereitgestellt 
wird. Manche mehr untergeordnete naturland- 
schaftliche Schilderung hätte dagegen ausfallen 
können, wenn sie von späteren Reisenden wieder- 
holt worden ist. 

Faber, Kurt: Tage und Nächte in Urwald und 
Sierra. Peru, Bolivien, Brasilien. 3ır 8. 
Geh. 5.50 M., geb. 7.50 M. Stuttgart (Ro- 
bert Lutz) 1926. 

Die Bücher dieses abenteuernden Weltenbumm- 
lers, der von einer — man möchte fast sagen — 
beneidenswerten Unrast durch die Länder getrie- 
ben wird, entzücken immer wieder durch das 
Unmittelbare des Erlebnisses. Die Schilderung 
des Milieus tritt stark zurück. Ich habe seir 
„Dem Glücke nach durch Südamerika“ auf mei- 
ner Rückreise aus Brasilien gelesen und war er- 
staunt, wie sehr sich von mir Gesehenes und Er- 
lebtes mit den Mitteilungen des Autors deckte 
Bis zu gewissem Grade gilt es auch für Faber: 
neues Südamerikabuch, in dem freilich infolg: 
abermaliger Behandlung des gleichen Gegenstan 
des notwendigerweise Wiederholungen aus den 
ersten zu spüren sind. 

Breuler, Bernardo: Im Lande des Silberstroms 
Argentinien, Land und Leute. Mit eine 
Karte. 221 $. Berlin, Hamburg, Leipzi; 
(Morawe & Scheffelt) 1926. Kart. 4.75 M 

„Die Wahrheit zu schildern und den Auswan 
derungslustigen nach Argentinien wirklich zı 


fen“ ist das Ziel, das sich der Verfasser ge- 
sckt hat. Man merkt es der Darstellung an, 
daß der Autor das Land bis in die entferntesten 
Ecken genau kennt. So wird denn auch kein 
rallgemeinerndes Gesamturteil gefällt; sondern 
“einzelnen Provinzen werden nacheinander 
ter dem Gesichtspunkt ihrer augenblicklichen 
Bedeutung für europäische Kolonisation bespro- 
chen. Das macht die Lektüre nicht sonderlich 
urzweilig. Um so praktischer und wertvoller ist 
ber diese eingehende kritische Schilderung. 
Preuße-Sperber, Otto: Unter Ansiedlern, 
Gauchos und Indianern. Erlebtes und Er- 
lauschtes eines deutschen Auswanderers in 
Südamerika. Mit ı2 Abb. und ı Karte. ıgo S. 
Leipzig (Dieterich) 1925. 
' Zwanzig Jahre hat der Verfasser als Kolonist 
und Kolonisator, als Zeitungsschreiber und For- 
schungsreisender, zuletzt als Handelssachverstän- 
diger in Südamerika gelebt. Das Buch, das man 


‚ern liest, weil es zuverlässig erscheint, und doch 
auch sehr spannend geschrieben ist, bringt viel- 
Br. Erlebnisse, die in solch langer Zeit in 
gentinien, Paraguay und im Amazonengebiet 
gewonnen wurden. 
Kölliker, Alfred: 
goniens. Mit ı8 Kupfertiefdrucken und 
ı Karte. ı86 S. Stuttgart (Strecker u. Schrö- 
der) ı926. Geh. 5 M., geb. 7 M. 


Die Lektüre führt zu einer von Menschen sel- 


In den Einsamkeiten Pata- 


ten berührten Landschaft und zeigt das erhabene 
tiefvergletscherte Hochgebirgsland an der Grenze 
zwischen Ost- und Westpatagonien. Die Route 
führt von Santa Cruz an der Ostküste zum Lago 
Viedma und quer über das sog. patagonische In- 
landeis hinaus in die Fjordwelt Westpatagoniens. 
Franz Kühn nahm an dieser Expedition bis zum 
Inlandeis teil. Schlicht, 
stellung, und doch ersteht alles packend vor dem 
Leser, die patagonische Geröllsteppe samt den 
Anfängen ihrer Besiedlung und ihren Siedlertypen, 
der Buchenurwald und schließlich die Hoch- 
gebirgseinsamkeit, wie sie kaum eindrucksvoller 
abschließenden Grenzcharakter 


einfach ist die Dar- 


den hermetisch 
dieser Zone betonen könnte. Die nach Gegen- 
stand und Reproduktion prächtigen Bildbeigaben 
erhöhen wesentlich die Anschaulichkeit der Dar- 


‚stellung. 
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Stutzer, Otto: Streifzüge eines Geologen im 
Gebiet der Goajira-Indianer (Kolumbien). 
Mit 68 Bildern auf 32 Tafeln und ı Karte. 
154 $. Berlin (Dietrich Reimer) 1937. 
Brosch. 10 M., geb. ı2 M. 

Stutzer, Otto: Tropisches Buschleben. Leben 
und Ausrüstung auf großen und kleinen 
Expeditionen in Afrika und Südamerika. 
Mit 8 Tafeln. 146 S. Berlin (Dietrich Rei- 
mer) 1927. 5M. 

Die erste Veröffentlichung gibt entschieden 
mehr, als ihr Titel sagt. Sie schildert zwar im 
ersten Teil die Reise als solche, die im Auftrage 
der kolumbianischen Regierung zum Studium 
der Wasserverhältnisse und der Ölmöglichkeiten 
unternommen wurde. Die zweite Hälfte bietet 
aber weit darüber hinaus eine Landeskunde der 
Halbinsel Goajira, in der die vielfältigen Beob- 
achtungen systematisch niedergelegt sind. Sie 
handelt von der Küste und den Gebirgen, Klima 
und Gesundheit, Pflanzen- und Tierweli, über 
den geologischen Bau, Minerallagerstätten, Was- 
serverhältnisse, Wirtschaft und Verkehrsverhält- 
nisse, die Kapuzinermission, die Goajiraindianer, 
die auch heute noch in halber Unabhängigkeit 
leben. Literatur und eine Reihe guter Bilder 
schließen die recht wertvolle Publikation ab. 

Sehr dankenswert ist auch die zweite Schrift, 
die sich auf die langen Erfahrungen des Ver- 
fassers auf Reisen durch tropischen Busch grün- 
det. Sie ist ein vortrefflicher Ratgeber, der nach- 
drücklich empfohlen werden muß. 

Sven Hedin: 
amerikanischen Wunderland. Mit 38 ein- 


Gran Canon. Mein Besuch im 
farbigen und 10 bunten Einschaltbildern, 
nach Skizzen des Verfassers, ı Bildnis und 
2 Karten. 245 $. Leipzig (F. A. Brockhaus) 
1926. Geb. 9.50 M. 

Nach Hedins Wertung übertrifft das Land, dem 
er diese prächtige Darstellung widmet, „an Na- 
turschönheit und eigenartiger großartiger Pracht 
Die kleine Publikation ist die 
Es sind Hedins 
Reisebriefe an seine Mutter; sie geben das un- 


alles auf Erden“. 


Frucht einer Erholungsreise. 


mittelbare landschaftliche Erlebnis wieder und 
schließen sich gerade darum in der Bewunde- 
rung der Größe des gewaltigen Erosionstals zu 
einem reinen Meisterwerk der Schilderung zu- 
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- sammen. Meisterhaft sind auch die Bilder, die 
Hedins Feder und Pinsel ihre Entstehung verdanken 
und die, soweit das mittelbar nur möglich ist, die 
lebhafteste Vorstellung von dem Formenschatz und 
dem Farbenspiel des Gran Canon übermitteln. Es 
ist ein schönes Geschenk aus der Neuen Welt, das 
uns der große Asienforscher gemacht hat. 
Enders-Schichanowsky, Augusta: Im Wun- 
derland Alaska. Erlebnisse und Eindrücke 
einer deutschen Frau in der Arktis. Mit 
Abb. u. Karte. VII u. 208 S. Leipzig (Die- 
terich) 1926. Geh. 5 M., geb. 6 M. 
Eine vom Trieb nach fernen Ländern beherrschte 
europäische Frau am Rande des Polargebiets 
war zur Zeit der ersten Reise der Verfasserin 
(1900) noch keine Alltagserscheinung. Anders war 
es schon 1903 bei ihrer zweiten Reise, die sie aber- 
mals längeren Aufenthalt in Alaska um Nome und 
Council nehmen ließ. Diese rasche Wandlung in 
den Lebensverhältnissen des Goldgräberlandes ge- 
hört mit zu dem Interessantesten, das dieses Buch 
zu bieten hat, das viel von den Einsamkeiten und 
Enntbehrungen Alaskas erzählt, auch den Eigenwert 
der Verfasserin trefflich erkennen läßt. 
Rundt, Arthur: Amerika ist anders. Illustriert von 
Tibor Gergely. 152 $. Berlin (Volksverband 
der Bücherfreunde. Wegweiserverlag) 1926. 
Unter der großen Zahl der Bücher über Nord- 
amerika trägt es eine ganz besondere Note. Von 
vornherein und mit einem gewissen Recht lehnt 
es eine Wertung der amerikanischen Verhältnisse 
ab. Es gibt für den Verfasser kein Richtig oder 
Falsch, kein Gut oder Schlecht; nein, Amerika 
ist anders! Dieses Anderssein wird in einer langen 
Reihe von . erhaschten charakteristischen Ein- 
drücken belegt, die der Antor in kurzen schmis- 
sigen Skizzen dem Leser übermittelt. Der Zeichen- 
stift des illustrierenden Künstlers, eines bekannten 
ungarischen Zeichners, ist ihm dabei verständ- 
nisvoll gefolgt. So streift es eine große Zahl der 
kleinen und großen Probleme, beleuchtet sie 
blitzlichtartig. Es handelt vom Rausch des Ameri- 
kanismus, vom Reklamewesen, vom Fordismus, 


vom Ku-Klux-Klan, vom Negerproblem, von 
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Theater und Film und manchem anderen. Es 
sind Einzelzüge, die aber das Gesamtbild aus- 
machen. Das Bild! Nicht das Wesen! Denn das 
liegt doch tiefer und schillert bei solcher Be- 
leuchtung in zu mannigfaltigen Farben, um ein- 
deutig erkannt zu werden. Zum mindesten hat 
es eine wünschenswerte Abwechslung in die Lite- 
ratur über die Vereinigten Staaten gebracht; ich 
bin wenigstens diesen geistreichen Skizzen mit 
ungeteilter Aufmerksamkeit gefolgt, obgleich ich 
mir bald bewußt war: es handelt sich um Be- 
leuchtungseffekte, nicht etwa um die tiefe Er- 
gründung des Wesens. 

Fändrich, Hans: Land und Leute in Südame- 
rika. Langenscheidts Handbücher für Aus- 
landskunde. Dritte, verbesserte Auflage. Mit 
einer Karte von Südamerika und einem An- 
hang: Winke für Auswanderer nach Süd- 
amerika. XII und 524 S. Berlin-Schöneberg 
(Langenscheidt) 1926. n 

Es ist ein bequemes Nachschlagebuch, das im 

Sinne eines Lexikon alle Fragen beantworten 
möchte, die im allgemeinen bei dem Thema Süd- 
amerika auftauchen könnten. Kann auch bei dem 
geringen Umfang keinerlei Eindringen in Spezial- 
gebiete erwartet werden, so ist doch der Inhalt 
sehr reichhaltig und wird für die Bedürfnisse 
der meisten Benutzer ausreichen. Am besten sind 
wohl die umfangreicheren Orientierungen über 
die einzelnen Länder, ebenso die über die wich- 
tigeren Landesprodukte. Besonders eindringlich 
sind Deutschtums-, Kolonisations- und Auswan- 
dererfragen behandelt. Dagegen ist sein Wert 
als geographisches oder Verkehrs- oder spezielles 
Wirtschaftslexikon sehr gering. So wird man ver- 
geblich einen Artikel über Caracas oder Bogota 
suchen, während auf der anderen Seite Santos 
behandelt worden ist. Solche Ausstellungen könnte 
man viele machen. Auch der Literaturhinweis ist 
dürftig und gibt nicht das Wichtigste an. Wich- 
tiger aber ist es, das in dem Buch Gebotene den 
an Südamerika aus irgendeinem Grunde inter- 
essierten Kreisen, besonders Auswanderungslusti- 
gen, als allererste Orientierung zu empfehlen. 
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‚ Ein neues großes Werk nähert sich der Fertigstellung und wird Ende Februar ausgegeben: 
Hans Kohn, Geschichte der nationalen Bewegung im Orient. Leinen M. 24.— \ 


_ Damit wird zum ersten Male die Möglichkeit gegeben, sich in deutscher Sprache über die Quellen 
' zu unterrichten, aus denen die große nationale Revolutionsbewegung Vorderasiens und Indiens 
gespeist wird. Dr. Hans Kohn, seit Jahrzehnten Landeskenner und Forscher mit staunenswerter 
Sprachen- und Quellenkenntnis, gibt, ordnet und gliedert ein Bild der vielfältig durcheinander- 
wogenden Ströme, die in Arabien, der Türkei, Ägypten, Persien, Indien und den angrenzenden 
Gebieten Afrikas, Rußlands und Asiens zu Erneuerung und nationalem Leben führen. Die Anzeige 
auf der letzten Umschlagseite sagt näheres über das Buch. Der Preis für die wiederum hergestellte 
Sonderausgabe für Bezieher der „Geopolitik“ beträgt M. 20.— 
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Es ist schade, wenn eine Zeitschrift, deren Beiträge in vielen Fällen geschichtlichen Wert besitzen, 
unvollständig wird und verschmutzt. Es ist auch unklug; denn die „Geopolitik“ wächst mit jedem 
Jahr an Bedeutung, und es wird nicht lange dauern, daß die früheren Jahrgänge — dann vergriffen — 
einen besonderen Wert besitzen. Darum: lassen Sie Ihre Hefte einbinden; der Verlag liefert eine 
geschmackvolle Decke für je einen halben Jahrgang zum Preise von M. 2.— 


Aus dem Inhalt der ‚‚Europäischen Revue“, Februarheft: 


_L. Ziegler, Die Entgöttlichung der Welt — O. Halecki, Geschichte als Lebensgrundlage eines 
Volkes — E. Jaloux, Freuds Einfluß in Frankreich — K. A. Prinz Rohan, Der Revolutionär — 
 E. Mayrisch, Das System der internationalen Wirtschaftsverständigung 


Berlin-Grunewald, Anfang Februar 1928. Kurt Vowinckel Verlag GmbH. 


INTERNATIONALER 
FASCHISMUS 


Broschiert 7,80 RM., gebunden 9 RM. 
Herausgegeben von Dr.C.Landauer und Dr.H. Honegger. 
In diesem Buch sprechen die Faschisten selbst, ebenso aber auch ihre Kritiker. ‚Der Unterstaatssekretär 
im italienischen Ministerium der Korporationen, Guiseppe Bottai, hat für diesen ‚Band geschrieben. 
Neben seinem Beitrag steht der einer ungenannt bleibenden hervorragenden Persönlichkeit der italieni- 
schen Opposition. Über die faschistischen Strömungen und Organisationen in Deutschland berichtet 
der bekannte völkische Schriftsteller Helmuth Franke, vor kurzem noch Herausgeber der „Standarte“, 
Mit ihm wie mit dem Faschismus überhaupt setzt sich Professor Bonn auseinander, der zu den geistigen 
Führern der deutschen Demokratie gehört. Weil das Werk sich von jeder Einseitigkeit freihält, erfährt 
man aus ihm, was der Faschismus wirklich isi. 


Die Schilderung einer der größten geschichtlichen Krisenzeiten des modernen Europa 
Ausgabe des Werkes Mitte Januar 1928. 


VERLAG G.BRAUN IN KARLSRUHE 


Dr. Walther Rothschild / Berlin-Grunewald 


Soeben erschien: 


Handbuch des 


Abrüstungsproblems 


Herausgegeben im Auftrage des deutschen Studienausschusses 
für Fragen der Friedenssicherung 
Von 


Professor Dr. Th. Niemeyer, Geheimer Justizrat, Kiel 
3 Bände Großoktav. 150.— RM. In Ganzleinen 170.— RM. 


Der Studienausschuß: Staatsratspräs. Dr. Adenauer - Geheimrat Prof. Dr. Duisberg 
Staatsminister a. D. Heine - Vize-Admiral a. D. Hopman - General a. D. Dr. v. Kuhl 
Dr. C. Melchior - Geheimer Justizrat Prof. Dr. Niemeyer - Präsident des Senats 
von Hamburg Dr. Petersen - Prof. Dr. Mendelssohn Bartholdy - Reichsgerichtspräs. 
Prof. Dr. Simons - Staatssekretära.D.Dr.v. Simson - Generalmajor a. D.v. Winterfeldt 
hat das „Handbuch des Abrüstungsproblems“ unter Mitwirkung zuständiger Gelehrter und Praktiker 
unternommen, „geleitet durch den Willen zu unabhängiger objektiver wissenschaftlicher Forschung und 


Darstellung sowie durch die Überzeugung, daß nur auf diesem Wege wirkliche Einsicht zu gewinnen ist 
und daß nur auf diesem Wege die Staaten und Völker zur Eintracht geführt werden können“, 


Kurze Inhaltsangabe: 
Erster Band: Systematischer Teil 
1. Die Fragestellung des Abrüstungsproblems 
Von Geheimrat Prof. Dr. Niemeyer, Kiel 


. Geschichtlicher Rückblick vom militärischen Gesichtspunkt 
Von Vize- Admiral a. D. Hopman, Berlin 


. Die Landrüstung 
Von General a. D. Dr. W.v. Kuhl, Berlin, und Oberstleutnant a. D. Garcke, Berlin 


. Die Seerüstung 
Von Kapitän zur See a. D. Dr. Vanselow, Berlin, und Kapitän zur See Gadow, Berlin 


. Die Abrüstung zur Luft 
Von R. Baeumker, Berlin 


. Der finanzwirtschaftliche Gesichtspunkt 
Von Privatdozent Dr. Colm, Kiel 


. Das Völkerrecht und das Abrüstungsproblem 
Von Reichsgerichtspräsident Prof. Dr. Simons, Leipzig, und Prof. Dr. Jahrreiß, Leipsig 


. Die Politik und das Abrüstungsproblem 
Von Geheimrat Prof. Dr. Mendelssohn Bartholdy, Hamburg 


Zweiter Band: Urkundenbuch I Materialien 1816—1919 
Dritter Band: Urkundenbuch II Völkerbundverhandlungan 1920—1925 
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Be Walther Rothschild / Berlin-Crunswald 


Im Januar begann zu erscheinen: 


Deutsch-Französische 


Rundschau 


Organ der 
Deutsch-Französischen Gesellschaft 


herausgegeben von 


Otto Grautoff - Heinrich Eduard Jacob - Rudolf Meerwarth 
Fritz Norden . Edgar Stern-Rubarth 


Maurice Boucher - 


Edmond Jaloux - Henri Lichtenberger 


Monatlich ein Heft von 5—6 Bogen Großoktav 
Halbjährlich 10.— RM., Einzelheft 2.— RM. 


Inhalt des ersten Heftes: 


Die Herausgeber: Wille und Ziel 

Arnold Zweig: Begegnungen mit 
Frankreich 

Heinrich Eduard Jacob: Der Teppich 
der Provence 

Maurice Boucher: Französische Ton- 
kunst der Gegenwart 

Ernst Robert Curtius: Frankreichkunde 

Marcel Prelot: Die neukatholische Be- 
wegung in Frankreich 

Fritz Norden: Deutsch - Französische 
Rechtsgemeinschaft 


Edgar Stern-Rubarth: Wirtschaftspoli- 
tisches Glaubensbekenntnis 
Chronik 
Otto Hoetzsch: Frankreichs inner- 
politische Lage 
Rudolf Meerwarth: Die französische 
Wirtschaft im November 1927 
Paul Hartig: Dienst und Verrat am 
Geist 
Otto Grautoff: Keltischer Geist 
Buchanzeigen - Meldungen 
Zeitschriftenschau - Bibliographie 


Ausführlicher Prospekt und Probeheft zur Verfügung 
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DIE NEUEN ROMANE DES BVB-VERLAGES: 


Die Spyanifihe Sutel 


Das Buch vom Entdeder Kolumbus 
von 


Sobannes Muron 


Preis kartoniert AM. 4.50 - Halbleinen Aut. 6.— - Seide Ri. 9.— 


Walter von Molo schreibt: 

„Es ift ein abfolutes Meifterwerk, rein, Elar, tief gefchloffen. Kin außerordentliches ftarkes Werk, eines 
der wenigen Werke, die ich Miiidegelefener mit dem ntereffe und der Sreude Ias, die ich feinerzeit als 
unbelafteter Zufeher der Literatur mein eigen nannte. Johannes Mluron ift nach diefer Probe ganz gewiß 

eine der allerflärfften Begabungen.“ 

Prof. Dr. Josef Nadler schreibt: 
„Ih babe vor diefem unbegreiflich fachtreuen und doch vergeiftigenden Bebilde des Gefühl, als begänne 
fih endlich das Chaos der legten zwei Jahrzehnte zu den erften Krfcheinungen einer neuen Profadichtkunft 
zu lichten. Überlieferung und Zuwachs, Rontrollierbares und Lleues find bier jenes Amalgama geworden, 

in dem fich gültige Kunft zu verraten pflegt.” 


Supn Brand 


Der neue Zeitroman 
von 


Die Brites 


« Halbleinen RT. 7.— » Seide AN. 10.— 


Hans Franck schreibt: 
„Den Jupp Brand fchrieb ein zum Mann herangereifter, um Gegenwart und Zukunft ernfthaft ringender, 
die epifche Sorm voll meifternder, verantwortungsbewußter deutfcher Dichter.“ 
Dr. Werner Mahrholz schreibt: 
»Der Roman ift in einem fchönen Sinne aktuell, als Darftellung einer Menfchenfchicht und Gefinnungss 


gemeinfchaft und als Selbftbefinnung diefer jugendbewegten Schichten auf die Aufgaben, die ihrer Barren. 
Es ift viel zufünftiges deutfches Leben in diefem Roman.“ 


Die unsleiden Zwillinse 


Der Monfchauer Heimatroman 
von 


Zudwis Mathar 


Preis Kartoniert AMT. 5.— + Halbleinen At. 7.— -» Seide Rt. 10.— 


Dr. Heinrich Saedler schreibt: 


„Wir find in der neuen deutfchen Dichtung nicht reich an Werken beiterer Art. Gier haben wir eines, 
das von Laune überfprudelt, unbefümmert um alle Problemwälzerei und alles mübfame Geftalten. Man 
wird nicht müde, ihm zuzubören.“ 


Das neue Mannheimer Volksblatt schreibt: 


„Das launige und doch fo erfchütternde Buch läßt auf den bebaglich gefchilderten “Sintergrund die 

Schwelle zweier Zeiten auftauchen, die der alten mit ihrem wertvollen But und Pflichttreue und WTannesr 

ol; und der neuen mit ihrem fteieren und weiteren Lebensgefühl und den dunklen Schatten einer 
anbrechenden Epoche.“ 


BÜHNENVOLKSBUNDVERLA& BERLIN 


Preis Eartoniert At. 5. 


SPAMER 
PROSPEKTE u.INDUSTRIE 
DRUCHKE 


KATALOGE KLISCHEES 


SPAMERSCHE BUCHDRUCKEREI LEIPZIG € 1 


VERLEGER: AKAD. VERLAGSGESELLSCHAFT m. b. H., LEIPZIG » DAVID NUTT, LONDON 
G. E.STECHERT & Co., NEW YORK - FELIX ALCAN, PARIS » NICOLA ZANICHELLI, BOLOGNA 
RUIZ HERMANOS, MADRID « RENASCENSA PORTUGUESA, PORTO 
THE MARUZEN COMPANY, TOKYO 


&& INTERNATIOKALE ZEITSCHRIFT FÜR WISSENSCHAFTLICHE SYNTHESE 
SCIENTI A ‚Erscheint monatlich (jedes Heft 100 bis 120 Seiten) 
33 Schriftleiter: EUGENIO RIGNANO 
IST DIE EINZIGE ZEITSCHRIFT mit einem wahrhaft internationalen Mitarbeiterstab. 
IST DIE EINZIGE ZEITSCHRIFT cie in der ganzen Welt verbreitet ist, 


IST DIE EINZIGE ZEITSCHRIFT der Synthese und der Zusammenfassung der Kenntnisse, 
welche die Hauptfragen sämtlicher Wissenschaften: der Geschichte der Wissenschaften, Mathe- 
matik, Astronomie, Geologie, Physik,Chemie, Biologie, Psychologie und Soziologie behandelt. 


15T DIE EINZIGE ZEITSCHRIFT a1so, weiche, während sie direkt alle Förderer der Statistik, 
der Demographie, der Ethnographie, der Ökonomie, der Jurisprudenz, der Religionsgeschichte und 
der Soziologie im allgemeinen durch ihre zahlreichen und wichtigen, diese Wissenschaften betreffen- 
den Artikel und Berichterstattungen interessiert, ihnen die Möglichkeit bietet, in gedrängter und 
synthetischer Form auch die höchsten Aufgaben aller anderen Wissenszweige kennenzulernen. 


IST DIE EINZIGE ZEITSCHRIFT, die sich rühmen kann, unter Ihren! Mitarbeitern die be- 


rühmtesten Gelehrten in der ganzen Welt zu besitzen, 


Die Artikel werden in der Sprache ihrer Verfasser veröffentlicht; in jedem Heft befindet sich ein 
Supplement, das die französische Übersetzung von allen nichtfranzösischen Artikeln enthält. Die 
Zeitschrift ist also auch denjenigen, die nur die französische Sprache kennen, vollständig zugäng- 
lich. (Verlangen Sie vom Generalsekretär der „Scientia’‘' in Mailand ein Probeheft unentgeltlich, 
unter Einsendung von 50 Pf. in Briefmarken zur Deckung der Versandspesen.) 


t reis für Deutschland R.-Mk. 30.—. — Die Büros der „SCIENTIA“: 
Yia A De Togni 12 Mailand (116). — Generalsekretär der Büros der. Redaktion; Dokt. PAGLO BONETTI, 


Generalvertretung für Deutschland: Buchhandlung Gustav Fock G@. m. b. H., Leipzig, Schloßgasse 7—9 
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 Inbalt: Geleitwort von Professor Karl Haushofer / Vorwort / Einkining { Reform 
und Renaissance im Islam / Der Panislamismus / Die religiöse Renaissance in Indien / 
Großbritannien und der Orient / Die russische Revolution und der Orient / Die‘ 
nationale Bewegung in Ägypten / Der türkische Nationalismus / Das neue Arabien / 
Wandlungen in Persien und Afghanistan /Das Erwachen Indiens/Dasneue Bewußtsein 
in Indien / Schlußwort / Übersetzung fremdsprachiger Zitate / Bibliographie / Register 


Shaupfatz} Arabien, Ägypten, Türkei, Indien, Persien, Streiflichter auf mohammedanisches Rußland, 
Atrika, Ostasien. Thema :'Die Entwicklung des Nationalismus unter dem Einfluß der religiösen Be- 
wegungen (Wahhabismus, Arja Sawadsch, Abinsa usw.), der russischen Revolution und der englischen 
Herrschaft. Werfaffer lebt seit langer Zeit im Orient, kennt aus langjähriger Erfahrung Rußland und 
England.  Zehnjährige Quellenstudien ergaben eine Fülle unbekannten Materials. Erste umfassende 
Bibliographie. eferhteig: Politiker, Historiker, Orientalisten, Soziologen, Nachschlagewerk für Re- 
daktionen und Bibliotheken aller am Orient interessierten Häuser. 


